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Geld stinkt nicht 

Parteispenden lassen Interessen deutlich werden, 
Sponsoring für die bevorzugte Partei ist völlig un¬ 
durchsichtig, Veröffentlichungspflicht gefordert. 
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Gewollte Eskalation 

Die schwersten faschistischen Krawalle der Nach¬ 
kriegszeit fanden im August 1992 in Rostock-Lich- 
tenhagen statt. 
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Entlastungsoffensive 

Statt der Abgasmafia stehen Stephan Weil und das VW-Gesetz am Pranger 



D as Timing war wie immer prä¬ 
zise. Nur Tage nach dem „Die¬ 
selgipfel“ räumte die Nachricht 
vom konzerneigenen Ministerpräsi¬ 
denten Stephan Weil die Debatte über 
Abgasbetrug und schwarz-roten Gip¬ 
felklüngel ab. Die Autobosse konnten 
in aller Ruhe nach Hause fahren. Sie 
hatten Dobrindt und Merkel die bil¬ 
ligste und lächerlichste aller Lösun¬ 
gen angedreht. Ein Software-Patch, 
ein Pflasterchen für ein kleines Miss¬ 
geschick. Wenn es etwas helfen würde, 
wäre es kriminell gewesen, ihn nicht 
schon längst aufgespielt zu haben. 
Wäre das Dieselproblem mit einem 
modifizierten Algorithmus zu lösen, 
hätte man sich nicht schon vor Jahren 
mit einer Betrugssoftware in die Ille¬ 
galität begeben müssen. Der Abgas¬ 
betrug kann weiter gehen. Die Städ¬ 
te werden weiter verpestet. Nur redet 
niemand mehr davon. 

Stattdessen beherrscht die SPD 
die Schlagzeilen, besser, sie wird von 
den Schlagzeilen beherrscht. Der Ab¬ 
gasskandal ist zu einem Problem der 
SPD geworden. Es war schon immer 
ein probates Mittel, eine neue Sau 
durchs Dorf zu treiben, um die alte 
vergessen zu machen. Passgenau 
hat die Grünen-Abgeordnete Elke 
Twesten ihren Austritt aus der Frak¬ 
tion im Landtag verkündet. Sie sehe 
„ihre politische Zukunft in der CDU“. 
Und ebenso pünktlich kommt heraus, 
dass Stephan Weil einen Redetext in 
Wolfsburg zur Genehmigung vor¬ 
gelegt hat. Es ist einer der seltenen 
Momente, in dem die Chance, einen 
SPD-Ministerpräsidenten zu demon¬ 
tieren, das VW-Gesetz anzugreifen 
und gleichzeitig von einem der größ¬ 
ten Industrieskandale der Bundesre¬ 
publik ablenken zu können, die an¬ 
sonsten dominierende Regel außer 
Kraft setzt, die prozeduralen Gepflo¬ 
genheiten der politökonomischen 
Abhängigkeitsverhältnisse gefälligst 
unter der Decke zu halten. So ist hier 
gewissermaßen der staatsmonopolis¬ 
tische Kapitalismus am offenen Her¬ 
zen zu bewundern. 

Selbstredend musste der Minis¬ 
terpräsident so tun, als sei er von den 
Machenschaften des Konzerns, bei 


dem er im Aufsichtsrat sitzt, über¬ 
rascht und empört. Auch wenn das 
nach der nicht gerade bescheidenen 
Anzahl von Skandalen in den letz¬ 
ten Jahren nahezu skurril wirkt. Aber 
wenn schon mit Dreck geworfen wer¬ 
den muss, dann soll es doch so präzise 
sein, dass der Dreck von der konzern¬ 
eigenen Teflonoberfäche auch leicht 
abgleiten kann. Die Scheinheiligkeit 
beginnt da, wo so getan wird, als wäre 
es in Berlin, München oder Stuttgart 
anders. Man muss sich nur den vor¬ 
auseilenden Gehorsam des Alexan¬ 
der Dobrindt oder die Bekehrung 
des Umweltheroen Winfried Kretsch- 
mann ansehen. 

Saarland verloren, Schleswig-Hol¬ 
stein, NRW - und nun Niedersachsen. 
Die Kartellmedien hatten die SPD 
recht erfolgreich in die Schulz-Fal¬ 
le gelockt. Der Würselener Bürger¬ 
meister, der außer seiner zur Schau 
getragenen Unbedarftheit und einem 
agendapolitischen „Weiter so!“nichts 


anzubieten hatte, wurde zur Licht¬ 
gestallt aufgeblasen. Nun wird aus 
der Demontage des „Schulz-Effek¬ 
tes“ der reale Schulz-Effekt. Schulz 
geht nicht nur als ein Ahnungsloser, 
sondern als „der Loser“ in die hei¬ 
ße Phase des Bundestagswahlkamp¬ 
fes. Um die Optionen Schwarz-Gelb, 
Schwarz-Grün oder „Jamaika“ er¬ 
öffnen zu können, erscheint eine 
weitere Marginalisierung der SPD 
hilfreich. Dergleichen ist ja in den 
Niederlanden oder Frankreich bei¬ 
spielhaft vorexerziert worden - vom 
Willy-Brandt-Haus fast schon maso¬ 
chistisch bejubelt. Mit „Niedersach- 
sen“ haben sich allerdings auch alle 
Rot-Rot-Grün-Phantasien endgültig 
in Rauch aufgelöst. 

Wieder einmal eng wird es auch 
für das VW-Gesetz. Bekanntlich war 
das VW-Werk von den Faschisten mit 
dem Vermögen der von ihnen zer¬ 
schlagenen Gewerkschaften aufge¬ 
baut worden. Diese erhielten ihr Ver¬ 


mögen nach 1945 selbstredend nicht 
zurück, sondern wurden klassisch 
sozialpartnerschaftlich in das impe¬ 
rialistische Nachkriegsprojekt BRD, 
konkret: in eine starke Mitbestim¬ 
mungsposition bei VW eingebunden. 
Gewissermaßen als Ausgleich sicherte 
das „VWGmbHÜG“ dem Land Nie¬ 
dersachsen einen Aktienanteil von 
20,2 Prozent und eine Sperrminorität 
zu. Mit dem VW-Gesetz wurde aber 
auch, in einem Deal zwischen Land, 
Bund und Gewerkschaften, die Priva¬ 
tisierung der „restlichen“ 79,8 Prozent 
ermöglicht. Aber 79,8 Prozent ist den 
Marktradikalen natürlich nicht genug. 
Darum ist nun das Land Niedersach¬ 
sen, sind seine 20,2 Prozent bei VW, 
am Abgasbetrug einer ganzen Bran¬ 
che schuld. Es ist eben nichts zu däm¬ 
lich, um nicht von der Qualitätspres¬ 
se als Sau durchs Dorf getrieben zu 
werden. 

Klaus Wagener 

Siehe auch Kommentar auf Seite 9 


Angriffe, vor allem von außen 

Venezuela auf dem Weg zu einer neuen Verfassung 


Die verfassunggebende Versamm¬ 
lung (Constituyente) hat ihre Arbeit 
aufgenommen. Als erste Entschei¬ 
dung wählten die 545 Abgeordneten 
die frühere Außenministerin Del- 
cy Rodriguez zur Präsidentin der 
Constituyente. Vizepräsidenten sind 
Aristöbulo Istüriz und Isaias Ro¬ 
driguez, die beide bereits der Ver¬ 
sammlung angehörten, die die Ver¬ 
fassung von 1999 erarbeitet hatte. 

Eine weitere Entscheidung der 
Constituyente betraf die Absetzung 
von Luisa Ortega, die in ihrem Amt 
als Generalstaatsanwältin versucht 
hatte, das Zustandekommen der Ver¬ 
sammlung zu verhindern. „In Vene¬ 
zuela ist ein Putsch gegen die Verfas¬ 
sung in vollem Gange“, sagte Ortega 
zu ihrer Absetzung. Zum neuen Ge¬ 


neralstaatsanwalt wurde Tarek Wil¬ 
liam Saab ernannt, der Ortega vor 
allem vorwarf, angesichts der über 
hundert Opfer gewaltsamer Protes¬ 
te nicht gehandelt zu haben. Sie habe 
das Recht vernachlässigt, nicht früh 
genug agiert und gewalttätigen Grup¬ 
pen erlaubt, Bereiche unter ihre Kon¬ 
trolle zu bringen, die nun von ihnen 
befreit werden müssten, um wieder 
Ruhe und Ordnung herzustellen. Die 
Zeit der Straflosigkeit für Gewalttä¬ 
ter sei nun vorbei, so Saab. 

Die südamerikanischen Staaten 
Argentinien, Brasilien, Paraguay und 
Uruguay schlossen als Reaktion auf 
die Entlassung Ortegas Venezuela 
aus dem Wirtschaftsblock Mercosur 
aus. Die USA drohen mit Sanktio¬ 
nen, darunter einem Ölimportstopp. 


Auch die Europäische Union hat die 
jüngsten Entwicklungen in Venezuela 
kritisiert und erneut einseitig die Re¬ 
gierung und deren Unterstützer für 
die Krise verantwortlich gemacht. 
„Der Amtsantritt der Verfassungge¬ 
benden Versammlung und deren ers¬ 
te Handlungen, darunter die Entfer¬ 
nung Luisa Ortegas aus ihrem Amt 
als Generalstaatsanwältin, haben die 
Aussicht auf eine friedliche Rückkehr 
zur demokratischen Ordnung in Ve¬ 
nezuela weiter verschlechtert“, ließ 
die EU-Außenbeauftragte Federica 
Mogherini wissen. 

Die Angriffe auf den Versuch, die 
Verhältnisse in Venezuela zu stabi¬ 
lisieren, kamen allerdings nicht aus¬ 
schließlich von außen. In der vene¬ 
zolanischen Stadt Valencia griffen 


am vergangenen Sonntag Bewaffnete 
einen Stützpunkt der B olivarischen 
Nationalen Streitkräfte an. Die Atta¬ 
cke konnte schnell zurückgeschlagen 
werden, zwei der Angreifer wurden 
dabei nach Regierungsangaben getö¬ 
tet und acht festgenommen. Sie ka¬ 
men nach Aussagen der Streitkräfte 
nicht weiter als bis in den Eingangs¬ 
bereich der Kaserne. In einer Erklä¬ 
rung des Oberkommandos der vene¬ 
zolanischen Streitkräfte hieß es, die 
gefassten Angreifer hätten gestan¬ 
den, durch extremen Rechte ange¬ 
heuert worden zu sein, die in Verbin¬ 
dung zu ausländischen Regierungen 
stünden. 

Die Proteste der Opposition 
scheinen derweil abzuebben. Das 
Handelsblatt bedauerte, dass den 


Thema der Woche 


Alternativen suchen 

Nicht nur die DKP diskutiert über den Weg, auf 
dem der Kapitalismus zu überwinden ist. Mit 
ihrem Leitantrag an den 22. Parteitag knüpft 
die DKP bewusst an das drängende Suchen 
nach grundsätzlichen Alternativen zum sich 
immer weiter bloßstellenden System der Bar¬ 
barei, des Krieges, der Zerstörung der Natur, 
der sozialen Spaltung, des Überflusses für die 
Millionäre und Milliardäre und des Hungers 
und der Not für Milliarden Menschen an. 

Der Leitantrag wird in der kommenden Aus¬ 
gabe der UZ beigelegt. 

Seiten 13 



Aus dem Programm 

11.30 Uhr 

Einlass, Infostände, Mittags¬ 
imbiss 

13.00 Uhr 

Die Oktoberrevolution - 
Beginn einer neuen 
Menschheitsgeschichte 

Konferenz mit Götz Diek¬ 
mann, Bruno Mahlow, Patrik 
Köbele, und Dietmar Dath. 
Kulturbeiträge während der 
Konferenz von Gina Pietsch, 
Achim Bigus, Erich Schaffner 
und RotFuchs-Singegruppe 

16.30 Uhr 

Revolution, Staat, 
Machtfrage und die 
deutsche Linke heute 

Podiumsdiskussion mit El¬ 
len Brombacher, Wolfgang 
Dockhorn, Florian Hainrich, 
Patrik Köbele, und Bruno 
Mahlow 

19.30 Uhr 

Konzert 

Free Willy 
Esther Bejarano 
& Microphone Mafia 


Aufrufen der Opposition zu Protes¬ 
ten gegen die verfassunggebende 
Versammlung „so wenige Menschen 
wie lange nicht mehr“ gefolgt seien. 
Es seien nur wenige Hundert De¬ 
monstranten zu sehen gewesen. Das 
sei laut Handelsblatt dadurch zu er¬ 
klären, dass die Angst umgehe, ver¬ 
haftet zu werden. Diese Sorge ist in¬ 
sofern berechtigt, als Angriffe auf so¬ 
ziale Einrichtungen, Wahlbüros und 
Regierungsanhänger, wie sie in der 
Vergangenheit vorgekommen sind, 
nicht mehr straffrei bleiben, wenn 
man den Ankündigungen des neu¬ 
en Generalstaatsanwalts Glauben 
schenken kann. 

Lars Mörking 

Siehe auch Seite 8, „Im Bild “ und Seite 
9, Kommentar 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Alles gut 

Bundesregierung legt 

D as Bundeskabinett hat am 
2. August den Sozialbericht 
2017 verabschiedet, in dem 
„die Leistungsfähigkeit des Sozial¬ 
staats“ dokumentiert werden soll. 
Bundesarbeits- und Sozialministerin 
Andrea Nahles (SPD) gibt sich gute 
Noten: 

„Die Sozialsysteme sichern elemen¬ 
tare Lebensrisiken ab, ermöglichen den 
Zugang zu notwendigen Leistungen 
wie Bildung, Gesundheit und Wohnen 
und sorgen für eine funktionierende so¬ 
ziale Infrastruktur. Kurz, sie sorgen für 
den sozialen Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft“ und wärmt die sozialpart- 
nerschaftliche Brühe auf: „Soziale Si¬ 
cherung und wirtschaftliche Leistungs¬ 
fähigkeit bedingen sich gegenseitig.“ 

Theaterstück im aktuellen 
Bundestagswahlkamp 

Wahlkampfwirksam präsentieren sich 
Nahles und ihre GroKo als soziale 
Wohltäter und punkten mit angeblich 
hohen staatlichen Sozialausgaben. Die 
stolze Kunde wird im bundesdeut¬ 
schen Pressewald gern weiterverbrei¬ 
tet: „Mehr als 900 Milliarden Sozial¬ 
ausgaben“ (Welt) und das Handelsblatt 
toppt: „Eine Billion Euro für Soziales“. 
Auf den ersten Blick macht das schon 
was her, und die 2016 für Sozialleis¬ 
tungen wie Renten, Arbeitslosengeld, 
Gesundheit und Pflege, für Familien, 
behinderte Menschen und Geflüchte¬ 
te verausgabten 918 Mrd. Euro sind ja 
auch 33 Mrd. Euro mehr als im Vor- 
jahr. 

Und ja, wenn die Regierenden 
nicht endlich zu einer Sozialpolitik 
gezwungen werden, die diesen Na¬ 
men verdient, dann werden die Sozi¬ 
alausgaben - wie vom „Handelsblatt“ 
prognostiziert - tatsächlich bis Ende 
kommender Legislaturperiode die Bil- 
lionengrenze überschreiten. Setzt man 
allerdings diese wuchtigen Zahlen mit 
der Wirtschaftsleistung (BIP) ins Ver¬ 
hältnis, relativiert sich das - die Sozi¬ 
alausgaben machen knapp 30 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts aus. Dieser 
Anteil ist seit 2011 in etwa auf demsel¬ 
ben Niveau geblieben. 

Armut steigt 

Der leichte Anstieg der Sozialausga¬ 
ben ist unter anderem Folge der Nie- 
driglohnpolitik der Regierenden, die 
immer mehr arbeitende Menschen in 
Deutschland zu Armen macht. Laut 
Sozialbericht gab es rund 1,19 Milli¬ 
onen erwerbstätige Menschen, deren 
Lohn so niedrig war, dass sie zusätz¬ 
lich Hartz IV erhielten. 


Anzeige 



DIE OKTOBER¬ 
REVOLUTION 

Erinnerungen 
und Zeugnisse 

Format: 15x22 cm, 304 Seiten 
mit Fotos, 27,00 € 

ISBN 978 3 88975 261 1 

www.zambon.net 


Sozialbericht 2017 vor und wärmt die sozialpartnerschaftliche Brühe auf 



Pfand Sammler in unserer sozialen Republik sind kein Thema im Sozialbericht der Bundesregierung 


Foto: Sascha Kohlmann 
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Er ist keine Wohltat der Regierenden, 
er verteilt keine Geschenke, sondern 
Leistungen für die die Versicherten 
selbst in Form von Beiträgen und 
Massensteuern gezahlt haben. 

Ererbter Reichtum 

Gern greifen die Medien in ihrer Be¬ 
richterstattung über diesen Sozialbe¬ 
richt die Ideologie von der Marktwirt¬ 
schaft als einer Leistungsgesellschaft 
auf, in der sich die Tüchtigen durch¬ 
setzen und die anderen eben zurück¬ 
fallen. 

Die soziale Wirklichkeit in unse¬ 
rem Land belehrt uns eines Besseren. 
Selbst der geschönte Armuts- und 
Reichtums Bericht musste eingeste¬ 
hen, dass bei Deutschlands Superrei¬ 
chen nicht harte Arbeit, sondern Erb¬ 
schaften und Schenkungen bei „zwei 
Dritteln der Hochvermögenden ein 
relevanter Grund für ihren Vermö¬ 
gensreichtum“ waren. 37 Prozent der 
„hart arbeitenden Mitte“, zu der sich 
36 Millionen Deutsche zählen, (For- 
sa/Stern) und 43 Prozent der „sozial 
Abgehängten“ sind der Ansicht, dass 
es im Lande „weitgehend ungerecht“ 
zugeht. 

Manfred Dietenberger 


Sabine Zimmermann, arbeits- 
marktpolitische Sprecherin und stell¬ 
vertretende Vorsitzende der Fraktion 
der „Linken“ im Bundestag kommen¬ 
tiert den Bericht: „Die soziale Siche¬ 
rung greift für immer mehr Menschen 
nicht mehr. Arbeit ist in vielen Fällen 
nicht mehr existenzsichernd. 1,1 Mil¬ 
lionen Beschäftigte beziehen ergän¬ 
zende Hartz-IV-Leistungen, da sie 
von ihrer Arbeit nicht leben können. 
Vorgelagerte Systeme wie die Ren¬ 
ten- oder die Pflegeversicherung sind 
nicht mehr in der Lage soziale Sicher¬ 
heit zu gewährleisten, so dass die Be¬ 
troffenen eine Sozialhilfeleistung in 
Anspruch nehmen müssen. 

Die Gesetzliche Rentenversiche¬ 
rung wurde so umgebaut, dass sie an¬ 
ders als in Österreich nicht mehr vor 
Altersarmut schützt. 

Die Soziale Pflegeversicherung 
deckt nur einen Teil der bei Pflege 
anfallenden Kosten. So kann ein Pfle¬ 
gefall in der Familie auch für relativ 
Gutverdienende schnell zum Armuts¬ 
risiko werden.“ 

Der Sozialbericht der Bundesre¬ 
gierung soll vergessen machen, dass 
der Sozialstaat das Ergebnis des weit 
über hundertjährigen harten Kampfes 
der Arbeiterinnenbewegung für ein 
Leben in Sicherheit und Würde ist. 


Einige Stichproben 


Armutslöhne sind Armutszeugnis 

„In Deutschland hat die Beschäftigung zu niedrigen Löhnen 
in den vergangenen Jahren zugenommen. Insbesondere 
im Bereich einfacher Tätigkeiten waren die Tarifvertrags¬ 
parteien oftmals nicht mehr selbst in der Lage, Arbeitneh¬ 
merinnen und Arbeitnehmervor unangemessen niedrigen 
Löhnen zu schützen.“ 

Sozialbericht der Bundesregierung, Seite 6 

Aus der Verantwortung gestohlen 

„Angesichts zunehmender Verknappungstendenzen auf 
vielen regionalen Wohnungsmärkten in Ballungsräumen 
nimmt die Bedeutung wirkungsvoller sozialer Sicherungs¬ 
instrumente des Wohnens zu. Hier geht es zum einen um 
eine gezielte finanzielle Entlastung der Haushalte durch 
Wohngeld und die Übernahme der Kosten der Unterkunft 
und Heizung (KdU) im Rahmen der Grundsicherung, zum 
anderen um die soziale Wohnraumförderung und ihre wich¬ 
tige Funktion für die Schaffung und Erhaltung eines preis¬ 
werten Wohnungsbestandes für einkommensschwächere 
Haushalte. Die Zuständigkeit für die soziale Wohnraum¬ 
förderung liegt seit der Föderalismusreform I aus dem Jahr 
2006 ausschließlich bei den Ländern.“ 

Sozialbericht der Bundesregierung, Seite 153 

Renten-Flop 

Betriebliche Altersversorgung (BAV):„Damit verfügen rd. 57 
Prozent der Beschäftigten über eine BAV. Die Verbreitung 
der BAV hat in den letzten Jahren nicht mit dem Beschäfti¬ 
gungsaufwuchs Schritt gehalten.“ 


Riester-Rente: „Die Gesamtzahl der Riester-Verträge be¬ 
lief sich Ende 2016 auf 16,5 Mio. Dabei sind im Jahr 2016 
im Vergleich zum Jahr 2015 rd. 53 000 Riester-Verträge 
neu hinzugekommen. Ursachen für eine gewisse Stagna¬ 
tion dürften unter anderem die durch die Finanzmarkt¬ 
krise und die niedrigen Zinsen verursachte Unsicherheit 
sein.“ 

Sozialbericht der Bundesregierung, Seite 60 

Profitorientierte Gesundheitsversorgung 

„Um dieses Ziel im Rahmen der gegebenen finanziellen 
Mittel zu erreichen und eine hohe Qualität der Versorgung 
dauerhaft zu gewährleisten, ist eine qualitäts- und wettbe¬ 
werbsorientierte Ausrichtung des deutschen Gesundheits¬ 
systems von grundlegender Relevanz. 

Ein funktionierender Qualitäts- und Preiswettbewerb sti¬ 
muliert die Kreativität der Akteure und fördert die Suche 
nach innovativen Lösungen. Dieser Suchprozess wiederum 
steigert die Qualität der Versorgung und ermöglicht die 
Erschließung von Wirtschaftlichkeitsreserven im Gesund¬ 
heitssystem.“ 

Sozialbericht der Bundesregierung, Seite 68 

Attraktives Steuerrecht für das Kapital 

„Das Steuerrecht muss den Anforderungen einer modernen 
Gesellschaft gerecht werden. Es muss bei einer zunehmend 
globalisierten Wirtschaft attraktive und faire Rahmenbe¬ 
dingungen für Innovationen und Investitionen der Unter¬ 
nehmen in Deutschland bieten.“ 

Sozialbericht der Bundesregierung, Seite 48 


Aus Betriebszeitungen der DKP 


Der lukrative Patient zuerst 

Mehr Kranke pflegen mit weniger Personal? 


Allein 300 Pflegekräfte fehlen im Kli¬ 
nikum Stuttgart. Um die Patientenver¬ 
sorgung trotzdem in der erforderlichen 
Qualität aufrecht erhalten zu können, 
ist es leider manchmal nötig, Patienten 
nicht aufzunehmen und die Klinik we¬ 
gen nicht belegbarer Betten (z.B. von 
der Notaufnahme) abzumelden. 

Patienten, bei denen man das ver¬ 
antworten kann, werden dann zu an¬ 
deren Ärzten oder Krankenhäusern in 
der Stadt weitervermittelt. Stimmt das. 
was der „Roten Spritze“ über das mil¬ 
lionenteure Wirtschaflichkeitsgutach- 
ten von Ernst&Young zu Ohren ge¬ 
kommen ist? Wollen die Wirtschafts¬ 
prüfer nach ihrer Begutachtung des 
Klinikums wirklich vorschlagen, dass 
trotz weiterer Personaleinsparungen 
die Patientenzahl im KH bis 2025 um 
19 Prozent gesteigert werden soll? Und 
empfehlen sie deshalb tatsächlich zum 
Problem Bettenkapazität die Redukti¬ 
on der Abmeldungen und den Ausbau 
selektiver Aufnahmen bei Priorisierung 
am besten nach erwartetem Deckungs¬ 
beitrag? 


Das wäre nichts anderes als Patienten¬ 
selektion nach Profitprinzip 

Soll in Zukunft also in jedem Unter¬ 
suchungszimmer der Ambulanzen eine 
Preisliste bzw. DRG-Erlösliste hängen, 
damit der ärztliche Dienst oder gar die 
Triagschwester die Fälle, die nix brin¬ 
gen, gleich weiterschicken und die ein¬ 
träglichen Patienten dabehalten kann? 
Wollen die Gutachter wirklich 

★ Einsparungen von Pflegestellen im 
Nachtdienst und auf Intensivstationen? 

★ Personalabbau in Patiententransport 
und Labor durch Privatisierungen? 

★ Aderlass im Reinigungsdienst von ca. 
20 Stellen? 

Eine Ohrfeige für die Beschäftigten 
des Klinikums! 

Empfehlen sie tatsächlich den Ge¬ 
meinderäten, über eine Änderung der 
Rechtsform des Klinikums nachzu¬ 
denken, weil durch die finanzielle Rü¬ 
ckendeckung und die satzungsmäßig 
gewährleistete Alimentierung des Ge¬ 
sellschafters die Motivation für Effizi¬ 
enz, Flexibilität und Eigenverantwor¬ 


tung im Handeln der Kliniken keine 
essentiell ausgeprägte sei? 

Soll das heißen, im Klinikum traben 
alle noch immer zu langsam und ohne 
Sinn und Verstand? Eine Ohrfeige für 
alle, die im Klinikum für die Patienten 
tagtäglich alles aus sich herausholen, 
um eine gute Versorgung zu realisieren. 

Gutachten von Wirtschaftsprüfern 
sind meistens gefährlich, weil sie von 
den Unternehmern bereitwillig aufge¬ 
griffen werden. 

Es soll sogar schon vorgekommen 
sein, dass Unternehmer dem Berater 
Empfehlungen nahegelegt haben, um 
eine Legitimation für Maßnahmen zu 
bekommen, die sie selbst Vorhaben. 

Die Gutachten der Wirtschaftsprüfer 
sollten den Beschäftigten bekannt ge¬ 
macht werden 

Kein Problem für den, der nichts zu 
verheimlichen hat, sollte man meinen! 
Bürgermeister Föll hat längst die Pläne 
für eine Umwandlung des Klinikums in 
eine Kommunalanstalt in der Schubla¬ 
de. aber noch ist nichts im Gemeinde¬ 


rat beschlossen - noch ist es Zeit sich 
zu wehren, für alle, die städtische Be¬ 
schäftigte bleiben und die demokrati¬ 
sche Kontrolle über das Klinikum auf¬ 
recht erhalten wollen, 
aus:„Rote Spritze“, Information des Branchenaktivs 
Gesundheitswesen der DKP Stuttgart, Nr. 6/2017 
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Verhandlungen verschleppt 
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Aktion der IG BAU am 5. August in Gladbeck 
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A m 15. August beginnt in Wies¬ 
baden die Tarifrunde für den 
Mindestlohn am Bau. Der Aus¬ 
gangspunkt für die Vereinbarung von 
Mindestlöhnen in der Bauwirtschaft 
liegt in der Praxis der Entsendung von 
Arbeitnehmern auf europäischer Ebe¬ 
ne. Im Baugewerbe herrscht die Praxis 
vor, dass ausländische Elnternehmer 
einen Bauauftrag mit eigenem Perso¬ 
nal erledigen, das oft viel schlechter 
bezahlt wird. 

„Erhebliche Einkommensunter¬ 
schiede zwischen inländischen und 
ausländischen Arbeitnehmern sind die 
Folge. Nach europäischem Recht sind 
Beschränkungen der Dienstleistungs¬ 
freiheit von Bauunternehmen aus dem 
ELI-Ausland zulässig, wenn auch für 
die Arbeitnehmer inländischer Eln¬ 
ternehmer dieselben Mindestarbeits¬ 
bedingungen gelten und die ausländi¬ 
schen Arbeitnehmer durch diese Min¬ 
destbedingungen einen zusätzlichen 
sozialen Schutz erhalten“, so die IG 
Bauen Agrar Elmwelt, (IG BALI) als 
die zuständige Branchengewerkschaft 
in ihren Erläuterungen zu den Mindest¬ 
löhnen im Baugewerbe. 

Mit dem Arbeitnehmer-Entsende¬ 
gesetz von 1996 wurden tarifvertragli- 



Industriegewerkschaft 
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Am 26. Juni teilte die Geschäftsführung 
des St. Josef Krankenhauses im Essener 
Stadtteil Werden den 39 Beschäftigten 
in der Küche und Cafeteria mit, dass 
die Küche und die Cafeteria geschlos¬ 
sen werden, und überreichte ihnen die 
Kündigung bis zum Ende dieses Jahres. 
„Wir waren wie vor den Kopf geschla¬ 
gen“, berichteten die betroffenen Kol¬ 
leginnen und Kollegen. „Zwar gab es 
schon lange Gerüchte darüber, dass ein 
Teil der Küche geschlossen wird - aber 
von einer kompletten Schließung war 
nie die Rede.“ 

Zukünftig soll das Essen für die Pa¬ 
tienten von dem Düsseldorfer Unter- 
nehmen Klüh geliefert werden. Dessen 
1992 gegründete Catering-Sparte ist die 
„Nummer eins der Contract Caterer für 
Kliniken und Krankenhäuser in Deutsch¬ 
land“. Im Geschäftsbericht 2016 heißt es 


In Baden-Württemberg verständigten 
sich in der vergangen Woche die „Ar¬ 
beitgeber“ im Einzelhandel und die 
ver.di-Verhandlungskommission nach 
sechs Verhandlungsrunden auf folgen¬ 
de Tariferhöhungen: 

2,3 Prozent mehr ab 1. Juni 2017, 
ab dem 1. April 2018 gibt es 2,0 Pro¬ 
zent mehr. Im März 2018 erhalten die 
Beschäftigten eine Einmalzahlung in 
Höhe von 50 Euro, die Auszubilden¬ 
den bekommen 25 Euro. Die Gesamt¬ 
laufzeit des Vertrags beträgt 24 Monate. 

Die Verhandlungen in der letzten 
Runde zogen sich über acht Stunden hin¬ 
weg, bevor es zum Abschluss kam. Die 
ver. di-Verhandlungskommission stimm¬ 
te einstimmig für Annahme. Für ver.di 
ist die Vereinbarung „ein guter Kompro¬ 
miss: Die Realeinkommen der Beschäf- 


che Mindestlöhne, Urlaubsbedingun¬ 
gen und Urlaubskassenbeiträge unter 
bestimmten Voraussetzungen für inter¬ 
national zwingend erklärt. Vor diesem 
Hintergrund konnte ein erster Tarifver¬ 
trag für Mindestlöhne im Baugewerbe 
zum 1. Januar 1997 vereinbart werden. 
Alle inländischen und ausländischen 
Unternehmer des Baugewerbes müs¬ 
sen die Bau-Mindestlöhne einhalten. 
Alles andere ist illegal und zieht bei 
Verstößen Bußgelder in Höhe von bis 
zu 500 000 Euro nach sich. 

Die Gewerkschaft hofft damit die 
Mindestlöhne als unterste Schranke 


stolz: „Wir konnten 2016 zum ersten Mal 
in der Firmengeschichte einen Umsatz 
von über 700 Mio. Euro erwirtschaften. 
Das entspricht einer Steigerung um 12,4 
Prozent, dabei wurden mehr als 2 000 
neue Arbeitsplätze geschaffen.“ 

Gegenüber potenziellen Kunden 
wirbt das Unternehmen: „Mit unserem 
Catering-Angebot erhalten Sie ein wirt¬ 
schaftliches Konzept, das Ihre Kosten 
spürbar und nachhaltig senken wird.“ 
Wie das für die 39 betroffenen Kollegin¬ 
nen und Kollegen umgesetzt wird, schil¬ 
dern sie wie folgt: „Einen Tag später kam 
auch direkt eine Abordnung von Klüh 
zu uns und hat uns gefragt, ob wir nicht 
für sie arbeiten wollen; natürlich für ein 
paar hundert Euro weniger als jetzt und 
ohne dass wir wissen, in welchem Klüh- 
Betrieb in welcher Stadt wir eingesetzt 
werden.“ Die Entlassenen sollen den 


tigten im Einzelhandel werden damit al¬ 
ler Voraussicht nach auch in diesem und 
im nächsten Jahr steigen - mehr Geld in 
unseren Taschen, das wir alle dringend 
brauchen.“ Nach Meinung der Gewerk¬ 
schaft haben die Streiks und Proteste in 
den vergangenen Wochen gewirkt. 

Am 9. August wird die Große Tarif¬ 
kommission endgültig über die Annah¬ 
me des Tarifergebnisses entscheiden. 

Ein ähnliches Ergebnis erzielte ver. 
di für den Einzelhandel in Niedersach¬ 
sen und Bremen. Demnach steigen die 
Einkommen ab 1. Juli 2017 nach zwei 
Nullmonaten um 2,3 Prozent und ab 
1. Mai 2018 um weitere 2,0 Prozent. 
Die Ausbildungsvergütungen steigen 
entsprechend jeweils ab 1. September. 
Zudem wird es im April 2018 eine Ein¬ 
malzahlung von 50 Euro geben, Auszu- 


für alle am Bau Beschäftigten über 
Jahre hinaus zu sichern. Dabei sollte 
die Kontrolldichte Schritt für Schritt 
erhöht werden. 

Der Tarifvertrag Mindestlöhne muss 
einer AVE (Allgemeinverbindlichkeits¬ 
erklärung) der Bundesregierung unter¬ 
liegen. Der aktuelle TV-Mindestlohn im 
Baugewerbe ist noch bis zum 31. De¬ 
zember 2017 AVE-gültig. Im TV sind 
zwei Mindestlöhne bisher vereinbart: 
Mindestlohn 1 („Helferarbeiten“) für 
ganz Deutschland 11,30 Euro und nur 
für West Mindestlohn 2 („Facharbei¬ 
ten“) von 14,70 Euro. Im Arbeitgeber- 


Preis zahlen für dieses „wirtschaftliche 
Konzept“, in dem die Lohnsenkung of¬ 
fensichtlich der Kerngedanke ist. 

In einem Flugblatt fordern die Ge¬ 
kündigten ihre Weiterbeschäftigung: 
„Das St. Josef Krankenhaus ist eine 
Tochterfirma des Uniklinikums. Dort 
arbeiten viele tausend Menschen. Da 
soll es keinen Platz für uns 39 Leute ge¬ 
ben? Lieber setzt man uns auf die Stra¬ 
ße. Einige von uns sind nicht mehr jung. 
Vielleicht werden wir nie wieder Arbeit 
finden. Das nimmt die Geschäftsführung 
billigend in Kauf. Oder wir müssen Vo- 
gel-friss-oder-stirb die schlechten Ver¬ 
träge bei Klüh annehmen. Beides wollen 
wir nicht! Wir haben ein Recht so behan¬ 
delt zu werden wie Menschen, die viele 
Jahre ihr Bestes für das St. Josef Kran¬ 
kenhaus gegeben haben. Wir fordern 
einen Arbeitsplatz direkt im Konzern.“ 


bildende erhalten 25 Euro. Die Tarifei¬ 
nigung hat eine Laufzeit von 24 Mona¬ 
ten vom 1. Mai 2017 bis 30. April 2019. 

„Mit der Einigung konnten wir in 
einer schwierigen Tarifauseinanderset¬ 
zung steigende Reallöhne durchsetzen“, 
bilanziert ver.di-Verhandlungsführer 
Arno Peukes. „Zudem konnten wir - 
gegen den ursprünglichen Willen der 
Arbeitgeber - die Erhöhung in beiden 
Jahren voll tabellenwirksam vereinba¬ 
ren. Ermöglicht haben dies die zahlrei¬ 
chen Beschäftigten, die mit Streiks und 
Protestaktionen bis zuletzt Druck auf 
die Arbeitgeberseite ausgeübt haben“, 
so der ver.di-Vertreter, „ihnen gilt ein 
besonderer Dank.“ 

Die Tarifvertragsparteien haben 
eine Erklärungsfrist bis zum 16. Au¬ 
gust vereinbart. 


lager werden die Stimmen lauter, den 
Mindestlohn 2 ganz abzuschaffen. 

Potenziell betroffen sind 114 000 
(West-) und 63 000 (Ost-) Beschäftigte. 
Das sind 38 Prozent aller Beschäftigten 
in West (Mindestlohn 1 und 2) und 51 
Prozent aller Beschäftigten in Ost (Min¬ 
destlohn 1). 

Soll diese „unterste Schranke“ also 
weiterhin, mit erhöhten Lohnvereinba¬ 
rungen selbstverständlich, im oben ge¬ 
nannten Sinne auch nach dem 31. Dezem¬ 
ber 2017 gelten, müssen in diesem Jahr die 
Tarifverhandlungen aufgenommen und 
zum Abschluss gebracht werden. 


In einem Solidaritätsschreiben an 
die Kolleginnen und Kollegen erklärt 
die DKP Essen: „Wenn alles rund um 
die Gesundheit zur Ware erklärt wird, 
führt das dazu, dass ständig Personal 
eingespart und die Arbeit immer weiter 
verdichtet wird. Das betrifft alle Berufs¬ 
gruppen im Krankenhaus. Wir unterstüt¬ 
zen eure Forderung nach Erhalt eurer 
Arbeitsplätze im St. Josef Krankenhaus 
(bei gleicher Bezahlung!) und stellen 
uns gegen die Outsourcing- und Kündi¬ 
gungspolitik der Klinikleitung! Wir sam¬ 
meln Unterschriften und werden euch 
diese zukommen lassen.“ 

Die Gewerkschaft ver.di hat eine 
Unterschriftensammlung gestartet, in 
dem die Forderung der 39 Entlassenen 
für einen Arbeitsplatz direkt im Konzern 
Uniklinikum unterstützt wird. 

Werner Sarbok 


ver.di konnte in beiden Verhand¬ 
lungsgebieten die Arbeitgeber nicht 
dazu bewegen, gemeinsam die Allge¬ 
meinverbindlichkeit der Tarifverträge 
zu beantragen. „Das Thema Allgemein¬ 
verbindlichkeit werden wir weiter mit 
hoher Priorität verfolgen, nach wie vor 
sehen wir darin eine große Chance, der 
weiteren Verbreitung von , Armutslöh¬ 
nen 4 in der Branche entgegenzuwir¬ 
ken“, so Sabine Gatz, Landesfachbe¬ 
reichsleiterin Handel in Niedersachsen 
und Bremen. In Baden-Württtemberg 
teilt ver.di in dem letzten „Tarifinfo“ 
mit: „Unseren Kampf für die Allge¬ 
meinverbindlichkeit unserer Tarifver¬ 
träge setzen wir fort! Am 9. September 
fahren wir gemeinsam zur zentralen 
Kundgebung nach Düsseldorf!“ 

WSK 


Die IG BAU hat die „Arbeitge¬ 
ber“ bereits zum Anfang des Jahres zur 
Aufnahme von Verhandlungen aufge¬ 
fordert. Funkstille auf deren Seite war 
die Antwort. Erst viel später, als von 
der Gewerkschaft gefordert, sind die 
„Arbeitgeber“-Verbände zur Zusage 
zu einem ersten Verhandlungstermin 
am 15. August bereit gewesen. Kalkül 
der „Arbeitgeber“: Eine zeitliche Ver¬ 
schleppung von Verhandlungen macht 
einen nahtlosen Übergang zum Ende 
2017 kaum noch möglich. Eine neue 
Bundesregierung (vielleicht eine CDU/ 
CSU/FDP-Koalition) ließe sogar ganz 
offen, ob sie eine Allgemeinverbind¬ 
lichkeitserklärung aussprechen wird. Es 
droht für viele Bauarbeiter der Rückfall 
auf den gesetzlichen Mindestlohn von 
8,84 Euro. 

Die IG BAU fordert in der anste¬ 
henden Verhandlungsrunde vor allem 
den Erhalt und eine Erhöhung der 
Mindestlöhne (und AVE-Erklärung) 
sowie die Einführung eines Mindest¬ 
lohns 2 für ganz Deutschland. 

Gelingt dies nicht, drohen massives 
Lohn- und Preisdumping. Mit den Fol¬ 
gen, das der Druck auf die heute nach 
normalem Lohntarif Beschäftigten 
(Gesellen zum Beispiel 19,51 Euro) im¬ 
mer größer wird. Die Zusammenhän¬ 
ge sind schnell erkennbar. Die Arbeit¬ 
geber im Baugewerbe werden für die 
nächsten Lohntarifverhandlungen im 
Gewerbe den Druck auf alle Beschäf¬ 
tigten erhöhen. 

Die IG BAU diskutiert auf Bau¬ 
stellen und in Betrieben mit den 
„Normal“-Tarifbeschäftigten, um ihre 
Solidarität mit den Mindestlöhnern zu 
erreichen und auf die langfristig mögli¬ 
chen Folgen für den Lohntarif im Bau¬ 
gewerbe eine Gegenwehr zu erzeugen. 

Peter Köster 


Verhandlungstermin 

vereinbart 

Die Tarifverhandlungen in der 
Versicherungsbranche gehen in die 
nächste Runde. Nachdem im Juni 
drei Verhandlungstermine schei¬ 
terten und ver.di einen zweitägigen 
Warnstreik durchführte, wurde jetzt 
bei einem Sondierungsgespräch 
zwischen „Arbeitgeber“-verband 
(AGV) und den Gewerkschaften 
ein Verhandlungstermin für den 
30. August vereinbart. Gewerk¬ 
schafter schätzen gegenüber der 
UZ den Sondierungs- und jetzt 
den Verhandlungstermin schon als 
Erfolg der Streiks ein. Die „Arbeit¬ 
geber“ wollten die Gewerkschaften 
ursprünglich auf Oktober vertrös¬ 
ten, um die Bundestagswahlen ab¬ 
zuwarten. 

Tarifrunde 

Papierindustrie 

Das Tarifpaket ist geschnürt. Ab 
1. Juli 2017 steigen die Löhne und 
Gehälter der 50 000 Beschäftigten 
in der Papierindustrie um 2,4 Pro¬ 
zent, ab 1. August 2018 erfolgt eine 
weitere Erhöhung um 1,2 Prozent. 
Die Ausbildungsvergütungen stei¬ 
gen analog im ersten Schritt um 30 
Euro und im zweiten Schritt um 10 
Euro. Die Laufzeit des neuen Tarif¬ 
vertrags beträgt 20 Monate. Darauf 
haben sich IG BCE und Papier- 
“Arbeitgeber“ Ende Juni geeinigt. 

Seilbahn nun mit 
Betriebsrat 

Die Belegschaft der Tegelbergbahn 
in Schwangau hat einen Betriebs¬ 
rat gewählt. Dieser Schritt war von 
der Eisenbahn- und Verkehrsge¬ 
werkschaft EVG unterstützt wor¬ 
den. Auslöser für die Gründung des 
Betriebsrats waren „Zustände, die 
man verbessern muss“, erklärte der 
zuständige Gewerkschaftssekretär 
Michael Ferber. Das Arbeitszeitge¬ 
setz sei nicht eingehalten worden, 
auch seien Angestellte für die glei¬ 
che Arbeit unterschiedlich bezahlt 
worden. 


An Klüh ausgeliefert 

Küchenpersonal in Essener Krankenhaus soll Lohnkürzung hinnehmen 


Tarifabschluss im Einzelhandel 

Zweistufige Lohnerhöhung bei zweijähriger Laufzeit 
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Alles für die Investoren Schlechte Luft 


Ein Bauvorhaben in der Rigaer Straße sorgt für Ärger 



D erzeit ist die Rigaer Straße in 
Berlin-Friedrichshain wieder 
in den Schlagzeilen. Aber nicht 
etwa wegen neuer Randale oder weite¬ 
rer Polizeieinsätze. Aktuell fordert ge¬ 
rade auch niemand wieder einmal die 
Räumung der Rigaer 94, eines Treff¬ 
punkts der „linken autonomen Szene“ 
Das Problem, das die Anwohnerin¬ 
nen und Anwohner der Rigaer Straße 
derzeit viel mehr beschäftigt und ge¬ 
gen das es täglich gegen 19 Uhr Pro¬ 
teste gibt, das sogenannte „Kiezschep¬ 
pern“, ist eines, das symptomatisch für 
die Stadtentwicklungspolitik des ge¬ 
genwärtigen „rot-rot-grünen“ Senats 
in Berlin ist. Auf der einen Seite gibt 
es eine Vereinbarung zwischen den 
sechs städtischen Wohnungsunterneh¬ 
men und dem Senat über „Leistbare 
Mieten, Wohnungsneubau und soziale 
Wohnraumversorgung“, mit der Mie¬ 
terinnen und Mieter tatsächlich teil¬ 
weise entlastet werden könnten. An¬ 
dererseits steigen Boden- und Immobi¬ 
lienpreise. Vor allem in der Innenstadt. 
Und es gibt es offenbar keine Grenzen 
für Investoren. 

Letzteres zeigt sich derzeit und bei¬ 
spielhaft ausgerechnet in der Rigaer 
Straße. Dort beginnt die Berliner Im¬ 
mobilienfirma CG Deutsche Wohnen 
GmbH mit dem Bau des Carre Sama- 
Riga. Allein in dieses Projekt der CG 
sollen ca. 35 Millionen Euro fließen. 
Entlang der Rigaer Straße 71-73a wird 
es eine Neubebauung geben, ein Alt¬ 
bau im Hof soll saniert werden. Dafür 
wurden an dieser Stelle - noch unter 
dem alten Senat - im vergangenen Jahr 
denkmalgeschützte Häuser abgerissen. 
Für den Abriss wurde der Denkmal¬ 
schutz aufgehoben, d.h. den Interessen 
der Investoren geopfert, wie der Fried- 
richshainer Geschichtsverein Wolfgang 
Kohlhase e.V. kritisierte. Geplant sind 
insgesamt 133 Wohnungen, die zwi¬ 
schen 11 und 13 Euro/m2 kosten wer¬ 
den. Für die Mehrheit der Menschen, 
die teilweise seit Jahrzehnten im Kiez 
leben, ist das unbezahlbar. Sozialwoh¬ 
nungen sind nicht vorgesehen. Auf der 
anderen Straßenseite wird gleichfalls 
gebaut. Dort sollen Eigentumswohnun- 


Proteste gehen weiter 

gen und ein Hotel entstehen. Nachdem 
der Baustadtrat Friedrichshain-Kreuz - 
bergs, Florian Schmidt (Grüne), im 
Frühjahr seine Unterschrift unter die 
Baugenehmigung verweigert hatte, 
kam Anfang Mai ein positiver Bescheid 
aus dem Arbeitsbereich der Senatorin 
für Stadtentwicklung und Wohnen Kat¬ 
rin Lompscher (Linkspartei). Baurecht 
wurde gewährt. Angesichts der Rechts¬ 
lage sei eben nichts zu machen. 

Im Kiez ging der Protest weiter. 
Aktuell sind viele zudem über das Be¬ 
zirksamt verärgert. Weil jetzt nämlich 
auch noch die Rigaer auf beiden Sei¬ 
ten der Baustelle für den Verkehr, aber 
auch für Fußgänger total gesperrt wur¬ 
de. Ein Bauzaun verbarrikadiert den 
Durchgang auf dem Straßenabschnitt 
zwischen Samariterstraße und Voigt¬ 
straße. „Die neuen Barrikaden in der 
Rigaer Straße“, nannte das am 3. Au¬ 
gust der Berliner „Tagesspiegel“. Bis 
Ende Februar 2019 soll die Sperrung 
dauern, die Wirtschafts- und Ordnungs¬ 
stadtrat Andy Hehmke (SPD) vertei¬ 
digt und nicht rückgängig machen will, 
weil sie angeblich der „Sicherheit aller 
Verkehrsteilnehmer“ dienen soll. „Da¬ 
rüber hinaus verkürzt sich die Bauzeit 


um zwei bis drei Jahre. Es kann so an 
beiden Baustellen gebaut werden“, hieß 
es zuvor in einer Mitteilung. Angeblich 
um das Baugeschehen zu beschleuni¬ 
gen. -Auch das ist ein Geschenk an die 
Investoren. 

Übrigens: Die Berliner Wohnungs¬ 
gesellschaft DEGEWO ist seit dem 
vergangenen Jahr darum bemüht, das 
Haus Rigaer Straße 94 vom Eigentü¬ 
mer, der bislang durch die britische Ge¬ 
sellschaft Lafone Investment vertreten 
wurde, zu kaufen. Laut „Morgenpost“ 
will die Berliner Finanzverwaltung mit 
einem Kauf oder der Verwaltung des 
Hauses erreichen, dass die Konflik¬ 
te vor Ort entschärft werden können. 
Mag sein, dass das gelingt und es auch 
zu einem dauerhaften Dialog kommt. 
Die Probleme um die Rigaer 94 könn¬ 
ten entschärft werden, die anderen 
bleiben. Und man wird sich erinnern: 
Es gab zum Anfang der Amtszeit viele 
Versprechen des neuen Senats wie der 
neuen Senatorin für Stadtentwicklung 
und Wohnen. Mittlerweile ist zu be¬ 
fürchten, dass auch unter „R2G“ ganz 
offensichtlich am Ende immer der In¬ 
vestor gewinnt. 

Nina Hager 


Nein zum Krieg? 

Die Wahlprogramme der Bundestagsparteien im Vergleich 


Seit Sonntag hängen die ersten Wahlpla¬ 
kate. Die CDU wirbt unter anderem mit 
Schlagwörtern zur „inneren Sicherheit“, 
zu Europa und „Deutschlands Stärke“, 
zur Wirtschafts-, Bildungs- und zur Fa¬ 
milienpolitik, die Grünen vor allem mit 
Aussagen zu Umwelt und Klima. Die 
ersten SPD-Plakate wurden schon über¬ 
klebt. 

Nur auf wenigen Wahlplakaten steht 
das Wort „Frieden“. Es sind vor allem 
Plakate der DKP sowie der Linkspartei, 
in deren Wahlprogramm zu den Bundes¬ 
tagswahlen ein eindeutiges „Nein zum 
Krieg“ steht: „Wir haben als einzige Par¬ 
tei und Fraktion im Deutschen Bundes¬ 
tag den Auslandseinsätzen der Bundes¬ 
wehr nicht zugestimmt und werden es 
auch in Zukunft nicht tun. Wir kämpfen 
für konsequente Abrüstung und wol¬ 
len den Export und die Produktion von 
Waffen und Rüstungsgütern verbieten.“ 
Sie macht auf die gefährliche Politik der 
Bundesregierung aufmerksam, die auf 
die Militarisierung der deutschen und 
europäischen Außenpolitik zielt. Gefor¬ 
dert wird der Rückzug der Bundeswehr 
von allen Auslandseinsätzen. Sie darf 
nicht in neue entsandt werden. 

Eindeutig sind auch die anderen Aus¬ 
sagen - u.a. zur Rüstung und zum Rüs¬ 
tungsexport sowie zum Verbot von Mas¬ 
senvernichtungswaffen und der Ächtung 
der Atomwaffen, zum Abzug aller Atom¬ 
waffen von deutschem Boden. 

Irritierend ist aber, dass am Ende des 
entsprechenden Kapitels dann in einem 
Satz plötzlich von Kampf- statt Aus¬ 
landseinsätzen die Rede ist. Vielleicht 
hat Gregor Gysi jüngst an diesen, den 


Forderungen des Wahlprogramms nicht 
entsprechenden Passus, gedacht, als er 
seine Partei wieder einmal zu Kompro¬ 
missen auffordert, um eine rot-rot-grüne 
Koalition im Bund möglich zu machen? 

Auch die Grünen haben in ihrem 
Wahlprogramm die „Welt im Blick“. 
Dauerhafter Frieden könne nur poli¬ 
tisch, nicht militärisch erreicht werden. 
Sie stehen für zivile Krisenprävention 
und Konfliktbearbeitung, treten für den 
Stopp der Waffenexporte in Krisenge¬ 
biete, für weltweite Abrüstung und das 
Verbot und die Ächtung von Atomwaf¬ 
fen ein. 

Auslandseinsätze der Bundeswehr 
werden jedoch nicht generell abge¬ 
lehnt - wohl auch mit Blick auf schwarz¬ 
grüne Koalitionen: „Die Anwendung 
militärischer Gewalt ist immer ein Übel. 
Wir erkennen jedoch an, dass es Situa¬ 
tionen gibt, in denen militärische Ge¬ 
walt unter eng begrenzten Bedingungen 
als äußerstes Mittel gerechtfertigt sein 
kann.“ Aber wenn Auslandseinsätze der 
Bundeswehr nötig seien, dann bitte nur 
mit UN-Mandat und Zustimmung des 
Bundestages. 

Auch die SPD erklärt in ihrem „Re¬ 
gierungsprogramm“ unter der Über¬ 
schrift „Es ist Zeit für mehr Frieden und 
Stabilität in der Welt“: „Sozialdemokra¬ 
tische Außenpolitik ist dem Frieden ver¬ 
pflichtet. Wir setzen auf Dialog statt auf 
Konfrontation, auf fairen Interessenaus¬ 
gleich und Verhandlungslösungen.“ Man 
fordert Entspannungspolitik, Friedens¬ 
diplomatie, zivile Krisenprävention und 
ziviles Krisenmanagement (ähnliches 
findet sich übrigens im Wahlprogramm 


der FDP), für die mehr Mittel zur Ver¬ 
fügung gestellt werden müssten. 

Doch auch die SPD stellt Auslandsein¬ 
sätze der Bundeswehr nicht in Frage 
(wie auch die FDP nicht). Deutschland 
müsse eben mehr Verantwortung in Eu¬ 
ropa und der Welt wahrnehmen. Eindeu¬ 
tig bekennt sich die SPD zur Bundes¬ 
wehr und zur NATO. 

Die SPD ist aber zugleich für Abrüstung 
und wendet sich gegen das Zwei-Pro- 
zent-Ziel der NATO. Von einem Verbot 
von Rüstungsexporten in Krisenregio¬ 
nen ist nicht die Rede. Die SPD ist auch 
gegen die Schaffung einer europäischen 
Atomwaffenmacht oder gar eine atoma¬ 
re Bewaffnung Deutschlands und for¬ 
dert den Abzug aller taktischen Atom¬ 
waffen aus Deutschland. 

Im Gegensatz zu den anderen bislang im 
Bundestag vertretenen Parteien taucht 
der Begriff „Abrüstung“ im Wahlpro¬ 
gramm der Unionsparteien an gar kei¬ 
ner Stelle auf. Auch eine Ächtung und 
ein Verbot von Atom- und anderen 
Massenvernichtungswaffen ist für die 
Unionsparteien offenbar keine Option 
mehr. 

Aussagen zur Möglichkeit friedlicher 
Konfliktlösung fehlen. Angesichts 
„wachsender Gefährdungen“ von außen 
will man die Modernisierung und Auf¬ 
stockung der Bundeswehr vorantreiben, 
die Verteidigungsausgaben schrittwei¬ 
se - und entsprechend des NATO-Be- 
schlusses vom Juli 2016 - auf zwei Pro¬ 
zent des Bruttoinlandsprodukts erhöhen 
und natürlich viel mehr Verantwortung 
in Europa und der Welt wahrnehmen. 

Nina Hager 


Viel Stickstoffdioxid auch in den Autos 


Über die schlechte Luft in Großstädten 
wurde in den letzten Wochen viel ge¬ 
schrieben. Erhöhte Werte des gesund¬ 
heitsschädlichen Stickstoffdioxids ste¬ 
hen dabei im Mittelpunkt. Die kürzlich 
getroffene Entscheidung des Stuttgar¬ 
ter Verwaltungsgerichts hat den Weg 
für Fahrverbote geebnet. 

Aber auch in den Fahrzeugen selbst 
ist die Luft schlecht. In München wur¬ 
de im Juli eine Messung zu Stickoxi¬ 
den durchgeführt. Die Studie zeigt: 
Leidtragende sind vor allem die Au¬ 
tofahrer selbst. Die aktuelle Messung, 
mit einem am Institut für Umweltphy¬ 
sik der Universität Heidelberg entwi¬ 
ckelten, transportablen Gerät zeigt, 
dass die Autofahrer in der Münchner 
Innenstadt Stickstoffdioxidkonzentra¬ 
tionen von rund 90 Mikrogramm pro 
Kubikmeter im Pkw-Innenraum aus¬ 
gesetzt sind. Auf der Stadtautobahn, 
dem Mittleren Ring, sind es sogar 123 
Mikrogramm pro Kubikmeter und in 
den Münchner Tunnels rund 200 Mik¬ 
rogramm pro Kubikmeter Stickstoffdi¬ 
oxid, die sich im Autoinnenraum in sehr 
kurzer Zeit ansammeln. 

In Auftrag gegeben hatte die Studie 
die Bundestagsfraktion von Bündnis 
90/Die Grünen. Der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende Oliver Krischer 
meint, damit verschärfe sich das Pro¬ 
blem. „Es trifft nicht nur Anwohner 
und Fußgänger“, so der Grünen-Politi- 
ker. „Gerade Taxi- und Busfahrer sind 
von der schlechten Luft betroffen, weil 
sie ständig in der schlechten Luft un¬ 
terwegs sind.“ 

Die Wissenschaftler haben festge¬ 
stellt, dass die Konzentration des gif¬ 
tigen Gases im Auto in steilen Kurven 
nach oben schnellen, wenn ein Diesel 
vor ihnen gefahren ist. Auf bis zu 750 

DKP: Antikriegspartei 
ohne Wenn und Aber 

Die DKP ist nicht nur aktiver Teil der 
Friedensbewegung, sie benennt und 
bekämpft auch die gesellschaftlichen 
Kriegsursachen, wie schon Clara Zet¬ 
kin vor 100 Jahren: „Die kapitalistische 
Ordnung ist die große Menschenfres¬ 
serin.“ Der Frieden wird uns nicht ge¬ 
schenkt. Wir müssen ihn erkämpfen 
gegen die Macht der Banken und Kon¬ 
zerne, sowie die Rüstungsindustrie und 
ihren imperialistischen Staat. Das Kreuz 
für die DKP ist das entschiedenste Si¬ 
gnal, für den Frieden nicht die eigene 
Stimme abzugeben, sondern sie zu er¬ 
heben gegen Krieg und seine kapitalis¬ 
tischen Wurzeln. 

Krieg beginnt hier, vor unserer Haus¬ 
tür: Das AFRICOM ist die Drohnen¬ 
mord-Zentrale in Stuttgart- Möhringen. 
Hier werden die Tötungslisten erstellt. 
Das AFRICOM hat das Oberkomman¬ 
do über alle US-amerikanischen Ope¬ 
rationen auf fast dem gesamten afrika¬ 
nischen Kontinent. Der wird strategisch 
immer wichtiger, vor allem wegen der 
Rohstoffe. Noch bedrohlicher für den 
Weltfrieden ist allerdings die zweite US- 
Kommandozentrale, das EUCOM. Von 
hier aus werden alle US-Atomwaffen 
in Europa befehligt. Von hier aus wer¬ 
den auch die US- Truppen in Richtung 
russische Grenze koordiniert sowie die 
Nato-Manöver in der Ukraine. 

Auf dem Fliegerhorst Büchel la¬ 
gern 20 US-Atomwaffen, befehligt von 
Stuttgart. Laut Umfragen sprechen sich 
85 Prozent der Bevölkerung für einen 
Abzug der Atomwaffen aus. Der Bun¬ 
destag hat das sogar 2010 beschlossen. 
Doch die Bundesregierung tut so, als ob 
sie das nichts anginge. Stattdessen sollen 
die US-Atomwaffen modernisiert und 
umgerüstet werden zu kleineren, prä¬ 
ziseren Lenk- bzw. Gefechtsfeldwaf¬ 
fen. Seit dem 7. Juli gibt es einen von 
122 UN-Mitgliedstaaten beschlossenen 
Atomwaffen-Verbotsvertrag. Die Bun¬ 
desregierung hat sich jedoch geweigert, 
an den Verhandlungen teilzunehmen. 
Im Gegensatz dazu wagen sie es, über 
eigene Atomwaffen nachzudenken! 

Kornelia Lopau, Platz i der Liste der DKP 
in Baden-Württemberg 


Mikrogramm Stickoxid pro Kubikme¬ 
ter Luft draußen, auf 350 drinnen. Ihr 
Resultat: Die Insassen eines norma¬ 
len Wagens sind den giftigen Abgasen 
beinahe so konzentriert ausgesetzt, als 
würden sie sich direkt hinter ein Auto 
mit laufendem Motor stellen. 

In einem Interview mit der Neckar- 
Rhein-Zeitung weist Studienautor De¬ 
nis Pöhler auf eine weitere Untersu¬ 
chung hin. Vor einem Jahr hätten sie 
die Werte in Köln gemessen und „im 
Auto bis zu zehnmal so hohe Stickoxi¬ 
de wie an den Umweltmessstationen 
gefunden, im Mittel dreimal so hohe 
Werte“. In Tunneln könnten sie sogar 
noch viel höher sein. 

Laut Umweltbundesamt haben 
hohe Stickstoffdioxidwerte gesund¬ 
heitliche Folgen. Besonders Menschen 
mit chronischen Atemwegserkran¬ 
kungen wie zum Beispiel Asthmatiker 
oder Allergiker haben mit erhöhten 
Werten zu kämpfen. Stickoxide füh¬ 
ren zu einer Verengung der Bronchien 
und schädigen die Schleimhäute. Auch 
Herz-Kreislauferkrankungen werden 
mit Stickstoffdioxid in Verbindung ge¬ 
bracht. 

Bei Benzinern sind die Stickstoff¬ 
dioxid-Emissionen wegen des Kataly¬ 
sators kaum mehr messbar. Aus Die¬ 
selautos aber kommt das Reizgas prak¬ 
tisch ungefiltert durch die Lüftung ins 
Fahrzeuginnere. Ein Pollenfilter, wie 
er inzwischen in den meisten moder¬ 
nen Autos eingebaut ist, hilft nichts - 
er hält höchstens Feinstaub ab. Gegen 
Stickoxid wiederum würde nur ein Ak¬ 
tivkohlefilter helfen, der 80 bis 90 Pro¬ 
zent des Gifts filtern könnte. Doch der 
gehört nicht zur Standardausrüstung 
von Pkw. 

Bernd Müller 

Junge Genossinnen 
vor Gericht 

Am 4. Juni 2016, fand in Dortmund 
der Naziaufmarsch „Tag der deutschen 
Zukunft“ statt. 900 Nazis kamen nach 
Dortmund. Tausende Gegendemons¬ 
tranten in ganz Dortmund stellten sich 
dem Faschistenpack entgegen. Bünd¬ 
nisse riefen zu Protestkundgebungen 
auf. Auch die DKP und die SDAJ wa¬ 
ren darunter. Die Polizei riegelte die 
Nazidemonstration ab, Protest in Hör- 
und Sichtweite war fast unmöglich. 
Ein Versuch, auf die Route der Nazis 
zu kommen, scheiterte an den repres¬ 
siven Maßnahmen der Polizei. Schlag¬ 
stöcke und Pfefferspray wurden von 
den Polizisten schnell und effektiv ein¬ 
gesetzt. Es gab viele Verletzte unter 
den Antifaschisten, aber auch Verhaf¬ 
tungen. Gegen zwei Genossinnen der 
SDAJ wurde ermittelt. Vorgeworfen 
wurde ihnen - wie üblich - Widerstand 
gegen die Staatsgewalt und Landfrie¬ 
densbruch. Unterstützt von ca. 40 Ge¬ 
nossinnen und Genossen der DKP und 
der SDAJ, aber auch von der VVN/BdA 
und lokalen Antifaschistinnen, fand am 
21. Juli der Prozess gegen Marina und 
Victoria statt. 

Beide verlasen zu Anfang ein poli¬ 
tisches Statement, in dem sie nochmal 
Stellung nahmen zu den Ereignissen 
und ihrem Unverständnis, warum Na¬ 
zis in Dortmund laufen durften. Als 
Zeugen waren zwei Polizisten geladen. 
Diese konnten in ihren Aussagen nicht 
bestätigen, dass Marina und Victoria 
Polizisten absichtlich und vorsätzlich 
getreten hatten,wie der Staatsanwalt 
in seiner Anklageschrift behaupte¬ 
te. Der Richter wollte eigentlich das 
Verfahren gegen Marina und Victo¬ 
ria einstellen. Dies passte aber dem 
Staatsanwalt nicht, der unbedingt 
noch Sozialstunden für die beiden 
wollte. Zum Schluss muss nun jede 
der beiden 40 Sozialstunden ableisten 
in sechs Monaten, danach ist das Ver¬ 
fahren eingestellt. Marina und Victo¬ 
ria sind zufrieden mit der Einstellung 
des Verfahrens und waren überrascht 
über die vielen Teilnehmer an der Ge¬ 
richtsverhandlung. 

Diana Kummer 
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Die Knete bestimmt die Richtung 

„Pecunia non ölet“ oder „Geld stinkt nicht“ 



P ünktlich vor der anstehenden 
Bundestagswahl lassen sich ak¬ 
tuelle Zahlen und Namen finden, 
die unter dem Stichwort Parteispenden 
veröffentlicht werden. Gerade in den 
Monaten vor einer Wahl steigen die 
Summen und die Spenderzahl deutlich 
an, es liegt wohl an Interessen. Dabei 
wird das Geld von der Wirtschaft un¬ 
terschiedlich bei den Parteien inves¬ 
tiert, weil offensichtlich unterschied¬ 
liche „Ergebnisse“ erwartet werden. 
Das Parteiengesetz verlangt nicht, 
dass der Spender oder der Beglückte 
einen Grund für die Spende nennen 
muss. Eine solche Transparenz ver¬ 
langt der Gesetzgeber nicht. Der Bun¬ 
destag klärt auf: „Gemäß § 25 Abs. 3 
Satz 2 und 3 des Parteiengesetzes sind 
Spenden, die im Einzelfall die Höhe 
von 50 000 Euro übersteigen, dem 
Präsidenten des Deutschen Bundesta¬ 
ges unverzüglich anzuzeigen und von 
diesem unter Angabe des Zuwenders 
zeitnah als Bundestagsdrucksache zu 
veröffentlichen.“ 

Den Zahlen aus der Bundestags¬ 
verwaltung ist zu entnehmen, dass die 
Großspender die CDU (1,9 Mill. Euro) 
und FDP (1,5 Mill. Euro) bevorzugen. 
Das mag nicht verwundern. Auffällig 
ist allerdings, dass die FDP, weil oder 
obwohl sie noch nicht wieder im Bun¬ 
destag vertreten ist, acht mal so viele 
Großspenden wie SPD und Grüne zu¬ 
sammen erhielt. 

Den Vogel der Uneigennützigkeit 
schoss ein Unternehmer aus dem IT- 
Bereich ab: Ralph Dommermuth von 
der United Internet AG in Montabaur 
überwies der CDU eine halbe Million 
Euro, zu vermuten ist, dass er die „Di¬ 
gitalisierungsoffensive“, die der BDI 
fordert und die die zukünftige Bun¬ 
desregierung schon in Planung hat, un¬ 
terstützen möchte. Andere Zusammen¬ 
hänge können vermutet werden, wenn 
die Familie Quandt (Mehrheitsaktio¬ 
när bei BMW) 100 000 Euro an CDU 
und FDP überweist. Der arglose Bür¬ 
ger weiß, dass dies aber auch gar nichts 
mit dem Diesel und Kartellabsprachen 
zu tun hat. Das weiß auch der Daim¬ 


ler-Konzern, der CDU und SPD jeweils 
mit 100 000 Euro bedachte. Die Ge¬ 
staltung der Gesundheitspolitik könnte 
auch eine Rolle spielen, denn Lutz Hel- 
mig von den Helios-Kliniken spendete 
der FDP gleich 300 000 Euro. 

Hier eine Zusammenstellung nur 
für den vergangenen Monat (Juli 2017): 
Die FDP bekam 300 000 von der FKH 
Beteiligungs SE in München, 100 000 
Euro von der Droege Group Düssel¬ 
dorf, 50 100 Euro von Lars Dittrich 
aus Berlin, 55 000 Euro von der Sixt 
GmbH & Co. Autovermietung KG in 
Pullach, 90 000 Euro vom Verband der 
Metall- und Elektro-Industrie NRW in 
Düsseldorf (im Juni 2017 noch einmal 
110 000 Euro). 68 000 gingen von der 
Dr. August Oetker KG aus Bielefeld an 
die CDU. Ebenfalls an die CDU spen¬ 
dete Patrick Schwarz-Schütte aus Düs¬ 
seldorf 100 000 Euro. 

Bei den Spenden, die nicht von Fir¬ 
men und Verbänden kommen, fallen 
großherzige Persönlichkeiten auf: Ste¬ 
fan Quandt (BMW) mit 50 001 Euro 
für die CDU und noch einmal 50 001 
Euro für die FDP, Susanne Klatten 
(BMW) 50 001 Euro für die FDP. Mit 
insgesamt 370 000 Euro ist Prof. Dr. 
Hans-Joachim Langmann aus Seeheim- 
Jugenheim (Ex-Vorsitzender des Bun¬ 
desverbandes der Deutschen Industrie/ 
Merck KGaA) dabei. 

In kaum einem OECD-Land ist 
verborgene Einflussnahme durch Par¬ 
teispenden so weitgehend möglich wie 
hierzulande. So sind etwa in Frank¬ 
reich Spenden auf 7 500 Euro pro Per¬ 
son begrenzt, Unternehmensspenden 
sind dort ganz verboten. In Großbri¬ 
tannien werden Zuwendungen schon 
ab 1000 Pfund zeitnah veröffentlicht, 
und zwar in einer allgemein zugäng¬ 
lichen, leicht durchsuchbaren Daten¬ 
bank. Undurchsichtig bleiben auch 
die Einnahmen, die die Parteien aus 
Sponsoring erzielen. Sponsorengeider 
werden in den Rechenschaftsberich¬ 
ten nur in einem anonymen Sammel¬ 
posten erfasst („Einnahmen aus Ver¬ 
anstaltungen, Vertrieb von Druck¬ 
schriften und Veröffentlichungen und 


Erinnert ein wenig an John Heartfield 

sonstiger mit Einnahmen verbunde¬ 
ner Tätigkeit“). 2014 handelte es sich 
dabei um insgesamt 32,7 Millionen 
Euro, das sind fast neun Prozent der 
Gesamteinnahmen der Bundestags¬ 
parteien. Spitzenreiter ist wie schon in 
den Vorjahren die CSU, mit diesmal 
14 Prozent Sponsoring-Anteil an den 
Gesamteinnahmen. Über Höhe, Her¬ 
kunft und Anlass dieser Millionenbe¬ 
träge erfährt die Öffentlichkeit nichts. 
Warum das Parteisponsoring nicht den 
gleichen Transparenzpflichten unter¬ 
worfen ist wie die eh mangelhafte 
bei Parteispenden, lässt den Schluss 
zu, dass Sponsoring die Möglichkeit 
bietet, die vom Parteiengesetz vorge¬ 
sehenen Veröffentlichungspflichten 
gezielt zu umgehen und Parteien ver¬ 
deckte Spenden zukommen zu lassen. 
Seit Jahren steht Sponsoring deshalb 
in der Kritik. Aber diese Form schafft 
vielmehr direkten Einfluss auf The¬ 
mensetzung, Referentenauswahl und 


Einladungskreis als die nur allgemein 
abgegebene Parteispende. Unterneh¬ 
men und Wirtschaftsverbände über¬ 
wiesen insgesamt 15 Millionen Euro 
an Union, SPD, Grüne und Linke. 
Nicht einmal ein Viertel dieser Spen¬ 
den (24 Prozent) wird namentlich aus¬ 
gewiesen. Damit bleibt die Herkunft 
von 11,4 Millionen Euro, die aus Un¬ 
ternehmens- und Verbandskassen an 
Parteien flössen, dauerhaft anonym. 
76 Prozent der Unternehmensspen¬ 
den bleiben im Dunkeln. Die Veröf¬ 
fentlichungsschwellen sollten deutlich 
gesenkt werden, Spenden bereits ab 
2000 Euro in den Rechenschaftsbe¬ 
richten angezeigt werden, denn gera¬ 
de auf kommunaler Ebene haben auch 
solche Beträge schon erhebliches Ge¬ 
wicht und können mit Einflussnahme 
verbunden sein. Ab 10 000 Euro soll¬ 
ten Parteispenden sofort veröffentlicht 
werden. 

Uwe Koopmann 


Werner Seelenbinder 

Mitglieder der antifaschistischen 
Gruppe „Jugendwiderstand“ in Ber¬ 
lin haben an Werner Seelenbinder, 
den bekannten Kommunisten und 
Sportler, erinnert. Der Ringer war 
am 2. August 1904 in Stettin geboren 
worden. Aufgrund seines antifaschis¬ 
tischen Engagements von den Nazis 
festgenommen und zweieinhalb Jah¬ 
re in diversen Zuchthäusern und Ge¬ 
fängnissen interniert, ermordete man 
ihn am 24. Oktober 1944 im Zucht¬ 
haus Brandenburg. Die Mitglieder 
des Jugendwiderstandes legten Blu¬ 
men für Seelenbinder ab und besuch¬ 
ten die Gedenktafel in der Neuköll¬ 
ner Thomasstraße und seine kleine 
Gedenkstätte auf dem „Werner-See- 
lenbinder-Sportpark“. Dort zitierten 
sie auch aus dem Abschiedsbrief See¬ 
lenbinders: „Genossen, Kameraden! 
Bald werde ich nicht mehr unter den 
Lebenden verweilen. Meinen Kampf 
für Frieden und Sozialismus muss ich 
mit dem Leben bezahlen. Ich habe 
keine Angst vor dem faschistischen 
Henkerbeil, doch ich bin traurig, dass 
ich den Zusammenbruch des Faschis¬ 
mus und den Sieg des Sozialismus in 
Deutschland nicht mehr miterleben 
kann.“ 

Bundeswehr-PR-Agentur 

Das „Goldene G36“ für „Verdiens¬ 
te in der militärischen Nachwuchs¬ 
werbung - insbesondere für 1907 
minderjährige Rekruten 2016“ be¬ 
kam am Wochenende die PR-Agen¬ 
tur „Castenow Communications 
GmbH“ verliehen. Das Düsseldorfer 
Unternehmen ist für eine seit zwei 
Jahren laufende Bundeswehr-Nach¬ 
wuchs- und Image-Werbekampagne 
verantwortlich. Personen in blutver¬ 
schmierten Tarnanzügen lagen vor 
dem Bürohochhaus, zwei in schwar¬ 
ze Roben gekleidete Gestalten hiel¬ 
ten ein Transparent und ein Sensen¬ 
mann informierte vor dem Gebäu¬ 
de mit tiefer Stimme: „Heute ehre 
ich - der Gevatter Tod - ein ganz 
besonderes Unternehmen mit dem 
,Goldenen G36‘! Die Agentur, vor 
dessen Sitz wir gerade stehen, zeich¬ 
net sich sowohl durch Kreativität als 
auch durch Skrupellosigkeit aus“. Die 
satirische Preisvergabe war eine Ak¬ 
tion der DFG-VK. 


Kultur für alle 

Wie die SPD sich Kulturpolitik vorstellt 


Spiel mit der Angst 

Regierung will „Gefährder“ schneller abschieben 


Wer formuliert solche Plattitüden und 
glaubt, damit Aufmerksamkeit zu ge¬ 
winnen: „Kunst und Kultur bilden das 
Fundament unserer Gesellschaft. Men¬ 
schen besitzen ein Grundbedürfnis an 
Kultur. Sie ist essentieller Bestandteil 
unseres Lebens. Kultur ist das sinnstif¬ 
tende Gut und macht den Menschen 
erst zu dem, was er oder sie ist. Wir 
stehen für eine Kultur der Grundwer¬ 
te Freiheit, Gerechtigkeit und Solida¬ 
rität - gerade auch im künstlerischen 
Bereich. Die Kunst braucht alle Frei¬ 
heiten - und hat alle Freiheiten!“? 

Der Multifunktionär der SPD, Tors¬ 
ten Schäfer-Gümpel, ist neben anderem 
auch der Leiter der Kulturkommission 
der Partei. Er stellte vor kurzem soge¬ 
nannte „Kulturpolitische Leitlinien der 
SPD“ vor, möglicherweise in der Hoff¬ 
nung, damit im Bundestagswahlkampf 
punkten zu können. 

Ob damit auch Wünsche verbunden 
sind, wie anno 1972 würden sich hinter 
die Partei viele nahmhafte Künstlerin¬ 
nen und Künstler scharen, kann ange¬ 
sichts des dünnen Gehalts dieses Papiers 
füglich verneint werden. Die Partei ist 
seit Jahrzehnten in Regierungsverant¬ 
wortung in Bund und Land, ihre eige¬ 
ne Politik des Sozialabbaus, der Dere¬ 
gulierung und einer Schuldenbremse, 
hat ganz wesentlich dazu beigetragen, 
Kunst und Kultur ins Abseits zu schie¬ 
ben oder den Verwertungsmaschinerien 
der Industrie zu überlassen. Im Papier 
heißt es weiter: „Wir wollen Kunst um 
ihrer selbst willen fördern und nicht erst 
dann, wenn sie ökonomischen, sozialen 
oder politischen Zwecken nützt. Wir 
werden bei Projektförderungen künf¬ 


tig noch stärker auf Jurys zurückgreifen. 
Fachliche Expertise sollte bei Förder¬ 
entscheidungen stets leitend sein.“ Man 
fragt sich, wer mit diesem „wir“ gemeint 
ist, geht es um Projekte der eigenen Par¬ 
tei oder um Vorhaben, die aus Finanz¬ 
töpfen der Öffentlichen Hand gefördert 
werden sollen? Im weiteren Verlauf des 
Textes, der alle wichtigen Felder der 
Kunst- und Kulturwirtschaft abgrast, 
bleibt es bei mehr als allgemein gehal¬ 
tenen Betonungen, wie wichtig dieses 
und auch jenes sei. Ob es die Künstler¬ 
sozialversicherung ist, die nicht nur er¬ 
halten werden soll - obwohl es keine 
Stimmen gibt, die sie abschaffen wol¬ 
len - sondern für weitere sogenannte 
„Solo-Selbstständige“ zu öffnen, ob es 
die Beratungsmöglichkeiten für Studie¬ 
rende sind, die wohl angeblich alle da¬ 
nach streben, eine individuelle Karriere 
als Einzelkünstler zu starten oder ob es 
die anscheinend dringend notwendige 
Parität der Geschlechter in allen Kom¬ 
missionen, Jurys oder Gremien ist, für 
alle Bereiche bleibt es bei der unver¬ 
bindlichen „wünsch-dir-was“ Haltung. 

Da, wo die SPD ein wenig konkreter 
wird, kommt die Politik der Partei wie 
in anderen großen gesellschaftlichen 
Bereichen über die Beschwörung, dass 
Auswüchse korrigiert werden müssen, 
aber das Primat des neoliberalen Han¬ 
delns nicht in Frage gestellt wird, nicht 
hinaus. Schlimm wird es, wenn nach 
einer oberflächlichen Beschreibung, 
was zum deutschen und europäischen 
Faschismus zu tun sei, in üblich-üb¬ 
ler Weise heißt: „Das Erinnern an die 
SED-Diktatur in Deutschland ist eine 
gesamtdeutsche Aufgabe, die in Ost 


und West gleichermaßen bedeutsam 
ist. Die Arbeit der Bundesstiftung Auf¬ 
arbeitung soll finanziell und personell 
gestärkt werden. Neben der rechtlichen 
ist insbesondere auch die menschliche 
Anerkennung der Opfer und der von 
Unrecht Betroffenen eine wichtige ge¬ 
sellschaftliche Aufgabe. Wir setzen uns 
dafür ein, dass die Rehabilitationsgeset¬ 
ze entfristet werden. Auch im Bereich 
der Aufarbeitung des SED-Unrechts 
muss die historisch-politische Bildungs¬ 
arbeit der Gedenkstätten deutlich ver¬ 
stärkt werden.“ 

Die Kulturhoheit der Länder wird 
im Papier anerkannt, aber nach der 
richtigen Erkenntnis, „in fast allen 
deutschen Städten steht die kulturelle 
Infrastruktur vor erheblichen Heraus¬ 
forderungen: Sanierungen und Moder¬ 
nisierungen sind an vielen Orten über¬ 
fällig, die Anpassung an neue Bedarfe 
drängt. Bisher konnte dem nur punktu¬ 
ell begegnet werden, etwa durch einzel¬ 
ne Sanierungsprojekte.“ Dann kommt 
nicht etwa das Eingeständnis, dass soge¬ 
nannte „Leuchttürme“ wie der Bau der 
Elbphilharmonie oder der Wiederauf¬ 
bau des Berliner Schlosses dafür genau 
kontraproduktiv sind, sondern es wur¬ 
de zugestimmt bzw. sogar selbst poli¬ 
tisch verantwortet. Überall betreibt die 
SPD in Stadt und Land aktiv die wei¬ 
tere Gentrifizierung von Bezirken, ist 
aber der Meinung, dass „die Verfügbar¬ 
keit von preiswerten innerstädtischen 
Ateliers, Proben-, Versammlungs- und 
Präsentationsräumen zu den zentralen 
Faktoren für eine erfolgreiche Kultur¬ 
politik gehöre.“ 

Herbert Becker 


Mit Beginn dieses Monats sind neue 
Regelungen bezüglich der deutschen 
Abschiebepolitik in Kraft getreten. 
Ins Visier der Behörden geraten jetzt 
sogenannte „Gefährder“, die mittels 
elektronischer Fußfesseln überwacht 
und zudem in Abschiebehaft gesteckt 
werden können. Fragwürdig ist jedoch, 
wer künftig als solcher eingestuft wer¬ 
den kann und auf welcher juristischen 
Grundlage dies geschehen soll. In der 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
parlamentarische Anfrage der Links¬ 
fraktion im Bundestag versuchte man 
sich an einer Definition. Dieser entstam¬ 
me „der polizeifachlichen Terminolo¬ 
gie“ und finde „Anwendung im Bereich 
der politisch-motivierten Kriminalität“ 
(PMK). Der Begriff sei zudem „durch 
Beschlüsse der Innenministerkonferenz 
bundeseinheitlich abgestimmt und defi¬ 
niert“. Die Einstufung von Personen als 
„Gefährder“ allein löse jedoch angeb¬ 
lich keine Rechtsfolgen aus. „Die Ein¬ 
stufung als solche stellt keine rechtliche 
Grundlage zur Ergreifung von Maßnah¬ 
men dar, sondern sie gibt vielmehr An¬ 
lass zur Prüfung der rechtlichen Grund¬ 
lagen zur Ergreifung eben solcher Maß¬ 
nahmen nach den Bestimmungen des 
Gefahrenabwehrrechtes“, antwortete 
die Bundesregierung kryptisch. Aktu¬ 
ell hat das Bundeskriminalamt die Da¬ 
tensätze von 690 sogenannten islamisti- 
schen „Gefährdern“ gespeichert. Rund 
100 von ihnen sitzen derzeit in Haft. 
Ulla Jelpke, innenpolitische Spreche¬ 
rin der Linksfraktion, erklärte, bislang 
hätten sich „alle alarmistischen Progno¬ 
sen des Bundesinnenministers über die 


Zahl der Ausreisepflichtigen als skan¬ 
dalös falsch erwiesen“. 

Tatsächlich dürfte der schwammige 
Begriff des „Gefährders“ keine geeig¬ 
nete Grundlage im Kampf gegen mög¬ 
lichen Terrorismus darstellen. Vielmehr 
droht, dass die beschlossenen Gesetze, 
die vorsehen, dass der Einsatz von elek¬ 
tronischen Fußfesseln oder auch die In¬ 
haftierung abgelehnter Asylbewerber 
schnell auch auf Personen ausgedehnt 
werden könnten, die nicht das Eti¬ 
kett des „Gefährders“ tragen. Bislang 
konnten abgelehnte Asylbewerber nur 
in Abschiebehaft genommen werden, 
wenn der Termin der Abschiebung we¬ 
niger als drei Monate betrug. Dies ist 
nun anders, so können die Betroffenen 
nunmehr auch inhaftiert werden, wenn 
ihr Abschiebetermin noch unbekannt 
ist. Zukünftig darf das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) so¬ 
gar Handys und Computer von Asylbe¬ 
werbern durchsuchen. 

Die etablierte Politik versucht seit 
geraumer Zeit den Eindruck zu erwe¬ 
cken, dass zu wenig „ausreisepflichti¬ 
ge Personen“ tatsächlich abgeschoben 
würden, die Realität sieht jedoch an¬ 
ders aus: Allein im ersten Halbjahr 2017 
wurde gegenüber 23 891 abgelehnten 
Asylsuchenden eine sogenannte Aus¬ 
reiseentscheidung getroffen, die Zahl 
der erfolgten Ausreisen und Abschie¬ 
bungen ist höher und liegt bei 23 934 
Menschen. Allein das dürfte durchaus 
belegen, wie sehr seitens der Bundesre¬ 
gierung Stimmung gemacht und Vorbe¬ 
halte geschürt werden, die mit der Rea¬ 
lität nicht in Einklang zu bringen sind. 

Markus Bernhardt 
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Identitäre vor 
Tunesien blockiert 

Hafenarbeiter haben der „C-Star“ 
das Anlanden in tunesischen Häfen 
verweigert. Die C-Star wurde von 
Mitgliedern der rassistischen Iden- 
titären Bewegung, die größtenteils 
aus Deutschland stammen, gechar¬ 
tert. Der tunesische Gewerkschafts¬ 
dachverband UGTT hatte zu dieser 
Aktion aufgerufen. Zuvor hatten be¬ 
reits tunesische Fischer in zwei Häfen 
verhindert, dass das Schiff dort anle- 
gen konnte. Die Fischer und Arbei¬ 
ter wollen damit ein klares Zeichen 
gegen Rassismus setzen. 

Die C-Star wurde über Crowd- 
funding im Internet finanziert und 
ist seit Ende Juli auf See. Im zypri¬ 
otischen Famagusta war sie von den 
Behörden zuerst festgesetzt worden, 
konnte aber nach wenigen Tage ihre 
Fahrt fortsetzen. Seitdem verfolgt 
sie vor der libyschen Küste mehrere 
Schiffe von NGOs, die versuchen in 
Seenot geratene Flüchlinge zu ret¬ 
ten. Über Funk fordern die Identi- 
tären die Besatzungen auf, das Küs¬ 
tengebiet vor Libyen zu verlassen, in 
dem seit 2014 schätzungsweise über 
14 000 Menschen ertranken. 

Kubas private Taxis 

In Havanna haben sich zwei Ko¬ 
operativen von jeweils 100 „rute¬ 
ros“, wie die privaten Linientaxis ge¬ 
nannt werden, gebildet. Nachdem im 
März die privaten Taxifahrer gegen 
die Senkung der Preisobergrenzen 
und die Verknappung des günstigen 
Treibstoffes auf dem Schwarzmarkt 
streikten, wurde auf Betreiben des 
Transportministeriums ein Konzept 
der Taxikooperative erstellt. Es sieht 
vor, dass die Kooperativen Zugang zu 
günstigerem Treibstoff und Ersatztei¬ 
len erhalten und es Routen mit fes¬ 
ten Haltepunkten gibt, die von einer 
staatlichen Firma kontrolliert wer¬ 
den. Fahrten mit den Taxis der Ko¬ 
operativen kosten im Vergleich zu 
den Privaten etwa die Hälfte. Die Ko¬ 
operativen stehen allen Taxifahrern 
offen. „Dieses Projekt soll die öffent¬ 
lichen Dienstleistungen ordnen, wel¬ 
che heute die privaten Transporteure 
mit Autos zwischen vier und 14 Sitz¬ 
plätzen bieten“, erklärte die Vizemi¬ 
nisterin für Transport, Marta Oramas 
Rivero, im kubanischen Fernsehen. 

Misstrauensvotum 
gegen Zuma 

Die größte Oppositionpartei, die 
„Demokratische Allianz“ hat gegen 
den südafrikanischen Präsident Jacob 
Zuma ein Misstrauensvotum einge¬ 
reicht. Der ANC hält momentan 249 
der 400 Parlamentssitze, die Demo¬ 
kratische Allianz 89. Drittstärkste 
Kraft sind die sich als linksradikal 
gebärenden „Economic Freedom 
Fighters“ um den ehemaligen ANC 
Youth League Vorsitzenden Julius 
Malema mit 25 Sitzen. Sie unterstüt¬ 
zen die liberale Demokratische Al¬ 
lianz. Es könnte dieses Mal knapp 
werden, die Kritik an Zuma wird 
auch aus den eigenen Reihen stär¬ 
ker. Zuma wird für Korruption, Vet¬ 
ternwirtschaft und die stagnierende 
Wirtschaftsentwicklung verantwort¬ 
lich gemacht. Vor Monaten hatte die 
SACP Zuma zum Rücktritt aufgefor¬ 
dert, unterstützt vom Gewerkschafts¬ 
verband COSATU. 

Militär-Unterricht 

Die ungarische Regierung will ei¬ 
nen verpflichtenden Militär-Un¬ 
terricht an Schulen einführen. Die 
neue „patriotische und militärische 
Erziehung“ soll aber nicht als Wehr¬ 
sport an die Stelle des gegenwärtigen 
Sport- und Turnunterrichts treten, 
erklärte der Vize-Staatssekretär für 
Unterricht, Zoltän Maruzsa. „Es geht 
um Inhalte, um ein Lebensgefühl, wie 
dies jetzt schon im Geschichts- und 
Geografie-Unterricht zur Geltung 
kommen kann“, sagte Maruzsa. Ein 
weiterer Plan der Orbän-Regierung 
betrifft die Errichtung von rund 200 
Schießständen, an denen auch Ju¬ 
gendliche ausgebildet werden sollen. 
Lehrergewerkschaften und Eltern 
warnen vor einer Militarisierung un¬ 
garischer Schulen. 


Liebling Hassobjekt 

Ruandas Präsident Paul Kagame wiedergewählt 



Paul Kagame schafft es, den Laden am Laufen zu halten. 


R uanda hat den seit über 16 Jah¬ 
ren regierenden Präsidenten, 
Paul Kagame mit 98 Prozent, bei 
einer Wahlbeteiligung von 97 Prozent 
wiedergewählt. 6,9 Millionen Wahlbe¬ 
rechtigte konnten zwischen ihm und 
dem unabhängigen Kandidaten Phi¬ 
lippe Mpayima und Frank Habineza 
von der oppositionellen Grünen Par¬ 
tei wählen. 

Die Deutsche Welle stellt den zum 
dritten Mal wiedergewählten Präsiden¬ 
ten auf eine „Schurken-Staat“-Stufe mit 
Zimbabwes Staatschef Robert Mugabe, 
der im Westen als Bösewicht gilt. Einst 
hatte der in Afrika umtriebige Kriegs¬ 
verbrecher Tony Blair ihn noch einen 
„Visionär“ genannt und Bill Clinton 
„einen der besten Staatsmänner unse¬ 
rer Zeit“. Heute formuliert Germany 
Trade & Invest (GTAI) diplomatisch 
in ihrer Stärken-Schwächen-Analyse 
(SWOT): „Die Beziehungen zur in¬ 
ternationalen Gebergemeinschaft sind 
nicht spannungsfrei“. Zwar schätzt die 
GTAI die „liberale, korruptionsarme 
Wirtschaft“ Ruandas, aber die Rahmen¬ 
bedingungen seien „dennoch schlecht 
und die Ausgangslage bescheiden.“ 
Dabei versucht Paul Kagame, das 
Land aus der Abhängigkeit der Geber 
zu lösen. Als Buschguerilla-General be¬ 
friedete Paul Kagame 1994 nach dem 
Gemetzel der Hutu-Mehrheit an der 


Tutsi-Minderheit ein entvölkertes, zer¬ 
störtes Land, in dem eine Million Men¬ 
schen umgekommen waren. Kagame 
ist seit 1994 Präsident von Ruanda und 
tritt für die Ruandische Patriotische 
Front (RPF) an, die aus einer von ihm 
befehligten Tutsi-Miliz entstand. Er lös¬ 
te sich aus französischer Abhängigkeit, 
bestimmte 2008 Englisch statt franzö¬ 
sisch als Amts- und Unterrichtsspra¬ 
che und schloss sich 2009 dem briti¬ 


schen Commonwealth an. Er nahm im 
gleichen Jahr die unterbrochenen dip¬ 
lomatischen Beziehungen mit Frank¬ 
reich wieder auf, auch wenn er weiter¬ 
hin Frankreich der Mitschuld am Geno¬ 
zid bezichtigt. 

Auch wenn in „Le Monde“ Paul Ka¬ 
game als Vorzeigemodell eines afrika¬ 
nischen Präsidenten übertrieben dar¬ 
gestellt wird, sein Pragmatismus wird 
auf dem Kontinent dennoch geschätzt. 


Die wirtschaftliche Entwicklung spricht 
für ihn: Wachstumszahlen bei aktuell 8 
Prozent, die Inflation konstant um die 
5 Prozent und eine sinkende Armutsra¬ 
te. 2011 betrug die Armutsquote noch 
45 Prozent unter den 12 Mio. Einwoh¬ 
nern, die zur Hälfte minderjährig sind 
und zu 90 Prozent auf dem Land sich 
selbst versorgen. Die Landwirtschaft 
ist mit 40 Prozent des Bruttosozialpro¬ 
dukts der bestimmende Wirtschafts¬ 
faktor. Die Weltbank bescheinigt der 
früheren deutschen Kolonie im Doing- 
Business-Index ein investitionsfreund¬ 
liches Klima. Die Hauptstadt Kigali hat 
sich zu einem gesuchten Ziel im Mana¬ 
ger-Tourismus mit Internationalen Ta¬ 
gungen entwickelt. 

Am 17. März dieses Jahres besuch¬ 
te Paul Kagame den chinesischen Prä¬ 
sidenten Xi Jinping in Beijing, um die 
„freundschaftliche bilaterale strategi¬ 
sche Zusammenarbeit zu vertiefen“. Al¬ 
lein in den Jahren 2000 bis 2011 finan¬ 
zierte die Volksrepublik nach Angaben 
von aiddata.org 56 Entwicklungspro¬ 
jekte. Darüber hinaus profitiert das Bin¬ 
nenland Ruanda auch von den chine¬ 
sisch finanzierten Großprojekten in der 
Verkehrsinfrastruktur in den Nachbar¬ 
ländern wie Äthiopien und Kenia, die 
den Eisenbahn-Transport zu den Häfen 
für den Export verbilligen werden. 

Georges Hallermayer 


Weg vom Oligarchenregime 

„Kleinrussland“ - Eine Initiative der Führung der Donezker Volksrepublik 



Alexander Sachartschenko, Staatschef der DVR, bei den Feierlichkeiten zum Tag des Sieges am 9. Mai 2016. 


Die Führung der Donezker Volksrepub¬ 
lik ist politisch in die Offensive gegangen. 
Am 18. Juli hat das Staatsoberhaupt der 
DVR, Alexander Sachartschenko, die Bil¬ 
dung eines unabhängigen Staates Malo- 
rossia (Kleinrussland) vorgeschlagen, der 
beitrittswillige Gebiete der ehemaligen 
Ukraine umfassen soll, mit Ausnahme 
der Krim. Diesen Vorschlag unterbreite¬ 
te Sachartschenko gemeinsam mit dem 
stellvertretenden Vorsitzenden des Mi¬ 
nisterrats der DVR, Alexander Timofe- 
jew, und Vertretern aus zahlreichen Re¬ 
gionen der Ukraine, die als Flüchtlinge 
in der DVR leben. 

Hintergrund für diese Initiative ist 
der unverändert bestehende Konflikt mit 
dem Kiewer Regime. Die Minsker Ver¬ 
einbarungen, die auch von der Ukraine 
unterzeichnet worden sind, bestehen seit 
September 2014, der Maßnahmenkatalog 
zu deren Umsetzung seit Februar 2015. 
Doch Kiew hat keinen der dort festgehal¬ 
tenen Punkte umgesetzt, nicht einmal die 
Regelungen zu einem Waffenstillstand. 
Waffenstillstandsvereinbarungen gibt 
es immer wieder, sie werden von Kiew, 
wenn überhaupt, nur wenige Stunden 
eingehalten, danach gehen die Angriffe 
auf Wohngebiete und Infrastruktur des 
Donbass weiter. 

Auf politischer Ebene tut sich auch 
deshalb nichts, weil sich Kiew hartnäckig 
weigert, mit den Vertretern der Volks¬ 
republiken ernsthaft über Schritte wie 
Kommunalwahlen, ein Amnestiegesetz 
oder einen besonderen Status des Don¬ 
bass zu verhandeln - nicht einmal über 
Maßnahmen wie einen Gefangenenaus¬ 
tausch oder die Wiederaufnahme der 
Rentenzahlungen besteht Verhandlungs¬ 
bereitschaft. Trotz dieses Stillstands ist 
die Regierung der Russischen Föderation 
bislang nicht bereit, die Republiken des 
Donbass diplomatisch anzuerkennen, wie 
dies die Kommunistische Partei der Rus¬ 
sischen Föderation (KPRF) seit langem 
fordert.Die Initiative der DVR-Führung 
geht darüber hinaus. Veröffentlicht wur¬ 
den dazu zwei Dokumente: Erstens eine 
politische Deklaration, in der das Pro¬ 
jekt des Staates Ukraine als gescheitert 
erklärt wird. Die jetzige Regierung sei 
nicht legitim, da durch einen Staatsstreich 
an die Macht gekommen. Die ökonomi¬ 
sche Lage sei katastrophal, ein weiterer, 
diesmal offen ultranationalistischer bzw. 
faschistischer Staatsstreich stehe bevor. 
Gefordert wird ein Tribunal über die Ver¬ 
brechen Poroschenkos und mit ihm ver¬ 


bundener Kräfte, auch die Auslieferung 
des frühen Präsidenten Janukowitsch 
durch Russland. 

Die politische Aussage dieser Erklä¬ 
rung ist deutlich. Es geht nicht um eine 
Abspaltung des Donbass, sondern um die 
Ermutigung der Ukrainer zur Beseiti¬ 
gung des durch Faschisten unterstützten 
Oligarchenregimes, um eine weitgehen¬ 
de Föderalisierung und damit um einen 
Ausweg aus dem Krieg. Dazu sagte Sa¬ 
chartschenko: „Wenn wir eine deutliche 
Antwort auf die Frage geben, was wir 
nach dem Krieg wollen, werden wir am 
schnellsten eine Art finden, wie wir aus 
ihm herauskommen.“ Der Kampf richte 
sich weder gegen die Ukrainer noch ge¬ 
gen die ukrainische Kultur, sondern ge¬ 
gen das Kiewer Regime. Es geht dabei 
auch um den Weg heraus aus dem oli- 
garchischen Wirtschaftsmodell, der teil¬ 
weise schon über den Kapitalismus hi¬ 
nausweist. 

Dies ist aus dem Verfassungsakt er¬ 
sichtlich, der als eine Diskussionsgrundla¬ 
ge für eine mögliche verfassungsgebende 
Versammlung - mit einem anschließen¬ 
den Referendum - dienen soll. Genannt 
werden darin u.a.: Wiederaufbau der In¬ 
dustrie des Landes bei Schaffung von 
Staatskonzernen in den industriellen 


Schlüsselbranchen, Verbot des Verkaufs 
von landwirtschaftlichem Boden, keine 
Erhöhung des Rentenalters, Einfrieren 
und perspektivisch Senkung der kom¬ 
munalen Tarife, Arbeitsplatzgarantie für 
Hochschulabsolventen, ein System von 
Volkskontrolle in Wirtschaft und Politik, 
Elemente direkter Demokratie im Un¬ 
terschied zur parteibezogenen Demokra¬ 
tie, eine systematische Entnazifizierung 
und die Rehabilitation des sowjetischen 
Erbes. Darüber hinaus wird ein Status 
der Blockfreiheit, eine Mitarbeit in der 
GUS sowie ein Beitritt zur Union von 
Russland und Weißrussland angestrebt, 
ohne jedoch die eigene Souveränität 
aufzugeben. Sachartschenko unterstrich, 
dass dieses Projekt die Bedingungen der 
Minsker Vereinbarungen nicht verletze. 
Es gehe gerade um die dort vorgesehene 
friedliche Regelung des Konflikts. 

Die Bundesregierung lehnt das alles 
als „völlig inakzeptabel“ ab und erwartet 
auch von Russland eine Distanzierung. 
Die Ukraine bezeichnete die Initiative 
als Erklärung von Kreml-Marionetten, 
man werde den Donbass ohnehin bald 
von den „russischen Okkupanten“ be¬ 
freien. Von Seiten der russischen Re¬ 
gierung wurde erklärt, es habe keinerlei 
Absprachen gegeben, man sei von der 


Erklärung überrascht. Die Idee müsse 
diskutiert werden. 

In der Lugansker Volksrepublik 
(LVR) wurde der Schritt von offizieller 
Seite, u.a. vom Verhandlungsführer der 
LVR in Minsk Dejnego, als nicht zeitge¬ 
mäß bezeichnet, da er gegenwärtig die 
Minsker Vereinbarungen gefährde, er sei 
jedoch diskussionswürdig. 

Positiv reagierte der Vorsitzende des 
Duma-Komitees für Angelegenheiten 
der GUS-Staaten, Kalaschnikow, der zur 
KPRF-Fraktion gehört. Er vertrat die 
Auffassung, dass es „ein mögliches, viel¬ 
leicht sogar unausweichliches Projekt“ 
sei, das einen Ausweg aus dem Krieg er¬ 
möglichen könne. 

Inwieweit diese Initiative tatsächlich 
Ausstrahlung entfalten kann, ist derzeit 
kaum einzuschätzen. Viel hängt von der 
Entwicklung der Widerstandskräfte in 
der Ukraine selbst ab. Sachartschenko 
sprach vor wenigen Tagen von zahlrei¬ 
chen Reaktionen ukrainischer Bürger 
und Soldaten auf den Vorschlag. Auch 
wenn in der Öffentlichkeit eher Ruhe um 
das Projekt eingekehrt ist, sieht es aber 
so aus, als würde sich die Diskussion um 
eine engere Zusammenarbeit der beiden 
Volksrepubliken verstärken. 

Renate Koppe 
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Regionaler Machtfaktor 

Hisbollah und libanesische Armee kooperieren im Kampf gegen Dschihadisten 



Flagge der Hisbollah in Syrien 


A m 21. Juli begannen bewaffnete 
Einheiten der Hisbollah, unter¬ 
stützt von der syrischen Luftwaf¬ 
fe und abgestimmt mit der libanesischen 
Armee eine militärische Operation im 
Grenzgebiet zwischen Syrien und dem 
Libanon. Ziel war es, die verbliebenen 
Kräfte von al-Nusra aus der Region um 
die libanesische Stadt Arsal zu vertrei¬ 
ben. Schon nach wenigen Tagen erklär¬ 
te die Hisbollah ihren Sieg. In einem 
Waffenstillstandsabkommen wurde al- 
Nusra zugesichert, die Kämpfer und ihre 
Familien könnten nach Syrien ausreisen. 
Anfang August verließen mehr als 100 
Busse mit Bewaffneten und ihren Fami¬ 
lien Arsal auf dem Weg in die syrische 
Provinz Idlib. Hisbollah hat sich als re¬ 
gionaler Machtfaktor etabliert. 

Arsal liegt im Grenzgebiet zwischen 
dem Libanon und Syrien auf ungefähr 
1500 m Höhe in einer unzugänglichen 
Region. Von den ersten Tagen des Krie¬ 
ges gegen Syrien an war das Gebiet um 
die Stadt Umschlagplatz für Waffen 
und Terroristen, Rückzugsgebiet nach 
Angriffen in Syrien und Aufmarsch¬ 
platz für Angriffe auch auf die libane¬ 
sische Armee und Hisbollah sowie Ort 
von Geiselnahmen durch al-Nusra. So 
wurde Verstärkung für die Dschihadis¬ 
ten nach Syrien geliefert - und umge¬ 
kehrt wurden in Syrien Autobomben 
präpariert, um im Libanon eingesetzt 
zu werden. In einem ersten großen An¬ 
griff wurde al-Nusra 2014 aus der Stadt 
ins Umland vertrieben. Mit der jetzigen 
Aktion wird die Grenze zwischen Liba¬ 
non und Syrien weiter gesichert und der 
Zustrom von Waffen und Kämpfern er¬ 
schwert. Die Hisbollah fand im Libanon 
viel Unterstützung für ihre Offensive. 

Trotz der Übereinkunft, mit der eine 
Regierung im Libanon gebildet werden 
konnte, bleibt die politische Kluft zwi¬ 
schen den Blöcken um die neoliberale 
„Zukunftsbewegung“ (Future-Move- 
ment) und Hisbollah bestehen. So ver¬ 
steht es sich von selbst, dass nicht alle 
die Offensive um Arsal begrüßen. Saad 
Hariri, der für den Block der westlich 
orientierten Kräfte im Libanon steht 
und im Rahmen eines „Deals“ mit den 
Stimmen der Vertreter von Hisbollah 
zum libanesischen Ministerpräsidenten 
gewählt worden war, sagte vor dem Par¬ 
lament in Beirut, die libanesische Ar¬ 
mee habe „freie Hand“ für eine Aktion 
im Gebiet um Arsal. Die Aktion selbst 


wurde dann von Hisbollah durchge¬ 
führt, lediglich in Abstimmung mit der 
Armee. Das war zu viel: In Washington 
traf Hariri den US-Präsidenten Trump 
und erklärte: „Ich billige die Aktion von 
Hisbollah nicht!“ 

Michel Aoun war 2016 im Rahmen 
des genannten Deals als Verbündeter 
der Hisbollah zum libanesischen Prä¬ 
sidenten gewählt worden. Sein Bera¬ 
ter und ehemaliger Minister Elias Bou 
Saab unterstützte seinerseits auf Face- 
book die Offensive der Hisbollah: „Wir 
begrüßen jeden Kämpfer des Wider¬ 
stands und der Armee, der zur Befrei¬ 
ung Arsals beigetragen hat...“. 

In und um Arsal leben zehntausen¬ 
de syrische Flüchtlinge. Bei einer Raz¬ 


zia der libanesischen Armee in zwei 
Flüchtlingslagern vor der Offensive von 
Hisbollah gab es fünf versuchte Selbst¬ 
mordanschläge, sieben Soldaten wurden 
verletzt, ein Kind starb. IS und al-Nusra 
versuchen, in den Flüchtlingslagern ei¬ 
gene Strukturen aufzubauen. Hunderte 
Verdächtige wurden in der Razzia fest¬ 
genommen, vier von ihnen starben in 
Haft. 

Damit wird die Situation der syri¬ 
schen Flüchtlinge im Libanon weiter 
erschwert. Eine Rückkehr nach Syri¬ 
en ist wegen des Krieges kaum mög¬ 
lich, im Libanon gibt es zunehmend 
Versuche, die Flüchtlinge nach Syrien 
zu drängen. Vor Ort kommen sie dann 
zwischen die Fronten. Bleiben oder ver¬ 


suchen zurückzukehren? Eine schwere 
Entscheidung in diesem Kriegsgebiet. 

Nach wie vor ist die Situation zwi¬ 
schen den politischen Blöcken im Liba¬ 
non fragil. Der Generalsekretär der His¬ 
bollah, Hassan Nasrallah, betont des¬ 
halb in einer Videoansprache die Rolle 
der libanesischen Armee und erklärt, 
die befreiten Gebiete würden an die Ar¬ 
mee übergeben. „Zum ersten Mal sind 
sich alle im Libanon darin einig, dass das 
Ende der Terroristen bevorsteht... Den 
Zeitpunkt entscheidet die Armee.“ 

Am Wochenende begann eine Of¬ 
fensive, um al-Nusra aus dem Gebiet um 
Baalbek zu verdrängen - diesmal unter 
Führung der libanesischen Armee und 
unterstützt von Hisbollah. Manfred Ziegler 


Keine Strategie 

Trotz zunehmender Angriffe auf af¬ 
ghanische und ausländische Mili¬ 
tärs durch die Taliban in mehreren 
Provinzen verzögert sich die neue 
Strategie des US-Militärs für Afgha¬ 
nistan weiter. Das Thema sei wei¬ 
ter Gegenstand von Diskussionen 
und Überlegungen, so das Pentagon. 
Kriegsminister James Mattis wolle si¬ 
cherstellen, dass er ein „gründliches 
Verständnis“ darüber habe, was der 
angestrebte Endzustand der Strate¬ 
gie sein solle, fügte er hinzu. Er wolle 
auf Anweisung von Präsident Donald 
Trump warten, bevor er taktische 
Entscheidungen treffe. 

Mattis wollte seine Strategie ur¬ 
sprünglich bis Mitte Juli vorlegen. 
Im Raum stand die Entsendung 
von mehreren tausend zusätzlichen 
US-Soldaten. Trump soll Beden¬ 
ken haben. US-Medien berichteten, 
der Präsident sei frustriert über die 
Vorschläge seiner Militär- und Si¬ 
cherheitsberater. Laut „Wall Street 
Journal“ wird im Weißen Haus mitt¬ 
lerweile sogar die Möglichkeit eines 
Truppenabzuges diskutiert. 

EU vor hartem Brexit 

Jeremy Browne von der City of Lon¬ 
don Corporation, der Verwaltung des 
Londoner Bankenviertels und ein¬ 
flussreiches Sprachrohr der Finanz¬ 
branche, hat ein Memo veröffent¬ 
licht, in dem er die EU davor warnt, 
dass ein „harter Brexit“ für die EU 
im Finanzbereich schlimmere Fol¬ 
gen haben werde als für Großbritan¬ 
nien. Der Finanzplatz London habe 
nicht nur gesamteuropäische Bedeu¬ 
tung sondern auch globale. Laut der 
Denkfabrik „New Financial“ stehen 
rund ein Drittel der Londoner Bank¬ 
geschäfte in Verbindung mit der EU, 
aber nur ein Fünftel wären direkt 
vom Brexit betroffen. Eine starke 
Konkurrenz für London sei nicht in 
Sicht. Weder Frankfurt, Dublin oder 
Paris könne es mit London aufneh¬ 
men. 

„IS“-Bastion 

eingenommen 

Syrische Regierungstruppen haben 
den „IS“ aus seiner letzten Bastion 
in der Provinz Horns vertrieben. Die 
Wüstenstadt Al-Suchna ist von stra¬ 
tegischer Bedeutung, weil von ihr 
eine Straße zur „IS“-Hochburg Dair 
as-Saur im Osten des Landes führt. 
In der Stadt werden laut SANA noch 
letzte Widerstandsnester gesucht und 
eliminiert. 


Uli Brockmeyer zu den Lehren von Hiroshima und Nagasaki 

Kriegsverbrecher mit Atomwaffen 


Eskalation auf der 
Halbinsel 

UNO beschließt Sanktionen gegen Nordkorea - 
China und Russland mahnen zur Zurückhaltung 


Der einstimmige Beschluss des UNO- 
Sicherheitsrates, der sich gegen das 
Atomprogramm der Koreanischen 
Demokratischen Volksrepublik richtet 
und neue Sanktionen gegen das fälsch¬ 
licherweise als „kommunistisches Re¬ 
gime“ bezeichnete Land verhängt, ist 
zwar überraschend, hat jedoch nicht 
viel mit einer Suche nach einer friedli¬ 
chen Lösung des Problems zu tun. Die 
verkürzten Meldungen in den bürgerli¬ 
chen Medien dienen eher dazu, das ei¬ 
gentliche Thema zu vertuschen. 

Es ist bezeichnend, dass sich die 
Mitgliedstaaten des Sicherheitsrates 
ausgerechnet wenige Tage vor dem 
72. Jahrestag des Abwurfs der ersten 
Atombomben auf die japanischen 
Städte Hiroshima und Nagasaki erneut 
zu einer mutmaßlichen atomaren Auf¬ 
rüstung im Norden der koreanischen 
Halbinsel äußern. Erinnern wir daran, 
dass die fünf Ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrates, darunter die USA, 
das Land, das die Kriegsverbrechen 
von Hiroshima und Nagasaki verübt 
hat, allesamt im Besitz von Atomwaf¬ 
fen sind, und dass eben diese Staaten 
sich geweigert haben, an der Konferenz 
der UNO-Generalversammlung über 
ein Verbot aller Atomwaffen teilzu¬ 
nehmen. 

Dieser Hinweis sowie der Bezug 
auf die Verbrechen von vor 72 Jah¬ 


ren und das Verhalten von heute sind 
deshalb notwendig, weil die gesamte 
Geschichte der Atomwaffen mit Lü¬ 
gen verbunden ist. Das begann damit, 
dass den Wissenschaftlern, die im Auf¬ 
trag der US-Regierung die Atombom¬ 
be entwickelten, und den Technikern, 
die sie bauten, eingeredet worden 
war, diese Arbeit diene dem Schutz 
der USA und dem Sieg im Krieg ge¬ 
gen den Faschismus. Bis heute hält 
sich auch die Lüge, der Abwurf der 
Bomben auf die beiden japanischen 
Städte habe das militaristische Japan 
zur Kapitulation gezwungen. Das ato¬ 
mare Wettrüsten zwischen den USA 
und der Sowjetunion wurde mit dem 
sogenannten atomaren Gleichgewicht 
gerechtfertigt, obwohl seit dem Höhe¬ 
punkt des Kalten Krieges das atoma¬ 
re Arsenal für eine mehrfache Zerstö¬ 
rung allen Lebens auf der Erde aus¬ 
reicht. 

Auch die Vereinbarungen über das 
Verbot der Weitergabe waren mit Lü¬ 
gen gespickt. Warum wurde einigen 
Staaten, wie zum Beispiel Indien, Pa¬ 
kistan oder Israel, die Herstellung von 
Atomwaffen mehr oder weniger still¬ 
schweigend gestattet? Warum wird 
es ausgerechnet den Iranern und den 
Nordkoreanern unter Androhung eines 
Krieges verboten, ebenfalls Atomwaf¬ 
fen herzustellen? 


Man muss es wirklich nicht begrü¬ 
ßen, wenn in Nordkorea an der Bom¬ 
be gebastelt wird. Aber es gibt auch 
keine Rechtfertigung dafür, wegen 
eines derartigen Programms, dessen 
„Erfolg“ zudem äußerst fraglich ist, 
den nordkoreanischen Teufel an alle 
Wände zu malen. Es ist unlogisch und 
zugleich verlogen zu behaupten, die 
Nordkoreaner würden demnächst die 
USA militärisch angreifen. Diese Lüge 
haben die USA und ihre Hilfswilligen 
zum Anlass für den Krieg gegen den 
Irak benutzt, mit bekanntem Resultat. 
Wenn man aber, wie einige US-Außen¬ 
politiker behaupten, das nordkorea¬ 
nische Atomproblem auf diplomati¬ 
schem Wege lösen will, dann muss man 
die Regierung in Pjöngjang zunächst 
als Gesprächspartner betrachten, statt 
sie zu erniedrigen. 

Und dann sollte man über die einzig 
logische Lösung nachdenken, nämlich 
die Schaffung einer atomwaffenfreien 
Zone auf der koreanischen Halbinsel, 
was die Abschaffung der Atomraketen 
der USA in Südkorea mit einschließen 
würde. Zudem wäre damit ein kleiner, 
aber immerhin hoffnungsvoller Anfang 
gemacht für weitere Schritte auf dem 
Weg der Abschaffung ausnahmslos al¬ 
ler Atomwaffen in der ganzen Welt. 
Das sind wir nicht nur den Opfern von 
Hiroshima und Nagasaki schuldig. 


Nach erneuten Raketentests hat der 
UNO-Sicherheitsrat die bislang schärfs¬ 
ten Sanktionen gegen Nordkorea ver¬ 
hängt. Der chinesische Außenminister 
Wang Yi mahnt, die Sanktionen gegen 
Pjöngjang seien „notwendig“, aber nicht 
in allen Fällen das Richtige. Der russi¬ 
sche Außenminister Sergej Lawrow 
fordert eine politisch-diplomatische 
Lösung der Probleme auf der koreani¬ 
schen Halbinsel, „einschließlich ihrer 
Denuklearisierung“. 

Die zehnseitige Resolution verurteilt 
auf das Schärfste den Test einer In¬ 
terkontinentalrakete mit einer theo¬ 
retischen Reichweite von 10 000 Ki¬ 
lometern und bezeichnet ihn als eine 
„gewalttätige und unverhohlene Miss¬ 
achtung“ bestehender Resolutionen. 
Die Sanktionen beinhalten Ausfuhr¬ 
verbote auf Kohle, Eisen, Blei, sowie 
Fisch und Meeresfrüchte. Die Export¬ 
erlöse würden damit um ein Drittel 
dezimiert, so der britische Botschafter 
bei der UNO, Matthew Rycroft. Darü¬ 
ber hinaus wurden die Vermögen von 
vier nordkoreanischen Unternehmen, 
darunter zwei Banken und eine Versi¬ 
cherung eingefroren, sowie die Vermö¬ 
gen von neun Nordkoreanern, die an 
Bank- und Militärgeschäften beteiligt 


sind. Gegen sie wurden auch Reisever¬ 
bote verhängt. 

Der südkoreanische Präsident Moon 
Jae-In fordert maximalen Druck auf 
Nordkorea auszuüben, um die Regie¬ 
rung der KDVR wieder „auf den rich¬ 
tigen Pfad“ zu führen. Ziel der neuen 
UNO-Sanktionen müsse sein, das Land 
wieder an den Verhandlungstisch zu 
bringen. Bei einem Telefongespräch 
mit US-Präsident Donald Trump hat 
Moon vorgeschlagen, die Obergrenze 
für ballistische Raketen im südkorea¬ 
nischen Arsenal von 500 Kilogramm 
Sprengladung auf 1000 Kilogramm zu 
erhöhen. Laut einem Sprecher Moons 
habe der US-Präsident den Vorschlag 
positiv aufgenommen. 

Moon hatte sich seit seinem Amtsantritt 
am 10. Mai dieses Jahres zunächst ver¬ 
söhnlich gegenüber Nordkorea geäu¬ 
ßert. Der ehemalige Menschenrechts¬ 
anwalt sieht als eine der wichtigsten 
Grundbedingungen für einen dauer¬ 
haften Frieden auf der koreanischen 
Halbinsel den vollständigen, überprüf¬ 
baren und unumkehrbaren Verzicht von 
Atomwaffen auf beiden Seiten an, was 
auch die in Südkorea stationierten US- 
amerikanischen Nuklearsprengköpfe 
betreffen würde. Christoph Hentschel 
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Propaganda 

mit 

Dreitagebart 

Venezuelas Opposition zwischen 
Fototermin und Hausarrest 


Sie sind die Helden unserer Medien: Leopoldo Lopez,„Oppositions¬ 
führer“ im Hausarrest, Dreitagebart, Harvard-Absolvent; und Cate- 
rina Ciarcelluti,„Venezuelas schönste Demonstrantin“,steinewer¬ 
fendes Model und Sportlerin, BILD-hübsch. 

Letztere ist ein Abziehbild des Teils der Opposition, der Men¬ 
schen angreift, Barrikaden baut und sich dann ablichten lässt, wenn 
die Polizei vorrückt. Egal ob männlich oder weiblich, die gewaltbe¬ 
reite Opposition ist fast immer gutaussehend, durchtrainiert und 
jung - oder zumindest auf ein jugendliches Aussehen umoperiert, 
schließlich ist auch Frau Ciarcelluti bereits Mitte vierzig. 

Leopoldo Lopez, Unterstützer des Putschversuches gegen Chä- 
vez 2002, ist auch so ein Titelbild-taugliches Oberschichtenkind. Er 
wird u.a. für die Gewalt bei den Protesten im Jahr 2014, bei denen 
43 Menschen getötet und über 600 verletzt worden sein sollen, ver¬ 
antwortlich gemacht und deshalb 2014 verhaftet. Lopez gehört zum 
gewaltbereiten Teil der Opposition. Sicherlich ein Grund, warum 
Donald Trump erklärte, er werde sich persönlich darum kümmern, 
dass Lopez kein Schaden zugefügt werde. 

Lopez studierte in den USA Wirtschaftswissenschaften,arbeitete 
dann in Venezuela bis 1999, als Chävez zum Präsidenten gewählt 
wurde, beim staatlichen Erdölkonzern PDVSA, wurde dann Berufs¬ 
oppositioneller. An seiner Seite steht Lilian Tintori, nationale Kitesur- 
fing-Meisterin und Teilnehmerin an der Realityshow „Robinson: La 
Gran Aventura“. Auch sie ein „Gesicht des Widerstands“ (Die Welt), 
vermeldete im Juni, ihr Mann würde in der Haft gefoltert. Belege 
dafür gibt es bisher keine. 

Aber Belege braucht es nicht. Wenn ARD und ZDF über Venezu¬ 
ela berichten - meist aus Mexiko oder Brasilien - dann können die 
Korrespondenten gerne behaupten, das Militär würde sich nicht 
gegen die Regierung stellen, weil Chävez die Generäle zu Millionä¬ 
ren gemacht habe. Ein „Faktencheck“, sonst gerne genutztes Mittel 
der Öffentlich-Rechtlichen, um ihre Berichterstattung glaubhafter 
zu machen, wird dafür nicht bemüht. Sätze wie „Nicolas Maduro, 
der gerne Salsa tanzt, auch wenn draußen Straßenschlachten to¬ 
ben“ schafften es über„Die Welt“ (Ende 2016) über den „Focus“ (Mai 
2017) bis in die öffentlich-rechtlichen Medienanstalten und dürfen 
inzwischen als Klassiker der Anti-Maduro-Propaganda bezeichnet 
werden. 

Besonders poetisch und vor allem authentisch berichtet ARD- 
Korrespondentin Mellmann über Venezuela.„Als Kind der DDR sam¬ 
melte Anne-Katrin Mell mann Altstoffe für Nicaragua“, heißt es auf 
der Website des RBB. Ihr aktueller Kommentar zur Lage nach dem 
ersten Zusammentreten der Verfassunggebenden Versammlung: 
„Wenn ich die Bilder aus der frisch inthronisierten, angeblich „ver¬ 
fassunggebenden“ Versammlung sehe, spüre ich denselben Grusel 
wie beim Anblick von Kim Jong Un. Da sitzt die frisch gekürte Chefin 
des Gremiums, Delcy Rodriguez, die sich das triumphierende Grin¬ 
sen nicht einmal mehr verkneift, als sie die Entlassung der unbeque¬ 
men Generalstaatsanwältin Ortega verkündet.Ähnlich lacht Nord¬ 
koreas Diktator. (...) Auf das einstimmige Ergebnis, 100 Prozent, zur 
Entlassung Ortegas hätte selbst noch Erich Honecker neidisch sein 
können. Auch so einer, der behauptete, das Volk regiere das Land. 

Das Volk steht vor allem draußen auf der Straße und fragt sich, 
wann es sich wieder satt essen kann.“ 

Imö 


Sie Ist Venezuelas schönste Demonstrantin 




Guy-Fawkes-Masken stehen eigentlich für das Hacker-Kollektiv 
Anonymous. Für Poser-Fotos wie hier bei einem gewaltsamen Protest in 
Caracas (15. Februar 2014) werden sie ebenfalls gern genommen 

Foto: DJANDYW.COM & DJANDYW.TV / flickr.com / CC BY-SA 2.0 


Von Tobias Käufer I Veröffentlicht am 04 + 05 + 2017 I Lesedauer: 3 Minuten 


„Ähnlich lacht Nordkoreas Diktator.“ (ARD- 
Korrespondentin Mellmann): Delcy Rodriguez 
ist die frisch gewählte Präsidentin der Verfas¬ 
sunggebenden Versammlung und ist somit ein 
Feindbild der hiesigen Medien. Foto: teiesur 


Auch ihr Gesang hat Maduro bisher 
nicht in die Knie gezwungen: Lilian 

Tintori Foto: DorwisGömez/wikimedia/CCBY2.o 


Sieht auch im Knast gut aus: 
Leopoldo Lopez 

Foto: Voice of America / public domain 


Bewirbt hier gerade 
mit Hilfe internatio¬ 
naler Medien ihren 
Instagram-Account: 
Caterina Ciarcelluti 

Foto: screenshot 


Der Fotograf Juan Barreto war in Caracas bei den Straßen schlachten dabei. Dabei fiel ihm Caterina 
Ciarcelluti 

Quellt: AFF/FEDERICO PARRA 
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Klaus Wagener zum Dieselgipfel 

Fall für den Knast 


G inge es nach „Recht und Ge¬ 
setz“ stünden ein großer Teil der 
Autobesitzer ohne gültige Zu¬ 
lassung da (Verordnung Nr.715/2007 
EU-Parlament/-Rat). Eine stattliche 
Anzahl deutscher Großstädte wäre zu¬ 
mindest für Dieselwagenbesitzer nicht 
befahrbar. Und dies sogar nach der 
weichgespülten EU-Feinstaubricht- 
linie 2008/50 EG. Die Autoindustrie 
müsste einen Großteil ihrer mit „Be¬ 
trug in besonders schweren Fällen“ (§ 
263,2 StGB), erschlichenen Typ-Gut¬ 
achten einstampfen. Die auf dieser Ba¬ 
sis betrügerisch zustande gekommenen 
Kaufverträge wären in der Regel un¬ 
heilbar nichtig (§134 BGB) und müss¬ 
ten folglich rückabgewickelt werden. 
Den gutgläubigen Käufern müsste ein 
um die bisherige Nutzung verminder¬ 
ter Kaufpreis rückerstattet werden (§§ 
812,818 BGB) und den Geschädigten, 
also vor allem den mit Ruß, Stickoxi¬ 
den und C0 2 kontaminierten Stadtbe¬ 
wohnern, müsste Schadenersatz ge¬ 


leistet werden (§ 823 BGB). Die Ver¬ 
antwortlichen in den Autokonzernen, 
Vorstände und Aufsichtsräte, müssten 
vor Gericht gestellt und im Hinblick 
auf den angerichteten Schaden, we¬ 
gen organisierter Kriminalität (§ 129 
StGB), konkret bandenmäßig began¬ 
genen Betrugs (§62,2 StGB), Körper¬ 
verletzung und zumindest fahrlässiger 
Tötung (§§ 222, 223 StGB) in beson¬ 
ders zahlreichen Fällen verurteilt und 
ihr Vermögen und anteilmäßig das 
ihrer Konzerne zur Schadensregulie¬ 
rung beschlagnahmt und ggf. eingezo¬ 
gen werden (§§ 73,261 StGB). Darüber 
hinaus müssten die Verantwortlichen 
in den zuständigen Ämtern und die po¬ 


litisch verantwortlichen Minister und 
Regierungschefs wegen mindestens 
Strafvereitelung im Amt (§ 258a), Un¬ 
terstützung einer kriminellen Vereini¬ 
gung (§ 129 StGB), wegen Begünsti¬ 
gung schwerer Straftaten (§ 257 StGB) 
sofort ihre Ämter verlieren und eben¬ 
falls vor dem Kadi landen. 

Wir wollen hier nicht die Naiven 
spielen. Natürlich geht es im „Rechts¬ 
staat“ Bundesrepublik Deutschland 
nicht nach Recht und Gesetz. Die oben 
skizzierten, einschlägigen Rechtsvor¬ 
schriften interessieren die „unabhän¬ 
gige Justiz“ nicht die Bohne. In dieser 
grundgesetzlichen, genauer staatsmo¬ 
nopolistischen Ordnung wandern die 


„Dieselbetrüger“ Zetsche (Daimler), 
Müller (VW) und Krüger (BMW), 
statt ins Gefängnis ins Bundeskanzler¬ 
amt. Und statt das oben skizzierte ju¬ 
ristische Szenario fürchten zu müssen, 
können sie das komplette Versagen 
von Politik und Justiz noch mit einer 
kabarettreifen Lachnummer auf die 
Spitze treiben. Nicht genug, dass mas¬ 
senhaft nicht zulassungsfähige Autos 
über Jahre mit Hilfe einer betrügeri¬ 
schen Software in den Markt gedrückt 
wurden, nun soll diese Veranstaltung 
ungerührt weiter laufen. Und wie? In 
dem die nach wie vor illegalen Autos 
ein neues, erfreulich kostengünstiges 
Software-Placebo bekommen. Der 


heimliche Betrugssoftware-Einsatz 
wird also mit einem staatlich sankti¬ 
oniertem Betrugssoftware-Einsatz ins 
Absurde getrieben. Man hört förmlich 
das dröhnende Lachen in den Ver¬ 
standsetagen. 

Diese staatsmonopolistische Dok- 
tor-Eisenbart-Strategie hat, da sie die 
Probleme nicht löst, allerdings den 
Nachteil, angreifbar zu sein. Das Be¬ 
trügerkartell will seine anrüchige Ware 
ja nicht nur auf dem deutsch/europäi¬ 
schen Markt losschlagen. Und anders¬ 
wo gilt nicht die Klartextversion von 
Art 20 GG, sondern Vergleichbares 
der US-amerikanischen oder chinesi¬ 
schen Monopolindustrie. Gerade hat 
der US-Kongress in bemerkenswer¬ 
ter Offenheit klargemacht, dass in Zu¬ 
kunft „Amerika first“ zu gelten habe. 
Weltweit. Da könnte es nicht nur mit 
North Stream 2, sondern auch mit der 
Diesel-Party schneller zu Ende gehen 
als gedacht. Ob mit oder ohne Soft¬ 
ware-Placebo. 


Volker Metzroth zur von ver.di geplanten Strukturreform 

Nötig und sinnvoll 



Foto: DFG-VK 


Friedensaktivistinnen und -aktivisten 
haben eine spektakuläre Aktion in 
der Kölner Innenstadt durchgeführt. 
Anlass war der Jahrestag der Atom¬ 
bombenabwürfe auf Hiroshima und 
Nagasaki am 6. bzw. 9. August. Damit 
wollten die Teilnehmer auf die noch 
immer hohe Gefahr durch Atomwaf¬ 
fen aufmerksam machen. Organisiert 
wurde die Aktion von der DFG-VK und 
dem Netzwerk Friedenskooperative. 
Ausgerüstet mit gelben Strahlen¬ 
schutzanzügen und Gasmasken zogen 
die rund 20 jungen Aktivistinnen und 
Aktivisten durch die Innenstadt. Sie 
trugen eine Atombombe vom Typ 
„B-61" in Originalgröße (etwa 3,50 m 
lang) durch die belebten Straßen und 
stellten mit Strahlungsmessgeräten 
bei den Passantinnen und Passanten 
die ausgetretene Strahlung fest. Sie 
fordern den sofortigen Abzug aller 
Atomwaffen aus Deutschland und ein 
weltweites Verbot. Eine überwältigen¬ 
de Mehrheit der Deutschen spricht 
sich dafür aus, auch in den Reaktio¬ 
nen der Passantinnen und Passanten 
während der Aktion in Köln wurde dies 
deutlich. HB 


Die ganze Macht 

Venezuela und die „Sorge um die Gewaltenteilung“ 
Kolumne von Beate Landefeld 


Im Juli 2017 war die Bevölkerung Ve¬ 
nezuelas dreimal zur Abstimmung auf¬ 
gerufen. Am 16. Juli veranstaltete die 
Wahlbehörde CNE einen Testlauf für 
die Wahl der Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung (Constituyente), laut CNE 
mit einer „massiven Beteiligung“. Am 
gleichen Tag organisierte das Opposi¬ 
tionsbündnis MUD ein Votum für den 
Sturz von Maduro, für die Bildung einer 
Parallelregierung und für die Verhinde¬ 
rung der Wahl zum Verfassungskonvent. 
Bei dieser rechtlich unverbindlichen 
Abstimmung konnte, laut eines Tweets 
des Oppositionsführers Borges, „jeder 
teilnehmen, ob als Wähler eingeschrie¬ 
ben oder nicht, mit gültigem Ausweis 
oder ohne“. Im Anschluss verkündete 
die Opposition, 7,2 Millionen hätten sich 
beteiligt. Die Zahl ist nicht überprüfbar. 
Die Wahlzettel wurden laut Opposition 
verbrannt, „um Repressalien zu vermei¬ 
den“. Dennoch unterstellen die großen 
US- und EU-Medien die 7,2 Millionen 
als Faktum. Die US-Regierung und EU- 
Regierungen machen damit Politik. 

Die dritte Abstimmung war die Wahl 
zur Constituyente am 30. Juli. Gegen 
sie wurde im Vorfeld weltweit mobilge¬ 
macht. US-Präsident Trump kündigte 
„starke wirtschaftliche Sanktionen“ an, 
sollte die Wahl stattfinden. Für die EU- 
Außenbeauftragte Mogherini erhöhte 
die Wahl das Risiko der Konfrontation. 
Die deutsche Regierung legte Maduro 
nahe, nach dem „überwältigenden Aus¬ 
druck des Wählerwillens“ (durch die 
nicht überprüfbare Oppositionsabstim¬ 
mung) einzulenken und die Einberu¬ 
fung des Verfassungskonvents zu über¬ 
prüfen. In Venezuela rief die Opposition 


den „Generalstreik“ aus, bildete Orga¬ 
ne einer Parallelregierung und ging am 
30. Juli mit Gewalt und Terror gegen die 
Wahl vor. Es half nichts. Die Wahl fand 
statt. Laut CNE beteiligten sich über 8 
Millionen. Da man sie nicht verhindern 



konnte, stellte man nun die Legitimität 
der Wahl infrage. Trump verschärfte die 
seit 2014 bestehenden US-Sanktionen. 
Der Vatikan sprach sich gegen die Ein¬ 
berufung der Constituyente aus. 

Für die „westliche Wertegemein¬ 
schaft“ droht mit dem Verfassungs¬ 
konvent die „Diktatur“. Trump nannte 
Maduro einen „Diktator“. Ein Latein¬ 
amerika-Korrespondent der „FAZ“ 
namens Rüb befürchtet, es könnte Ma¬ 
duro gelingen, „nach dem Vorbild des 
kommunistischen Regimes in Havan¬ 
na ein Stahlgitter der Unterdrückung 
über sein Volk zu legen und in Vene¬ 
zuela eine sozialistische Diktatur zu 


errichten.“ Die Constituyente bedro¬ 
he das Parlament als „das letzte insti¬ 
tutionelle Refugium, aus dem die Op¬ 
position noch nicht vertrieben wurde.“ 
(1.8.) Laut Online-Ausgabe der „Zeit“ 
befürchten die „Regierungsgegner“, die 
per Video in martialischer Ausrüstung 
zu sehen sind, „ein Ende der Gewalten¬ 
teilung aus Legislative, Exekutive und 
Judikative.“ (5.8.) 

Ist da was dran? Die Opposition ist 
seit 1999 kaum mit anderem beschäf¬ 
tigt als mit Amtsenthebungsversuchen 
gegen direkt gewählte Präsidenten, ob 
Chävez oder Maduro (= Exekutive). Ihr 
Putsch 2002 misslang. Seither versucht 
sie es mit Wirtschaftssabotage, Demons¬ 
trationen, Straßenkämpfen, mit vom 
Unternehmerverband gestützten Gene¬ 
ralstreiks, mit Propaganda der Massen¬ 
medien im Privatbesitz, mit Überfällen 
auf Lebensmittellager und immer häu¬ 
figer mit Brandstiftung und Mord. Seit 
der Wahl 2015 liegt die oppositionelle 
Parlamentsmehrheit im Dauerstreit mit 
dem Obersten Gerichtshof (= Judika¬ 
tive) und der Wahlbehörde CNE. Die 
CNE ist nach der Verfassung von 1999 
ebenfalls eine Säule der Gewaltentei¬ 
lung. Der Streit entzündete sich an drei 
von der CNE nicht anerkannten Par¬ 
lamentssitzen. Sie gäben der Oppositi¬ 
on die Möglichkeit, den Obersten Ge¬ 
richtshof mit Richtern zu besetzen, die 
ihr genehm sind. Entsprechend wählte 
das Oppositionsparlament am 18. Juli 
die 33 Richter für ein Parallelgericht. 
Die „Opposition“ verteidigt keine Ge¬ 
waltenteilung. Die Großunternehmer, 
Kuba-Hasser und Freunde der USA 
wollen die ganze Macht. 


ver.di will umbauen. Nach der Zusam¬ 
menlegung von Bezirken sollen aus drei¬ 
zehn Fachbereichen (FB) vier werden. 
Dazu einige Gedanken von mir als Eh¬ 
renamtlichem aus dem FB 9 und dem 
Ortsvorstand in einer 50 000-Einwoh- 
ner-Stadt mit ländlichem Hinterland. 
Dies sei erwähnt, da ein anderes Umfeld 
auch zu anderen Gedanken führen mag. 

Zunächst: die Gewerkschaft ver.di 
ist kein Konzern wie die Telekom, der 
jährlich drei Mrd. Euro Dividende aus¬ 
schüttet. Man muss mit den Beiträgen 
auskommen. Und wenn die Gewerk¬ 
schaftsmitglieder dort, wo sie arbei¬ 
ten, zunehmend prekär beschäftigt und 
schlecht bezahlt werden, dann drückt 
das auch die Beitragseinnahmen. Skep¬ 
sis besteht bezüglich der Zusammenle¬ 
gung von Bezirken auch deshalb, weil 
für viele mehr Reiseaufwand entsteht, 
was von voll im Berufsleben Stehenden 
kaum noch zu bewältigen ist. 

Wer die ver.di-Gründung miterlebte, 
weiß, weshalb Strukturen mit dreizehn 
Fachbereichen geschaffen wurden. Die 
kleineren Gewerkschaften wollten und 
sollten sich mit ihrer Tradition und Fach- 
lichkeit auch organisatorisch wiederfin¬ 
den und nicht in einer vergrößerten ÖTV 
untergehen. Da war es z.B. für die frü¬ 
heren Postgewerkschafter wichtig, nicht 
nur aus Gewohnheit auf der vierten, der 
untersten Ebene eigene Kassen zu ha¬ 
ben. Nicht zusätzlich, sondern zu Lasten 
der Personalschlüssel ihres FB. 

Wenn heute dann unter Umständen 
in zwei Bundesländern 1 % Sekretäre ei¬ 
nen FB beackern, werden vor allem au¬ 
ßerhalb von Ballungsgebieten Grenzen 
deutlich. Hier Fachbereiche zu vereinen 
und größere Einheiten zu schaffen, er¬ 
scheint sinnvoll. Auch wie die Gliede¬ 
rung gemacht wird, erscheint sinnvoll. 
Das Gesundheitswesen bliebe als wach¬ 
sender Bereich mit großem Potenzial 
selbstständig. Handel, Post und Logistik 
wachsen auch in der Praxis zusammen. 
Ein Fachbereich repräsentierte im We¬ 
sentlichen den Öffentlichen Dienst, ein 
weiterer private Dienstleistungen in Be¬ 
reichen, die immer mehr durch die Digi¬ 
talisierung geprägt sind. 


Die Musik spielt bei ver.di vorrangig 
in den Betrieben, in denen Betriebs-, 
Personalräte und Mitarbeitervertretun¬ 
gen sowie Vertrauensleutestrukturen 
zumindest möglich sind. Aber man muss 
auch in die Bereiche hinein, wo zwanzig 
oder weniger Menschen beschäftigt sind. 
Dazu bedarf es auf der vierten Ebene, 
sowohl in den FB als auch in der Ge¬ 
samtorganisation, arbeitender Zusam¬ 
menschlüsse. Ehrenamtlichkeit kann sich 
nicht darauf beschränken, dass in Gremi¬ 
en höherer Ebenen überwiegend freige¬ 
stellte Betriebs- und Personalräte aktiv 
sind. Wo vor Ort an der Basis zu wenig 
läuft, weil zwar auf Bezirksebene zahlen¬ 
mäßig genügend Aktivisten vorhanden, 
die Fahrtstrecken aber zu groß sind, be¬ 
deuten größere FB neue lokale Chancen. 

Betriebliche und gesellschaftspoliti¬ 
sche Kämpfe werden nicht mehr alleine 
in den „großen Buden“ gewonnen wer¬ 
den. Deshalb wird die zu oft brach lie¬ 
gende Arbeit der Ortsvorstände wich¬ 
tiger. Hier wird sich aber zu wenig tun, 
wenn nicht auch hauptamtliche Res¬ 
sourcen zu deren Stärkung bereitge¬ 
stellt werden, damit ver.di im öffentli¬ 
chen Bewusstsein vor Ort ein Faktor 
wird, der betriebliche Kämpfe von au¬ 
ßen, auch in den Medien unterstützt, ins 
politische Geschehen eingreift und als 
Ansprechpartner der abhängig Beschäf¬ 
tigten, auch der Mitglieder in Kleinbe¬ 
trieben, präsent ist. Ohne Ressourcen, 
die - siehe oben - zwangsläufig zu Las¬ 
ten der FB gehen, wird sich hier wenig 
bewegen. Wird das jetzt nicht angegan¬ 
gen, ist es 2022 vielleicht zu spät. Wer 
will dann schon wieder umbauen? 

Nicht aus Selbstsucht, sondern weil 
man nie und nirgends genug Personal ha¬ 
ben wird, um allen Anforderungen der 
Mitglieder an Hauptamtliche gerecht zu 
werden, werden die FB dann ihre „Be¬ 
stände“ gegen die „Ebene“ verteidigen. 
Das Ziel von ver.di, eine ehrenamtlich 
geführte Gewerkschaft der aktiven Mit¬ 
glieder zu sein, steht und fällt auch mit 
dem realen Sein oder Nichtsein der 4. 
Ebene. Gute Erfahrungen des DGB mit 
seinen ehrenamtlichen Kreisvorständen 
könnten hier einfließen. 
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Ein Mann gegen die Welt 

Eine neue Biographie über Richard Nixon 


A ngesichts der Wahl von Donald 
Trump zum Präsidenten der 
USA wachsen überall in der 
Welt Unsicherheiten und Ängste über 
den künftigen Kurs des US-Imperialis- 
mus. In diesem Zusammenhang wird 
auch die Frage aufgeworfen, wie es 
dazu kommen konnte, dass ein derart 
ungebildeter Immobilienhai und po¬ 
litischer Dilettant, dessen skandalöse 
Umgangsformen selbst bei seinen Par¬ 
teifreunden Befremden auslösen, zum 
mächtigsten Mann der kapitalistischen 
Welt gewählt werden konnte. Dabei ge¬ 
rät in Vergessenheit, dass manche sei¬ 
ner Vorgänger dem amtierenden Präsi¬ 
denten durchaus ähnlich waren. Einer 
von ihnen war Richard Nixon, der von 
1969 bis 1974 im Weißen Haus regierte. 

In einer umfangreichen Biographie 
hat der Publizist Tim Weiner die inzwi¬ 
schen zugänglichen Tonbandaufzeich¬ 
nungen der Gespräche Nixons im Oval 
Office, Dokumente aus verschiedenen 
Archiven sowie zahlreiche Interviews 
mit Weggefährten Nixons ausgewer¬ 
tet und ein ebenso komplexes wie ver¬ 
nichtendes Porträt des Präsidenten der 
USA veröffentlicht. 

Nixon stammte aus einfachen Ver¬ 
hältnissen, hatte keine der Elite-Uni¬ 
versitäten besucht, praktizierte als An¬ 
walt in Kalifornien und war im Zweiten 
Weltkrieg auf dem pazifischen Kriegs¬ 
schauplatz lediglich als Logistik-Offizier 
eingesetzt worden. Nach dem Krieg un¬ 
terstützten wohlhabende Unternehmer 
den militant antikommunistischen Ni¬ 
xon finanziell bei den Wahlen zum Re¬ 
präsentantenhaus. Nixon wurde gewählt 
und gewann als „Kettenhund“ des Kom¬ 
munistenjägers McCarthy landesweite 
Prominenz. Als Mitglied des Ausschus¬ 
ses, der sich mit dem Aufspüren „uname¬ 
rikanischer Umtriebe“ befasste, über¬ 
mittelte ihm der FBI-Direktor J. Edgar 
Hoover sensible und mitunter manipu¬ 
lierte Informationen über das Privatle¬ 
ben „verdächtiger Personen“, die nicht 
selten auf illegalem Wege beschafft wor¬ 
den waren, um sie in der Öffentlichkeit 
zu diskreditieren. Der Lohn für Nixons 
demagogische Auftritte im McCarthy- 
Ausschuss folgte auf dem Fuße: 1950 
wurde er zum Senator gewählt, bereits 
drei Jahre später ernannte ihn Dwight D. 
Eisenhower zu seinem Vizepräsidenten. 

Als John F. Kennedy im Novem¬ 
ber 1960 mit knappem Vorsprung vor 
Nixon aus den Präsidentschafts wählen 
hervorging, schien seine politische Kar¬ 
riere beendet. Aber Nixon schaffte es 
1968, von den Republikanern auf dem 
Parteikonvent als Präsidentschaftskan¬ 


didat nominiert zu werden. Um seinen 
Wahlkampf zu finanzieren, zapfte Ni¬ 
xon nicht zuletzt dubiose ausländische 
Geldquellen an. Die griechische Mili¬ 
tärjunta leistete mit 550 000 US-Dollar 
ebenso ihren Beitrag wie rechte politi¬ 
sche Organisationen in Italien bzw. bis 
heute nicht genau zu rekonstruierende 
„Helfer“ in Mexiko, die Millionensum¬ 


men beisteuerten. Unter anderem Phil¬ 
ipps Petroleum (50 000 US-Dollar), der 
ehemalige Botschafter des kubanischen 
Batista-Regimes (15 000 US-Dollar) so¬ 
wie ein namentlich nicht genannter Mil¬ 
lionär aus Texas, der einen „siebenstelli¬ 
gen Betrag“ zur Verfügung stellte, über¬ 
wiesen weitere „Wahlkampfspenden“. 

Als Nixon sein Amt im Januar 1969 
antrat, bildete vor allem der eskalieren¬ 
de Vietnam-Krieg die schwerste Hypo¬ 
thek, die ihm sein Vorgänger Lyndon B. 
Johnson (1963 bis 1969) hinterlassen hat¬ 
te. Nixon hatte öffentlich versprochen, 
die insgesamt 550 000 Soldaten aus 
Südostasien abzuziehen und einen „eh¬ 
renvollen“ Frieden abschließen zu wol¬ 
len, ja er beabsichtige, als „Friedensstif¬ 
ter“ in die Geschichte eingehen. Doch 
die Realität sah anders aus. Unter dem 
neuen Präsidenten erreichte der Krieg 
der USA gegen die südvietnamesische 
Befreiungsfront und Nord Vietnam neue 
Dimensionen. Vor allem die barbari¬ 
schen Bombardements mit B-52-Lang- 
streckenbombern von Hanoi und Hai- 
phong während der Weihnachtsfeiertage 
1972 führten weltweit zu Protesten und 
Bekundungen des Abscheus. Er selbst 
berauschte sich im kleinen Kreis an der 
vernichtenden Wirkung dieser Bomben¬ 


angriffe; so fragte er unter anderem, ob 
in Hanoi alle Fensterscheiben zerstört 
worden seien und ahmte die Geräusche 
der explodierenden Bomben nach. 

Tim Weiner dokumentiert, dass Ni¬ 
xon verschiedentlich sogar den Einsatz 
von taktischen Atomwaffen erwog. So 
brachte er in einer Diskussion mit sei¬ 
nem Sicherheitsberater Henry Kissin- 


ger am 25. April 1972 den Einsatz von 
Nuklearwaffen gegenüber Nordvietnam 
als „Alternative“ eines Bombardements 
von Deichen mit konventionellen Bom¬ 
ben ins Spiel. Bereits wenige Tage zuvor 
hatte er in kleinem Kreis erklärt, falls 
sich eine ausländische Macht militärisch 
in den Krieg „einmischen“ wolle, „dro¬ 
hen wir mit der Atombombe“. Nur die 
Volksrepublik China und die UdSSR 
konnten hier gemeint sein. Und wei¬ 
ter: „Ich werde dieses gottverdammte 
Land (Nordvietnam - R.Z.) zerstören. 
Und lassen Sie mich sagen, auch mit 
der Atombombe. Wir werden Nordvi¬ 
etnam die Hölle heißmachen.“ Derar¬ 
tige Überlegungen blieben nicht auf 
Nordvietnam begrenzt, sondern wurden 
schon im April 1969 gegenüber Nord¬ 
korea erwogen, deren Luftabwehr ein 
US-amerikanisches Spionageflugzeug 
abgeschossen hatte. Generalstabschef 
Wheeler und Henry Kissinger favori¬ 
sierten den Einsatz von „Honest John“- 
Raketen, deren Sprengköpfe über mehr 
als die doppelte Zerstörungskraft der 
Hiroshima-Bombe verfügten, vom Ter¬ 
ritorium Südkoreas aus gegen Ziele im 
Norden. Doch Nixon verwarf schließ¬ 
lich den Einsatz taktischer Atomwaffen, 
was er später bemerkenswerter Weise 


als den „schwersten Fehler“ seiner Prä¬ 
sidentschaft bezeichnete! 

Der Vietnamkrieg führte in den 
USA zu einer immer größere Dimensi¬ 
onen annehmenden Protestbewegung. 
Gegen die anschwellenden Massende¬ 
monstrationen, die auch vor Washington 
nicht Halt machten, initiierte Nixon eine 
Fülle von Maßnahmen bzw. tolerierte 
sie. Sie zielten nicht zuletzt darauf ab, 
die Organisatoren dieser Aktionen zu 
kriminalisieren und in der Öffentlichkeit 
zu diskreditieren. Diesem Zweck dien¬ 
ten gesetzeswidrige Handlungen wie 
zum Beispiel Wohnungseinbrüche, die 
Kontrolle der Postsendungen, der Ein¬ 
satz von „Wanzen“ in Privatwohnungen, 
Bespitzelungen von Protagonisten der 
Antikriegsbewegung durch Agenten des 
FBI und Telefonüberwachungen. Außer¬ 
dem wurden Dossiers über 750 000 US- 
amerikanische Staatsbürger und solche 
Organisationen angelegt, die als Kritiker 
des Vietnamkrieges hervorgetreten wa¬ 
ren. Zu diesen innenpolitischen Folgen 
des Vietnamkrieges finden sich in Wei¬ 
ner s Band ausführliche und zum Teil 
verstörende Informationen. Legitimiert 
durch ein vom Kongress im Jahre 1950 
verabschiedetes Gesetz („Emergency 
Detention Act“) wurde in der Nixon- 
Ära gewissermaßen der Bürgerkrieg 
vorbereitet. Der Kongress billigte die 
Finanzierung von sechs Internierungs¬ 
lagern, die allerdings nicht in Betrieb 
genommen wurden. Jedoch wurden am 
1. Mai 1971 mehr als 7 000 Demonstran¬ 
ten in Washington verhaftet und in das 
größte Football-Stadion der Stadt ver¬ 
bracht. Es handelte sich um die größte 
Massenverhaftung in der Geschichte 
der USA. 

Zur Watergate-Affäre ist in zahllo¬ 
sen Publikationen schon alles geschrie¬ 
ben worden, Weiner fügt aus bisher nicht 
zugänglichen Aufzeichnungen der Hin¬ 
termänner manches interessante neue 
Detail dem bislang vorhandenen Wis¬ 
sensstand hinzu. Geradezu entlarvend 
ist die Sprache des Präsidenten: Gos¬ 
senjargon ist eine noch untertriebene 
Beschreibung seiner extrem vulgären 
Diktion, hierin Donald Trump nicht un¬ 
ähnlich. Aus seinen rassistischen und an¬ 
tisemitischen Vorurteilen machte er im 
Kreise seiner Vertrauten keinen Hehl, 
ungeachtet seines aus einer jüdischen 
Familie stammenden Sicherheitsberaters 
Henry Kissinger. Mit Verachtung sprach 
er von Bundeskanzler Willy Brandt, 
den er als einen „Idioten“ bezeichnete. 
Schwerwiegend war Nixons Alkoholis¬ 
mus. Besonders gefährlich wurde er in 
weltpolitischen Krisen. Während der 


Jom-Kippur-Krieg im Oktober 1973 zu 
einem Weltkrieg zu eskalieren drohte, 
hielt sich ein volltrunkener US-Präsi- 
dent handlungsunfähig in seinen Privat¬ 
räumen im Weißen Haus auf. Seine lei¬ 
tenden Mitarbeiter handelten, als seien 
sie an der Stelle Richard Nixons. Und 
die Beziehungen zur Sowjetunion? Der 
SALT-1-Vertrag kam unter Dach und 
Fach, aber Nixon ließ nie einen Zweifel 
daran, dass er die UdSSR keineswegs als 
ebenbürtige Macht betrachtete. Im Sep¬ 
tember/Oktober 1969 versetzte er die 
US-amerikanischen Truppen, darunter 
das Strategische Bomberkommando, in 
Alarmbereitschaft, um die Sowjetuni¬ 
on von einem militärischen Eingreifen 
in Vietnam angesichts von Großangrif¬ 
fen der US-Streitkräfte abzuhalten. Die 
Politik der Moskauer Führung um Leo- 
nid Breschnew und Alexej Kossygin war 
auch bei dieser Gelegenheit von einer 
bemerkenswerten Besonnenheit und 
Verantwortungsbewusstsein gegenüber 
dem Weltfrieden geprägt. 

Insgesamt gilt, dass Nixon, wie der 
Autor hervorhebt, „sein gesamtes Le¬ 
ben dem Kampf gegen den Kommunis¬ 
mus gewidmet“ hatte. Dies blieb über 
die Jahrzehnte eine Konstante seines 
Denkens und Handelns. Dass die Herr¬ 
schenden ihn schließlich nicht länger 
als ihren Prokuristen im Weißen Haus 
amtieren lassen wollten, hatte Nixon 
mit seinen schrankenlosen Handlun¬ 
gen selbst organisiert. Man brauchte 
jetzt einen „seriösen“ Nachfolger, der 
die Massenloyalität zum bestehenden 
gesellschaftlichen System zu festigen 
imstande war und das arg ramponierte 
Ansehen des US-Imperialismus in der 
Welt wiederherstellen konnte. So wur¬ 
de Richard Nixon zum Rücktritt veran¬ 
lasst; an seine Stelle trat Vizepräsident 
Gerald Ford. Dass es letztlich nicht 
um Präsidenten mit unterschiedlichen 
persönlichen Vorzügen und Schwä¬ 
chen geht, sondern um Personen als 
Garanten für die von möglichst vielen 
akzeptierte Fortexistenz des imperi¬ 
alistischen Gesellschaftssystems und 
die Aufrechterhaltung des US-ameri¬ 
kanischen Weltmachtanspruchs - die¬ 
ser Gedanke kommt bei Wiener aller¬ 
dings zu kurz. 

Seiner Nixon-Biographie sind des¬ 
sen ungeachtet viele Leserinnen und 
Leser zu wünschen. 

Reiner Zilkenat 

Tom Wiener: Ein Mann gegen die Welt. 
Aufstieg und Fall des Richard Nixon, 
S. Fischer Verlag, Frankfurt a.M. 2016, 
458 Seiten, 24,99 Euro 



Präsident Richard M. Nixon mit dem Führer der Minderheit im Senat, Hugh Scott, 
dem Führer der Minderheit im Repräsentantenhaus, Gerald R. Ford, und dem 
Abgeordneten John Rhodes im Kabinettraum des Weißen Hauses in Washington. 


Kein „Verschwinden“ der Arbeiterklasse 

Anmerkungen zu Lucas Zeises Rezension von Jörg Miehes Buch* 


Es ist sehr viel Kluges und Nachden¬ 
kenswertes in der empirischen Untersu¬ 
chung von Jörg Miehe zur Struktur und 
Erwerbstätigkeit und der gesellschaftli¬ 
chen Arbeitsteilung in der BRD enthal¬ 
ten. Rezensiert wurde Miehes Buch in 
der UZ von Lucas Zeise. Leider hat er 
sich m. E. zu sehr verbissen in den Aus¬ 
druck „Schwinden der Arbeiterklasse“, 
was übrigens noch kein „Verschwinden“ 
ist. Ich kann nur hoffen, dass gerade an¬ 
gesichts der Strategiedebatte in der DKP, 
die jetzt offiziell eröffnet wurde und die 
uns mit der Arbeiterklasse, vermittelt 
über die Formierung bewusstseinsbil¬ 
dender Kerne, hoffentlich enger zusam¬ 
menschließt, das Buch von Miehe - keine 
leichte Kost - gelesen wird. Gerade dann, 
wenn Lucas Zeise dem Autor bescheinigt 
und dafür dankt, die falsche Auffassung 
von marxistischer Orthodoxie auf den 
Punkt gebracht zu haben. 

So ganz falsch kann die „Orthodoxie“ 
von Miehe aber doch nicht sein, denn 
u.a. Lenin sah sich aus konkretem Anlass 
in einem Brief an Molotow vom 26. März 
1922 veranlasst zu fordern, „... den Be¬ 
griff ,Arbeiter 4 so festzulegen, dass unter 
diesen Begriff nur diejenigen fallen, die 
tatsächlich auf Grund ihrer Lebenslage 


zu einer proletarischen Denkweise ge¬ 
kommen sein müssen. Das ist aber un¬ 
möglich, wenn man nicht viele Jahre in 
der Fabrik gewesen ist, und zwar ohne 
irgendwelche Nebenabsichten, vielmehr 
infolge der allgemeinen und sozialen Le¬ 
bensverhältnisse.“ (LW 33/243 ) 

Man kann und muss darüber strei¬ 
ten, ob die Kategorien, die Jörg Mie¬ 
he seiner Untersuchung zugrunde legt, 
immer richtig definiert wurden. Davon 
hängt schließlich der Wert jeder Statistik 
ab. Man sollte aber nicht aus dem Blick 
verlieren, dass die Frage nach der Zu¬ 
gehörigkeit und dem Kern der Arbei¬ 
terklasse eine Frage ist, die Marx und 
Engels selbst aufgeworfen haben, weil 
die ökonomische, soziale, politische und 
ideologische Konstituierung der Klasse, 
die bekanntlich keine in sich geschlos¬ 
sene homogene Masse darstellt, sie auf¬ 
geworfen hat. Mit der Entstehung des 
Fabrikproletariats, jener Fraktion des 
Proletariats also, die unmittelbar auf 
der kapitalistischen Großproduktion 
basiert, erhielt die Arbeiterklasse ihren 
festen Kern, um den sich die anderen 
Schichten gruppierten. „Ohne diesen 
Kern erscheint die Formierung der Ar¬ 
beiter zu einer Klasse ausgeschlossen.“ 


(Walter Schmidt ) Was sich aus der Ent¬ 
stehungsgeschichte der Arbeiterklasse 
hinsichtlich einer exakten begrifflichen 
Fassung ergibt, dürfte auch heute von 
nicht geringer Bedeutung sein: „Wir 
müssen bei aller Strukturierung der Ar¬ 
beiterklasse doch klar definieren, dass 
alle direkt kapitalistisch ausgebeuteten 
und als freie Lohnarbeiter auftretenden 
Schichten ungeachtet der Abstufungen 
hinsichtlich des Besitzes an Produktions¬ 
instrumenten wie in Bezug auf den Grad 
der kapitalistischen Produktion, der sie 
unterworfen sind - ob Verlag, Manu¬ 
faktur oder moderner Großbetrieb -, 
zur entstehenden einheitlichen Klasse 
des Proletariats gehören.“ ( Ders .) Da ist 
Miehe mit der Fragestellung nach dem 
Charakter der Lohnarbeit (somit des 
Lohnarbeiters) - bloße Lohnarbeit oder 
produktive Lohnarbeit - doch durchaus 
einem ganz wesentlichen Gedanken von 
Marx und Engels auf der Spur. 

Jörg Miehe problematisiert eine 
Frage, die lange vor der Gründung der 
DKP nicht nur unter Marxisten disku¬ 
tiert wurde. Was sich da heute im Kern 
der Arbeiterklasse und in der Struktur - 
also im Klassenganzen (nach innen und 
außen) - verändert, bleibt ja nicht ohne 


Auswirkungen auf die Arbeit von Kom¬ 
munisten. „Es besteht eine Tendenz im 
Stadium des Imperialismus für das In¬ 
dustrieproletariat, die sich auch gele¬ 
gentlich in einzelnen Ländern durch¬ 
setzt, absolut abzunehmen. Es besteht 
eine allgemeine Tendenz im Stadium 
des Imperialismus für das Industrie¬ 
proletariat, die sich im allgemeinen 
auch durchsetzt, relativ abzunehmen.“ 
Das schrieb Jürgen Kuczynski, Bucha- 
rin zustimmend, in seiner „Theorie der 
Lage der Arbeiter unter dem Kapita¬ 
lismus“. Kuczynski, der nie ein Freund 
davon war, die Zahl der Arbeiter da¬ 
durch zu „retten“, schlechthin alle An¬ 
gestellten und möglichst viele Beamte 
oder im Sold stehende Personen zur 
Arbeiterklasse zu rechnen, spitzte die 
Fragestellung im Ergebnis seiner Ana¬ 
lyse der technologischen Entwicklung 
(Computer) am Ende seines Lebens 
bedenkenlos zu: „Die Arbeiterklasse 
ist in Auflösung begriffen - Auflösung 
in jeder Beziehung ihrer gesellschaftli¬ 
chen Position, außer dass sie abhängig 
vom Kapital, wie andere Klassen und 
Schichten der kapitalistischen Gesell¬ 
schaft bleibt. Aber sie ist weniger und 
weniger als selbstständige, von ande¬ 


ren Klassen und Schichten klar zu un¬ 
terscheidende, eindeutig zu identifizie¬ 
rende Klasse zu charakterisieren.“ Wie 
löste nun Kuczynski die Frage nach dem 
Subjekt der Veränderung? „Ich glaube 
letztlich an den richtigen Instinkt von 
Arbeitern, Angestellten und Intelli¬ 
genz. Es wird das ausgebeutete Volk, 
das zu stets wachsender Arbeitslosig¬ 
keit, ob Arbeiter oder Angestellter, 
verdammt ist, im Bündnis mit der lin¬ 
ken und humanitären Intelligenz, sein, 
das die Wendung bringen, das uns vor 
dem Verfall in völlige Barbarei retten 
wird.“ („ Was wird aus unserer Welt? “ 
1997) Es lohnt sich also noch gründli¬ 
cher und problemorientierter über die 
marxistische Orthodoxie nachzuden¬ 
ken, denn sie ist unumgänglich. Dies 
wird sich hoffentlich auch in der Stra¬ 
tegiedebatte zeigen. Herbert Münchow 

* Jörg Miehe, Vom Schwinden der 
Arbeiterklasse. Zur Struktur der Er¬ 
werbstätigkeit und der gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsteilung in der BRD von 
1957/1970 bis 2005/2008, Edition Ost, 
Berlin 2017. Siehe auch die Rezension 
von Lucas Zeise in der UZ vom 16. Juni 
und Jörg Miehes Antwort (7. Juli) 
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Warum nur? 

Die vor gut zwei Jahren in einer Bad 
Dürkheimer Lagerhalle entdeckte NS- 
Kunst bleibt vorerst unter Verschluss. 
Das damit verbundene Ermittlungs¬ 
verfahren wegen Hehlerei laufe noch, 
sagte ein Sprecher der Berliner Gene¬ 
ralstaatsanwaltschaft auf Anfrage. Wie 
lange es noch dauern werde, wisse er 
nicht. Auch zur aktuellen Zahl der Ver¬ 
dächtigen machte er keine Angaben. 
Im Mai 2015 waren Fahnder bei einer 
Razzia wegen des Verdachts der Heh¬ 
lerei an rechtswidrig erlangtem Bun¬ 
desvermögen auf die Stücke gestoßen. 
In der Lagerhalle fanden sie mehrere 
monumentale Objekte, darunter die 
„Schreitenden Pferde“ von Josef Tho- 
rak sowie Werke der NS-Bildhauer 
Arno Breker und Fritz Klimsch. Nach 
damaligen Angaben der Berliner Po¬ 
lizei wurden acht Verdächtige ermit¬ 
telt. Sie sollen die Skulpturen und Re¬ 
liefs gestohlen und den Weiterverkauf 
ausgehandelt haben. Kulturstaatsmi¬ 
nisterin Monika Grütters sagte, die 
NS-Kunst aus Adolf Hitlers einstiger 
Reichskanzlei solle ausgestellt werden, 
um eine kritische Auseinandersetzung 
damit zu ermöglichen. Was sie darunter 
versteht, ließ sie offen, zu befürchten ist 
eine Renaissance. 

Spät, aber immerhin 

Deniz Yücels Arbeitgeber WeltN24 (ge¬ 
hört zur Axel-Springer-Verlagsgruppe) 
hat wegen dessen Inhaftierung in der 
Türkei Beschwerde beim Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte einge¬ 
reicht. Der Verlag WeltN24 beanstande 
eine Verletzung seiner Presse- und Be¬ 
richterstattungsfreiheit, teilte das Un¬ 
ternehmen mit. Die grundlose Inhaf¬ 
tierung mache eine unmittelbare Vor- 
Ort-Berichterstattung aus der Türkei 
unmöglich. Soll wohl heißen, dass der 
Verlag andere Journalisten nicht in das 
Land schickt. „Wir nutzen alle recht¬ 
lichen Mittel, um die Berichterstat¬ 
tungsfreiheit sowohl Deniz Yücels als 
auch des Verlags zu verteidigen“, sag¬ 
te WeltN24-Geschäftsführerin Stepha¬ 
nie Caspar. Yücel selbst hatte im April 
Beschwerde gegen seine Inhaftierung 
beim EuGH eingelegt. Die Bundesre¬ 
gierung hatte angekündigt, Yücel bei 
seiner Beschwerde in Straßburg zu un¬ 
terstützen. Außer dieser Absicht liegt 
bisher nichts vor, auch dem EuGH ist 
kein Schreiben bekannt. Alle Appelle, 
den Journalisten freizulassen, waren 
bislang vergeblich. 

Soweit ist es schon 

Der bundesweite Vorlesetag ist eine ge¬ 
meinsame Initiative von „Die Zeit“, Stif¬ 
tung Lesen und Deutsche Bahn Stiftung. 
Jedes Jahr am dritten Freitag im Novem¬ 
ber sind plakativ und mehr oder minder 
medial aufgehübscht über 130 000 Vor¬ 
leserinnen und Vorleser im Einsatz und 
lesen an Schulen und in Kindergärten. 
Organisiert werden die Schauveranstal¬ 
tungen von der Stiftung Lesen, die sich 
in diesem Jahr „offen für alle“ zeigt. Die 
Präsidentin des deutschen PEN, Regula 
Venske, kritisiert die „Stiftung Lesen“. 
Diese habe AfD-Politiker eingeladen, 
am bundesweiten Vorlesetag teilzuneh¬ 
men. Nach Auffassung des deutschen 
PEN sind die Grundsätze der AfD, die 
sich gegen die bestehende kulturel¬ 
le Vielfalt und Toleranz richten, nicht 
vereinbar mit den an Schulen und Ki¬ 
tas vertretenen und unsere Gesellschaft 
bereichernden Leitbildern, so Venske. 
Gegenüber Deutschlandfunk Kultur 
erklärte der Hauptgeschäftsführer der 
Stiftung Lesen, Jörg F. Maas, dass die 
Stiftung alle im Bundestag und in den 
Länderparlamenten vertretenen Par¬ 
teien mit Ausnahme der NPD auf ein 
mögliches Engagement beim Vorlese¬ 
tag lediglich aufmerksam gemacht habe. 
Dabei sei darauf hingewiesen worden, 
fremdenfeindliche, rassistische und anti¬ 
semitische Äußerungen in Bildungsein¬ 
richtungen zu unterlassen. Nett, aber auf 
solche „Äußerungen“ sollte nicht nur 
hingewiesen werden, den Schulen und 
Kitas müssen Hilfen gegeben werden, 
damit sie bei ihrer Planung, wen sie zum 
Vorlesetag in ihre Einrichtung einladen 
wollen, nicht auch noch so jemandes Be¬ 
reitschaft annehmen. 

Herbert Becker 


„Dieser Film hat mich gefunden“ 


Im Gespräch mit Christian Weisenborn 

Christian Weisenborn, Jahrgang 1947, ist der Sohn des Schriftstellers und 
Widerstandskämpfers Günther Weisenborn. Über seinen neuen Film „Mein 
Vater, die Rote Kapelle und ich“ sprach mit ihm für die UZ Hans-Günther 
Dicks. Eine Rezension des Films erschien in der vorherigen Ausgabe. 


UZ: Beginnen wir mit der Produktions¬ 
geschichte. Ihr Projekt hat ja eine Zeit 
gedauert? 

Christian Weisenborn: In der Tat, denn 
das erste Expose habe ich schon vor 15 
Jahren Sendern angeboten, aber dafür 
gab es damals kein Interes¬ 
se. So trug ich es mit mir her¬ 
um, und da wird man natürlich 
müde, das anzubieten. Aber 
dann kamen die Leute von 
Kick-Film auf mich zu und ha¬ 
ben gleich begeistert die För¬ 
derungsanträge auf den Weg 
gebracht. So kam es vor zwei 
Jahren zum ersten Film, „Ver¬ 
räterkinder“. Dann stellte die 
ARD plötzlich fest, dass sie 
zum 70. Jahrestag des 20. Juli 
1944 nichts hatte, und sie haben 
mich gebeten, dass ich den 20. 

Juli mit hineinnehme, und das 
hieß dann natürlich, dass ich 
davon 22 Minuten abgeben 
muss, und damit war der Film, 
also der richtige über meinen 
Vater, wieder nicht ausrei¬ 
chend erzählt. Deshalb ging es 
weiter. Durch die Filmförde¬ 
rung haben wir das dann vo¬ 
rangetrieben, die ARD war trotzdem 
nicht in der Lage, die Finanzierung auf 
die Beine zu stellen. Also sind wir zum 
ZDF gegangen und die haben sofort 
zugegriffen, damit war Arte auch dabei, 
und so ist der Film entstanden. 

UZ: Gab es dann noch Änderungswün¬ 
sche vom ZDF, Einflussnahmen oder 
so etwas? 

Christian Weisenborn: Nein. Die haben 
das so akzeptiert, bis auf ein paar Klei¬ 
nigkeiten, die es immer so gibt, aber 
nichts Wesentliches. 

UZ: Manchen stören vielleicht diese Re- 
enactments, also nachgestellte Aufnah¬ 
men wie die quietschenden Türriegel in 
Nahaufnahme. 

Christian Weisenborn: Na klar, aber wir 
haben keine Bilder. Es gibt von damals 
einfach keine Bilder und da braucht man 
das. Es gibt auch keine Fotos von den 
Gefangennahmen oder den Zellen. Vom 
Zuchthaus Luckau gibt es ein einziges 
Foto, und das ist ja auch drin im Film. 

UZ: Ein richtiger Hauptgewinn sind na¬ 
türlich Ihre Familienfilme. 

Christian Weisenborn: Ja, und in die¬ 
sem Sinne war ich ja - ich sage das 


mal so arrogant - ich war der einzige 
auf der Welt, der diesen Film machen 
konnte. Man kann wirklich sagen, der 
Film hat mich gefunden. Er hat wirklich 
auf mich gewartet. 

UZ: In den meisten Familien wurde ja 


nach 1945 wenig über die Nazizeit ge¬ 
sprochen. War es bei Ihnen ähnlich? 

Christian Weisenborn: Nein. Wir haben 
sehr wohl darüber gesprochen. Mein 
Vater starb ja früh, da war ich 20. Mit 
meiner Mutter haben wir sehr viel da¬ 
rüber gesprochen. Das ist ja für sie die 
intensivste Zeit gewesen und deshalb 
hat sie gerne über die alten Zeiten ge¬ 
redet, wie man im Film ja auch sieht. 
Allerdings ohne Kamera! Eigentlich ist 
es nicht ganz gerecht, dass sie nicht mit 
im Titel ist, aber dann würde der Titel 
ja noch länger. 

UZ: Zum Bild der Roten Kapelle in 
der DDR stützen Sie sich auf zwei US- 
Historiker. Hätte man dafür nicht auch 
DDR-Experten befragen können? 

Christian Weisenborn: Ja, es gab die¬ 
se Möglichkeit. Wir hatten auch mit 
einem DDR-Historiker ein Interview 
gemacht, das wir dann aber nicht ver¬ 
wendet haben. Man muss ja die Anzahl 
der Personen begrenzen, und ich fand 
den Außenblick von diesen Amerika¬ 
nern besonders gewichtig, und einen 
deutschen Experten noch da hineinzu¬ 
nehmen war nicht nötig. 

UZ: Die Nazis haben diese Widerständ¬ 
ler ja pauschal als „Moskaus fünfte Ko¬ 


lonne“ und als Kommunisten angese¬ 
hen. Gibt es eigentlich verlässliche Zah¬ 
len, wie viele oder wie wenige von ihnen 
wirklich Kommunisten waren? 

Christian Weisenborn: Es gibt einige 
darunter. Coppi natürlich und Har- 
nack, auch die Kuckhoffs wohl. Bei den 
Küchenmeisters bin ich nicht ganz si¬ 
cher. Aber es waren eben genügend, die 
nicht Kommunisten waren. Mein Vater 
war keiner, aber er war Sympathisant. 


Er war nie in der Partei, er hat aber für 
die DDR immer große Sympathie ge¬ 
habt. Doch er war nie Kommunist, er 
hat sich nie an eine Partei gebunden. 
Und so gibt es viele, die keine Kommu¬ 
nisten waren. 

UZ: Mir ist eigentlich erst durch Ihren 
Film klar geworden, welche fatale Rol¬ 
le Manfred Roeder dabei hatte, zuerst 
als Oberstkriegsgerichtsrat und „ Hitlers 
Bluthund “ und nach 1945 als Zuträger 
des US-Militärgeheimdienstes CIC. 

Christian Weisenborn: Das stimmt, und 
es gibt ja jetzt auch eine ganze Reihe 
Bücher über ihn, auch sehr gute. Anne 
Nelson hat ein sehr gutes geschrieben, 
auch Silke Kettelhake, auch wenn die 
jetzt z.T. angegriffen wird, weil sie Di¬ 
aloge erfunden hat, und das mögen die 
Historiker nicht. Aber sie hat sich sehr in 
die Materie eingearbeitet und viele Fak¬ 
ten aufgetan. Auch das Buch von Roloff, 
„Die Rote Kapelle“, und dann die ganzen 
Fachbücher, die die Gedenkstätte Deut¬ 
scher Widerstand herausgegeben hat. 
Also, die Fakten liegen auf dem Tisch. 

UZ :Auch zu Roeder? 

Christian Weisenborn: Zu Roeder ist 
natürlich vieles verbrannt worden noch 
von der Gestapo selbst. Aber die Proto¬ 


kolle sind zum Teil noch da, auch dass 
er eben beim CIC war, ist belegt. Ich 
habe mal in München eine junge Stu¬ 
dentin getroffen, die eine Doktorarbeit 
machen wollte über die Rote Kapelle 
und die meinen Vater auch besucht hat. 
Aus der Doktorarbeit ist dann nichts 
geworden, aber sie hatte sogar ein Ge¬ 
spräch mit Roeder Anfang der 1970er 
Jahre. Da war er noch immer so richtig 
zynisch, und sie konnte ihn so richtig 
nachmachen, wie er verächtlich über 
die Frauen der Roten Kapel¬ 
le herzog und sie nachträglich 
noch denunziert und verleum¬ 
det hat. Ich habe überlegt, ob 
ich sie in den Film hineinneh¬ 
me, aber das wäre dann zu 
lang geworden. Meine beste 
Fassung ist ja die 126-Minu- 
ten-Fassung, aber dann muss¬ 
ten wir ja runterschneiden 
auf unter 90, weil das ZDF ja 
diese Auflage gemacht hat. In 
der Langfassung, die ich auch 
als „directors cut“ noch auf 
DVD herausbringen will, ist 
auch mehr von meinem Vater 
drin, zum Beispiel wie er Bert 
Brecht seine Zelle gezeigt hat 
und das Gespräch, das dabei 
entstanden ist. 

UZ: Etwas überrascht hat mich 
die Musik in Ihrem Film, vor 
allem die Schifferklavier-Fie¬ 
der, die Ihre Mutter spielt und singt. 

Christian Weisenborn: Es gibt zwei Fil¬ 
me über meinen Vater, „Mein Name ist 
Weisenborn“ und „Der Überlebende“. 
Für den ersten, der stammt von 1966, 
hat das Team meine Eltern in der 
Schweiz besucht und dabei sind die 
Musikaufnahmen entstanden und auch 
die Bilder am Schluss, wo mein Vater 
durch das alte Gestapo-Gelände läuft. 

UZ: Sie erwähnten schon Silke Kettel¬ 
hake und den Streit um ihr Buch über 
Libertas Schulze-Boysen, das ihr ja die 
Schuld gibt am Auffliegen der Roten 
Kapelle. 

Christian Weisenborn: Ja, die ist für 

mich so etwas wie mein Moritatensän¬ 
ger, sie trägt etwas vor und leitet das 
nächste Kapitel ein. Sie war ja völlig 
drin in der Materie und hat sich uner¬ 
müdlich eingearbeitet. Dass Fibertas 
ihre Hoffnungen auf ihre Kontakte zu 
Göring setzte und so die ganze Grup¬ 
pe verraten hat, das ist ja verbürgt. Sie 
hoffte, dadurch zu überleben, aber sie 
hat eben alle verraten. Am Schluss hat 
sie geschrieben: „Ich werde jetzt sterben, 
aber es ist schön, denn alle haben mir 
verziehen.“ Das stimmte natürlich nicht. 
Das hat sie sich nur eingeredet, denn sie 
hat viele an den Galgen gebracht. 



Von den Nazis verfolgt und nach der Befreiung wie viele andere Widerstandskämpfer als „Verräter“ 
denunziert: Günter Weisenborn. 


Verteidigung der Sündenböcke 

„Fremde in der Stadt“ - die neue CD von Werner Lutz 


Nach der CD „Das Vorletzte“ hat 
der Erlanger Liedermacher Werner 
Lutz wieder eine CD herausgebracht: 
„Fremde in der Stadt“. Im Zentrum des 
im März 2017 erschienenen Albums, 
eingespielt mit den Begleitmusikern 
Mario Bock (Saxophon) und Rüdiger 
Miller (Keyboards), steht der Kampf 
gegen die Rechtsentwicklung. 

Nicht wenige der Lieder sind ent¬ 
standen als Beiträge für Auftritte von 
Werner Lutz (häufig zusammen mit 
Mario Bock) bei Aktionen gegen Nazis. 
Das Lied „Pegida“ gehört dazu, ebenso 
die - im Stil eines bayerischen Volkslie¬ 
des interpretierte - Charakterisierung 
eines braven Kommunalpolitikers, der 
sich mit seinem Dorf gegen Geflüchte¬ 
te stellt („Unser Landrat“). 

Auch im Lied „Fremde in der Stadt“ 
greift Lutz die „Flüchtlingskrise“ auf: 
Hier bringen die Fremden Farbe in 
Städte und Straßen; sie haben überall 
bei uns ihren Platz. Der Musiker Wer¬ 


ner Lutz hatte im Frühherbst 2014 - in 
der Zeit der ersten großen Einwande- 
rungswelle, wo in vielen Städten bereits 
Zeltlager errichtet werden mussten - 
die Gelegenheit, in seiner Heimatstadt 
in Mittelfranken für einige Wochen ein 
Erstaufnahmelager zu verwalten. 

Unter den zehn Liedern des Albums 
gibt es einiges in fränkischer Mund¬ 
art zu hören. So im ersten Stück, dem 
„Flaschensammelblues“, einem Song 
über den „Flaschensammel-King“ ei¬ 
nes Viertels, der das Flaschensammeln 
zur Chefsache macht. Bereits bei die¬ 
sem ersten Lied kommt mit der Ham- 
mondorgel-Begleitung die Stärke des 
Keyboarders Rüdiger Miller, mit dem 
Lutz hier zum ersten Mal zusammen¬ 
gearbeitet hat, zum Ausdruck. 

Zwei der Titel sind bereits auf frü¬ 
heren Alben erschienen. Das Lied „Der 
Sündenbock“ wurde mit einem aktua¬ 
lisierten Text versehen. Die „Repub¬ 
likaner“ („Reps“) mit Schönhuber an 


der Spitze, die Anfang der 1990er Jahre 
in vielen Parlamenten vertreten waren, 
gibt es nicht mehr. Zur AfD heute gibt 
es durchaus Parallelen. Gemeinsam ha¬ 
ben beide Gruppierungen, dass für ihre 
Anhänger die Suche nach Sündenbö¬ 
cken typisch ist. 

Der zweite Song, ebenfalls vor 
vielen Jahren schon einmal veröffent¬ 
licht, ist ein Lied zum Thema Eutha¬ 
nasie (in fränkischer Mundartver¬ 
fremdung): „Herr Doktor, hams mein 
Bubn g‘sehn“. Die barbarische „me¬ 
dizinische“ Quälerei kranker und be¬ 
hinderter Kinder und deren systema¬ 
tische Ermordung in der NS-Diktatur 
gehört nach wie vor zu den kaum auf¬ 
gearbeiteten Kapiteln deutscher Ge¬ 
schichte. 

Den Schluss des Albums bildet ein 
nachdenkliches Lied zur Erinnerung 
an die Opfer und Widerstandskämpfer 
in faschistischen Diktaturen außerhalb 
Europas: „Argentinien 1976“. 


Aber auch das von einigen bekann¬ 
ten Liedermachern (Wecker, Wader, 
Höhner) in letzter Zeit populär ge¬ 
wordene Volkslied-Revival ist an 
Werner Lutz nicht vorübergegangen: 
Sein Beitrag dazu ist eine textliche 
Neufassung des Liedes „Im Krug zum 
grünen Kranze“. 

Eine hochaktuelle, musikalisch 
sensible CD, mit anspruchsvollen - 
mal nachdenklichen, mal ironischen, 
scheinbar lustigen - Texten, wie wir sie 
von diesem Künstler kennen. Entschie¬ 
den bereichert wird das vielseitige Ar¬ 
rangement durch Mario Bock auf dem 
Saxophon und Rüdiger Miller (Key¬ 
board, Piano, Synthesizer, Orgel). 

Eva Petermann 

Die CD kann bestellt werden für 10 
Euro + Porto bei Jump-Up oder unter 
einheiztext@t-online.de 
bzw. Werner Lutz, Tel. 09131/404671, 
Nürnberger Str. 45,91052 Erlangen 
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Die gewollte Eskalation 

25 Jahre Rostock-Lichtenhagen 


D as sogenannte Sonnenblumen¬ 
haus steht bis heute. Es hat seinen 
Namen von einer großflächigen 
Verzierung der seitlichen Hausfassa¬ 
de in Form dreier großer Sonnenblu¬ 
men. Im August vor 25 Jahren befand 
sich in dem Gebäudekomplex, dessen 
Wohnungen zu einem großen Teil re¬ 
gulär vermietet werden, auch die Zen¬ 
trale Aufnahmestelle für Asylbewerber 
(ZAst), das damals einzige Aufnahme¬ 
lager für Asylsuchende in Mecklenburg- 
Vorpommern mit einer Kapazität von 
etwa 250 Betten, sowie ein Wohnheim 
für die in Rostock verbliebenen, vietna¬ 
mesischen Vertragsarbeiter. 

In den Monaten vor den Ausschrei¬ 
tungen waren die Themen Flüchtlinge, 
Asyl und Asylrechtsverschärfungen die 
alles beherrschenden Themen im Fand. 
In Mecklenburg-Vorpommern verging 
kaum eine Woche, ohne dass Gruppen 
von Faschisten Flüchtlingsunterkünfte 
angriffen oder auf einzelne Ausländer 
einprügelten, einstachen oder traten. Sie 
fühlten sich bei ihren Aktionen unter¬ 
stützt und gedeckt durch die von Medi¬ 
en wie der BIFD und Politikern der bür¬ 
gerlichen Parteien aufgehetzten Mehr¬ 
heit der bundesdeutschen Bevölkerung. 

Vier Tage im August 

Im August 1992 waren bis zu 300 Perso¬ 
nen, vorwiegend Roma aus Rumänien, 
gezwungen, auf der Rasenfläche vor der 
Wohnanlage zu campieren, da die Auf¬ 
nahmekapazität der ZAst überschritten 
war und es den Verantwortlichen über 
Wochen hinweg nicht gelang, geeignete 
Unterbringungsmöglichkeiten zu orga¬ 
nisieren. Dies sorgte für eine aggresive 
Stimmung gegenüber den Asylsuchen¬ 
den, die bewusst in Kauf genommen 
wurde. Die eigentlichen Ausschreitun¬ 
gen fanden vom 22.-25. August statt und 
sind eine Chronologie polizeilicher Ka¬ 
pitulation vor einem „Deutschland den 
Deutschen, Ausländer raus“ - grölenden 
Mob. Sie zeugen vom aktiven Scheitern 
politischer Entscheidungsinstanzen, die 
in diesen Tagen derart gehäuft auftra¬ 
ten, dass es schwer fällt, an etwas an¬ 
deres als Absicht zu glauben. Zwischen 
300 und am Ende bis zu 1000 faschis¬ 
tische Gewalttäter griffen, bejubelt und 
unterstützt von einer betrunkenen, 3000 
Menschen umfassenden Zuschauermen¬ 
ge, drei Nächte hintereinander zunächst 
die Zentrale Aufnahmestelle und nach 
deren Evakuierung am 24. August das 
Wohnheim der Vietnamesen, inklusive 
der dort befindlichen Frauen, Kinder 
und Schwangeren an. 

Versagen der Polizei 

Trotz der in den beiden Rostocker Tages¬ 
zeitungen kommentarlos abgedruckten 
offenen Ankündung rechter Bürgerini- 
tiaiven, es werde zu Aktionen kommen, 
war die Polizei von Anfang an mit einer 
lächerlich geringen Anzahl von Ein¬ 
satzkräften vor Ort. In der ersten Nacht 
standen insgesamt 160 Beamte der ran¬ 
dalierenden Menge gegenüber. Obwohl 
es zu wiederholten, schweren Angriffen 
auf die eingesetzten Polizeikräfte kam, 
wurde nur unzureichend Verstärkung 
angefordert. Von den 130 in der Nacht 
des 23. August Festgenommenen waren 
60 Finke, die eine Solidaritätsaktion für 
die bedrohten Ausländer durchführen 
wollten. Ihren traurigen Höhepunkt 
erreichten die Ausschreitungen in der 
Nacht des 24. August, als gegen 18.00 
Uhr die beiden eingesetzten Hamburger 
Hundertschaften auf politischen Druck 
hin abgezogen wurden, kein Ersatz be¬ 
reitgestellt wurde und die Menschen im 
Wohnheim damit dem draußen warten¬ 
den, „Sieg-Heil“ grölenden Mob preis¬ 
gegeben wurden. Der Eingangsbereich 
wurde unter Rufen wie „Wir kriegen 
euch alle!“ und „Gleich werdet ihr ge¬ 
röstet!“ gestürmt, Türen eingetreten und 
Fenster zerschlagen. Außer mit Steinen 
und Flaschenwürfen wurde das Wohn¬ 
heim, in dem sich zu diesem Zeitpunkt 
noch über 100 Menschen befanden, ver¬ 
stärkt mit Brandsätzen angegriffen, bis 
eine der unteren Wohnungen schließlich 
Feuer fing. Die eintreffende Feuerwehr 
wurde massiv an den Föscharbeiten ge- 



Bild oben: Am 24. August 1992 brannten die Faschisten nicht nur die Zentrale Aufnahmestelle für Asylbewerber im 
Sonnenblumenhaus in Rostock-Lichtenhagen nieder, sondern griffen auch über mehrere Tage Flüchtlinge, Gegen¬ 
demonstranten und auch die Polizei und Feuerwehr an. 

Bild unten: Kein Vergessen: Antifaschistinnen und Antifaschisten halten die Erinnerung an die Ereignisse von damals 
wach - hier bei einer Gedenkaktion zum 20 Jahrestag 2012. 


hindert, die eingeschlossenen Menschen 
im Wohnheim mussten sich selbst über 
das Dach in benachbarte Gebäude aus 
dem brennenden Haus retten. Sie wur¬ 
den schließlich unter Beschimpfungen 
der Umstehenden in zwei Bussen ab¬ 
transportiert. 

Fehlende politische 
Aufarbeitung 

Bei den politischen Reaktionen auf 
die Vorfälle zeichneten sich vor allem 
Unionspolitiker dadurch aus, die Schuld 
für die Gewaltexzesse einerseits bei der 
damaligen Asylrechtsprechung und an¬ 
dererseits bei Finken und Autonomen 
zu sehen. Der damalige Bundesinnen¬ 
minister forderte als Schlussfolgerung: 
„Wir müssen handeln gegen den Miss¬ 
brauch des Asylrechts, der dazu geführt 
hat, dass wir einen unkontrollierten Zu¬ 
strom in unser Fand bekommen haben.“ 
Ähnlich äußerte sich auch der Minis¬ 
terpräsident von MV, Berndt Seite, als 
er erklärte, die Bevölkerung sei durch 
den ungebremsten Zustrom von Asy¬ 
lanten überfordert. Noch während der 
Ausschreitungen verabschiedete sich 
die SPD von ihrem vormals ablehnen¬ 
den Kurs gegenüber der Asylrechtsver¬ 
schärfung. Am 6. Dezember 1992 wur¬ 
de die Grundgesetzänderung, die das 
Grundrecht auf Asyl maßgeblich ein¬ 
schränkte, mit den Stimmen von CDU, 
CSU, FDP und SPD verabschiedet. 

Deutschland 2017 

Die Zahl der Geflüchteten war 2015 mit 
890.000 doppelt so hoch wie 1992. Die 
BKA-Statistik zählt für 2016 fast 1000 
Anschläge auf Flüchtlingsunterkünfte, 
davon 66 Brandanschläge und 152 Ge¬ 
waltdelikte. Ist die aktuelle Situation 
also mit damals vergleichbar? Bei eini¬ 
gen Bildern der letzten zwei Jahre, auf 
denen ein wütender Mob Flüchtlings¬ 
busse belagert und Steine, Flaschen und 
Brandsätze auf bewohnte Gebäude ge¬ 
worfen werden, drängt sich der Vergleich 
auf. Für Rostock-Fichtenhagen trifft er 
nicht zu. Mit am deutlichsten wurde das 
im Sommer 2016, als eine Gruppe von 
bis zu 40 alkoholisierten Rechten über 
mehrere Tage hinweg eine Flüchtlings¬ 
unterkunft für minderjährige Flüchtlin¬ 
ge im Nachbarstadtteil Groß-Klein bela¬ 
gerte. Innerhalb einer Woche wurde eine 
Demonstration mit mehreren hundert 
Teilnehmern, auch aus dem betroffe¬ 
nen Stadtteil, organisiert. Die alten und 
neuen Plattenbausiedlungen in Fich¬ 
tenhagen, Evershagen und Groß-Klein 
bergen nachwievor sozialen Zündstoff, 
und auch dort hat die AFD mit 21 Pro¬ 
zent Wahlergebnisse, die dem MV-Fan- 
desdurchschnitt entsprechen. Aber das 
Stadtbild verändert sich. Man sieht seit 
2015 erstmals Menschen mit Kopftuch in 
der Straßenbahn und dennoch, oder viel¬ 
leicht gerade deswegen, schlossen sich 
bei besagter Demonstration spontan 
Menschen aus den Wohnblöcken an, um 
ihre Solidarität zu zeigen. Es wäre falsch 
denen Recht zu geben, die heute von 
einem gänzlich anderen Rostock spre¬ 
chen. Es gibt nachwievor organsisierte, 
aktive Nazi-Strukturen, aber es gibt für 
sie in Rostock aktuell keine Massenba¬ 
sis. Wenn Materia im Ostseestadion sein 
Fied „Mein Rostock“ singt und sich da¬ 
bei wünscht, diese wunderbare Stadt 
würde bundesweit für mehr stehen als 
nur das brennende Haus, dann spricht 
er vielen aus der Seele. Wichtig ist aber 
zu betonen, dass ein Rostock, das nicht 
mehr nur mit dem brennenden Sonnen¬ 
blumenhaus assoziiert wird, harte antifa¬ 
schistische Arbeit war und bis heute ist. 

Rostock-Fichtenhagen hat sich 
zweifellos verändert, aber das System, 
das die schwersten faschistischen Kra- 
valle der Nachkiegszeit hervorgebracht 
und gefördet hat, nicht. Deshalb gilt es, 
weiterhin wachsam und aktiv zu sein. 

Tatjana, Rostock 

Dieser Artikel ist aus der POSITION #4- 
17, dem Magazin der SDAJ. Du kannst 
die Position abio Euro im Jahr abonnie¬ 
ren. Oder Du lässt Dir erst einmal eine 
Ausgabe zuschicken. Schreib einfach 
eine Mail an position@sdaj-netz.de 
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Die Gesellschaft verändern - aber wie und wohin? 

Nicht nur die DKP diskutiert über den Weg, auf dem der Kapitalismus zu überwinden ist 



D ie DKP wird in den nächsten 
Wochen und Monaten in vielen 
Gruppensitzungen und Veran¬ 
staltungen über den Leitantrag zu ih¬ 
rem 22. Parteitag diskutieren. Er be¬ 
handelt die Strategie der DKP zum 
Stopp der Offensive des Kapitals, zur 
Durchsetzung einer politischen „Wen¬ 
de“ und die weiteren Vorschläge für 
ein Konzept der Zurückdrängung der 
Macht der mächtigen kapitalistischen 
nationalen und multinationalen Mo¬ 
nopole und zur Heranführung dieser 
Kämpfe an den revolutionären Bruch 
mit dem Kapitalismus. 

Unsere Strategiediskussion findet 
nicht im luftleeren Raum statt.Wir be¬ 
ginnen den Leitantrag an den 22. Par¬ 
teitag deshalb mit einem Satz, der eine 
um sich greifende Stimmung wieder¬ 
gibt: „So wie es ist, kann es nicht blei¬ 
ben. Dieses ganze System ist ungerecht. 
Die da oben machen immer nur, was 
sie wollen. Es braucht eine Alternative.“ 
Wir knüpfen mit unserem Leitan¬ 
trag bewusst an diese Stimmung und 
das drängende Suchen nach grund¬ 
sätzlichen Alternativen zum sich im¬ 
mer weiter bloßstellenden System der 
Barbarei, des Krieges, der Zerstörung 
der Natur, der sozialen Spaltung, des 
Überflusses für die Millionäre und Mil¬ 
liardäre und des Hungers und der Not 
für Milliarden Menschen an. 

Der vielzitierte Satz des Papstes: 
„Diese Wirtschaft tötet“ ist ja nur ein 
Symbol für diese verbreitete Grunder¬ 
kenntnis. Wir haben es deshalb aktuell 
nicht nur intern, sondern auch über die 
DKP hinaus mit neuen Strategiedebat¬ 
ten zu tun. Dabei werden viele kluge 
Gedanken geäußert. 

Die Frage des Inhalts und der Pers¬ 
pektive des „demokratischen Kampfes“ 
nimmt dabei einen wichtigen Platz un¬ 
ter Linken unterschiedlicher Couleur 
ein. Im Prinzip ist das die Frage nach 
der „Wende“ und ihrer Einordnung in 
eine weitergehende Strategie, wie wir 
sie im Moment führen. 

Die „junge weit“ hat z.B. vor eini¬ 
gen Tagen den Teil-Vorabdruck eines 
neuen Buchs des Kollegen Frank Dep¬ 
pe gebracht. Er befasst sich im Prinzip 
mit ähnlichen Fragen wie wir in unse¬ 
rem Leitantrag. Die Ausgangsposition 
ist bei ihm, dass wir uns in einer „Epo¬ 
che des krisenhaften Interregnums“ - 
also einer Übergangsherrschaft - be¬ 
finden, für die der Gramsci-Satz ange¬ 
wendet müsse, „Das Alte stirbt, und das 
Neue kann noch nicht zur Welt kom¬ 
men“. 

Das klingt gut, da ist was Wahres 
dran. Daraus müsste aber unseres Er¬ 
achtens die Frage nach den Kräften 
der Veränderung, nach den kurz- und 
mittelfristigen Schritten folgen, die 
dieses „Interregnum“ beenden kön¬ 
nen. Es müsste die Frage nach dem 
Charakter der Triebkräfte aufgewor¬ 
fen werden, die hinter diesem Interre¬ 
gnum stecken. Also eben das, was wir 
mit der Analyse der Etappen des Im¬ 
perialismus tun. 

Kurz danach brachte die „junge 
Welt“ einen ähnlichen Beitrag von In¬ 
gar Solty, Referent der Rosa-Luxem- 
burg-Gesellschaft; zu „demokratischen 
Lösungen“ als Alternative zu den „au¬ 
toritären“ Lösungen des US-Imperia- 
lismus. Und vor einiger Zeit gab es ja 
schon den Diskussionsbeitrag des Jena¬ 
er Professors Klaus Dörre zur Notwen¬ 
digkeit der Neubelebung des „demo¬ 
kratischen Klassenkampfes“ um eine 
Neuverteilung des Reichtums. 

Anders als in unserem Leitantrag 
gibt es bei diesen Denkanstößen kei¬ 
ne erkennbare Perspektive, die über 
den Kapitalismus hinausweist und den 
Weg dazu verdeutlicht. Wir vermissen 
zumindest die Skizzierung eines mögli¬ 
chen dynamischen Prozesses, der inner¬ 
halb einer längerfristigen Strategie - 
vom Stopp der Offensive über eine 
„Wende“ zur Sammlung breiter anti¬ 
monopolistischer Kräfte in Richtung 
eines nach vorne und gezielt gegen das 
Monopolkapital gerichteten kämpferi¬ 
schen Prozesses weist, der in Übergän¬ 
ge zur sozialistischen Alternative und 


zum grundsätzlichen Bruch mit dem 
Kapitalismus münden soll. 

Das ist unsere Orientierung. Das 
unterscheidet uns deutlich, bei man¬ 
chen Gemeinsamkeiten in der aktuel¬ 
len Analyse, von der Hoffnung dieser 
erwähnten Autoren in eine „Transfor¬ 
mation“ des Kapitalismus. 

Wir wollen mit unserem Leitantrag 
einwirken und eingreifen in die ge¬ 
meinsame Debatte um einen Ausweg 
aus der Systemkrise und um den Stopp 
der Offensive des Kapitals. Sie ist zwar 
noch nicht ins Stocken geraten, aber ge¬ 
gen sie artikuliert sich zunehmend Ab¬ 
wehrbereitschaft. 

Wir sind und wollen eine Partei 
sein, die sich nicht um ihrer selbst ge¬ 
bildet hat. Deshalb wollen wir mit dem 
Leitantrag auch in diese generelle Dis¬ 
kussion eingreifen und für unsere Po¬ 
sitionen werben und gleichzeitig auch 
dabei lernen, wie wir es noch besser 
machen können. 

Bezüglich unseres Dokuments müs¬ 
sen wir eingestehen: In der Vorberei¬ 
tung des Entwurfs eines Leitantrags für 
den 22. Parteitag waren wir etwas hin- 
und hergerissen. Wir hatten, die Aussa¬ 
ge getroffen, dass nach drei Parteitagen, 
die stark von grundsätzlichen, ideolo¬ 
gischen Diskussionen geprägt waren, 
nun ein Parteitag folgen müsse, der vor 
allem auf das Eingreifen der DKP in 
die Kämpfe unserer Zeit und auf den 
Kampf um die Stärkung der DKP ori¬ 
entieren müsse. 

Das ist nicht nur nach wie vor rich¬ 
tig, sondern für die weitere Entwick¬ 
lung der DKP lebenswichtig. 

Gleichzeitig sagten wir, „dass die 
Partei mit ganzer, gemeinsamer Kraft 
darum ringen muss, die derzeitige 
Kampfetappe (...) möglichst genau zu 
bestimmen. Und wir sagen auch offen: 
Ja, da haben wir Defizite. Wenn dem 
nicht so wäre, würden wir als Partei 
eine andere Rolle in Klassenkämpfen 
spielen.“ 

Diese beiden Pole, das Eingreifen, 
der Kampf um die Stärkung der Partei 
einerseits, die Bestimmung der Kampf¬ 
etappe andererseits, sind absolut not¬ 
wendig. Natürlich sind sie Bestandteile 
einer dialektischen Einheit. 

Verständlich ist sicher auch, dass 
man das nicht in einem Entwurf von 
zwei Seiten schaffen kann; auch wenn 
der alte Satz „In der Kürze liegt die 
Würze.“ richtig bleibt. 

Während der Arbeit am Entwurf 
des Leitantrags wurde zudem deut¬ 
lich, dass es bezüglich der strategi¬ 
schen Grundlinie der Partei erhebli¬ 
chen Klärungsbedarf gibt. Unter den 
Genossinnen und Genossen, die sich im 
Widerspruch oder in Opposition zu den 
Ergebnissen der vergangenen beiden 
Parteitage sehen, gibt es dabei deutli¬ 
che Unterschiede. 

Es gibt diejenigen, die weiter die 
„Thesen des früheren Sekretariats“ 
verteidigen und damit einen Bruch 


mit der Konzeption einer kommunisti¬ 
schen Partei befürworten. Und es gibt 
Genossinnen und Genossen, die sich im 
Widerspruch zur Parteiführung sehen, 
weil sie glauben die Parteiführung wol¬ 
le mit der strategischen Grundlinie der 
DKP brechen. 

Dazu sei gleich gesagt: die Strategie 
der DKP hat sich unseres Erachtens seit 
1968 grundsätzlich bewährt. Sie baut 
auf den Überlegungen von Lenin, der 
Kommunistischen Internationale und 
der KPD unter Thälmann, Pieck und 
Reimann auf. Wir wollen sie für die heu¬ 
tigen Verhältnisse fortschreiben und ak¬ 
tualisieren und nicht verwerfen. 

Gleichzeitig stellen wir fest, dass es 
auch zunehmend Fragen zu dieser Stra¬ 
tegie „von links“ gibt. Fragen, die alle 
berechtigt sind. Fragen, die manchmal 
aber auch das Kind mit der Badewan¬ 
ne ausschütten. Immer dann nämlich, 
wenn Neben- oder Seitenaspekte der 
antimonopolistischen Strategie über¬ 
höht werden. Wenn eine Nebenfrage 
zum zentralen Wesen der Strategie ge¬ 
macht werden soll. Dazu gehört sowohl 
die Frage nach Bündnismöglichkeiten 
mit nicht-monopolistischen Teilen der 
Bourgeoisie, die es gibt, die aber für 
die Kommunisten im Verhältnis zum 
Kampf um die Aktionseinheit der Ar¬ 
beiterklasse einen nachgeordneten 
Stellenwert hat. Dazu gehört auch die 
Bedeutung von Wahlen oder die Be¬ 
teiligung an Regierungen. Letzteres 
brachte für Revolutionäre sehr wider¬ 
sprüchliche Erfahrungen. In den volks¬ 
demokratischen Ländern war sie bei ei¬ 
nem durch die Rote Armee geklärten 
militärischen Kräfteverhältnis ein Weg 
über die antifaschistisch-demokrati¬ 
sche Phase an die sozialistische Revo¬ 
lution heranzukommen. In den 30er 
Jahren waren Volksfrontregierungen 
Kampfregierungen gegen den Faschis¬ 
mus. In neueren Phasen wurden kom¬ 
munistische Parteien oft integriert und 
als Feigenblatt missbraucht. 

Wir hatten damit die Anforderung 
an den Antrag, sich den folgenden Auf¬ 
gaben zu stellen: 

Die konkrete Kampfetappe genau 
zu bestimmen, daraus unsere grund¬ 
sätzliche Strategie abzuleiten und zu 
überprüfen, ob die antimonopolisti¬ 
sche Strategie und der Kampf um eine 
Wende, also der Kampf um das Her¬ 
auskommen aus der Defensive, in der 
sich die Arbeiterbewegung nicht nur 
unseres Landes seit den 70er/80er Jah¬ 
ren des vorigen Jahrhunderts befindet, 
ihre Gültigkeit hat und, wenn ja, daraus 
Ableitungen für die Orientierungen 
der heutigen Kämpfe vorzunehmen, 
also zu bestimmen, wo sind die An¬ 
griffsfelder der Herrschenden, wo sind 
die Felder, in denen sich die Offensive 
der Herrschenden stoppen lässt oder 
wo sie in erster Linie gestoppt werden 
muss. Dabei geht es natürlich auch da¬ 
rum, die Situation der Gegenkräfte, 
vor allem der Arbeiterbewegung, zu 


bestimmen und das Ganze mit unserer 
Realität als DKP zusammenzubringen. 

Bei Letzterem haben wir uns schnell 
entschieden, dem Parteitag einen sepa¬ 
raten Antrag zur organisationspoliti¬ 
schen Entwicklung der DKP vorzule¬ 
gen. Diesen wollen wir auf einer kom¬ 
menden Tagung des Parteivorstands als 
Antrag an den Parteitag beschließen. 

Den Leitantrag selbst hat der Par¬ 
teivorstand auf einer außerordentli¬ 
chen Tagung am 30. Juli 2017 einstim¬ 
mig beschlossen. 

Diese Tagung war noch einmal sehr 
arbeitsintensiv. Ihr lagen rund 70 Ände¬ 
rungsanträge vor, die im Wesentlichen 
eingearbeitet wurden. 

Inhaltlich umfasst der Antrag drei 
große Komplexe. Wir denken, es ist sinn¬ 
voll, dies bei der notwendigen Parteidis¬ 
kussion von der Struktur her zu berück¬ 
sichtigen. Die drei Komplexe sind: 

Bestimmung der konkreten Etappe 
in der Entwicklung des Imperialismus, 
weltweit, in Europa und in Deutsch¬ 
land. Wir haben dies mit einer ge¬ 
schichtlichen Betrachtung ergänzt und 
analysieren auch die unterschiedlichen 
Etappen in der historischen Entwick¬ 
lung des Imperialismus. Letzteres ist in 
dieser Tiefe neu für zentrale Dokumen¬ 
te der DKP. 

In diesem Komplex befassen wir 
uns auch mit der Produktivkraftent¬ 
wicklung, der „Wissenschaftlich-Tech¬ 
nischen Revolution“, daraus folgenden 
Veränderungstendenzen im Kapital 
und in der Arbeiterklasse. 

In der Gesamtheit kommen wir zum 
Ergebnis, dass wir uns in einer Etappe 
der Entwicklung des Imperialismus be¬ 
finden, die in den 70er Jahren des ver¬ 
gangenen Jahrhunderts begann und die, 
verstärkt durch die konterrevolutionäre 
Zerschlagung des Sozialismus in Euro¬ 
pa, zu einer bis heute anhaltenden Of¬ 
fensive des Imperialismus geführt hat. 
Seit Beginn der Krise 2007 zeigt diese 
Risse, führt zu stärkeren innerimperialis¬ 
tischen Widersprüchen, ohne dass es der 
Arbeiterbewegung, national, in Europa 


oder weltweit, gelungen wäre, diese so¬ 
weit auszunützen, dass der Offensive des 
Imperialismus bereits starker Gegen¬ 
druck entgegengesetzt werden konnte. 
Die zunehmenden Widersprüche im La¬ 
ger der Herrschenden bieten dafür mehr 
Spielraum, erhöhen aber auch die Ge¬ 
fahr von Aggressionen innerhalb des im¬ 
perialistischen Lagers, von Stellvertre¬ 
terkriegen oder Kriegen gegen mögliche 
Konkurrenten bzw. um Einflusssphären. 

Aus dieser Analyse und der Fest¬ 
stellung, dass sich in den Zentralen des 
Imperialismus ein, wie es bereits Le¬ 
nin nannte, „staatsmonopolistischer 
Kapitalismus“ herausgebildet hat, in 
dem die ökonomische Hauptstruktur 
des Imperialismus, die Monopole, mit 
dem imperialistischen Staat zu einer 
nicht widerspruchsfreien Einheit ver¬ 
schmelzen, halten wir an den Grundsät¬ 
zen der Leninschen Theorie fest, dass 
der Hauptstoß gegen die Hauptstruk¬ 
tur des heutigen Kapitalismus, die Mo¬ 
nopole und den „Stamokap-Staat“ zu 
richten ist und nach Wegen der Heran¬ 
führung an die proletarische Revoluti¬ 
on gesucht werden muss. 

Wir halten daran fest, dass es das 
strategische Ziel der jetzigen Etap¬ 
pe ist, Wege zu finden, auf denen die 
Arbeiterbewegung, die antiimperia¬ 
listischen und antimonopolistischen 
Kräfte, die Kräfte des Friedens und 
des Antifaschismus aus der Defensive 
herauskommen können. 

Es geht darum, die Offensive des 
Monopolkapitals zu stoppen. Gegen¬ 
kräfte zu formieren. Es geht darum 
eine Wende zur Friedens- und Abrüs¬ 
tungspolitik, zu demokratischem und 
sozialem Fortschritt zu erkämpfen, wie 
wir es in der Überschrift des Leitan¬ 
trags formulieren. 

Im dritten Komplex leiten wir dann 
Überlegungen für die verschiedenen 
Kampffelder ab, stellen Überlegungen 
an, welche Forderungen kurzfristig, 
welche mittel- und langfristig Kampf¬ 
ziele darstellen können, die die Offen¬ 
sive des Kapitals stoppen und dann aus 
der Defensive in die Offensive führen 
können. 

Das ist sicherlich die Gretchenfrage, 
der sich Revolutionäre immer stellen 
müssen: Welches sind die Forderungen, 
die der Schaffung der Aktionseinheit 
der Arbeiterklasse am meisten dienen, 
die das Monopolkapital am empfind¬ 
lichsten treffen, die antimonopolisti¬ 
sche und antiimperialistische Bünd¬ 
nisse ermöglichen. 

Dieser Teil des Leitantrags ist si¬ 
cherlich auch der, der am meisten da¬ 
nach verlangt, dass die kollektive Weis¬ 
heit der Partei ihn bis zum 22. Parteitag 
weiterqualifiziert. 

Hinsichtlich einer strukturierten 
Diskussion in den Gliederungen der 
Partei, aber auch in der UZ und auf 
dem Nachrichtenportal ist es sinnvoll, 
entsprechend dieser groben Aufteilung 
in drei Komplexe vorzugehen. Grup¬ 
pen der DKP ist deshalb zu empfeh¬ 
len; sich auf mehreren Gruppenaben¬ 
den mit dem Leitantrag zu befassen. 
Seitens des Parteivorstands planen wir, 
für Ende September eine theoretische 
Konferenz zum Leitantrag anzubieten. 
Patrik Köbele und Hans-Peter Brenner 


Zur Diskussion des Leitantrags in der UZ und auf news.dkp.de 

Der Leitantrag wird in diesen Tagen online gestellt, gedruckt und der nächsten 
Ausgabe der UZ beigelegt. 

Die vom Parteivorstand eingesetzte Redaktiongruppe hat zur Organisation der 
Diskussion folgende Regeln festgelegt: 

★ Teilnehmer der Debatte sind die Mitglieder und Strukturen der DKP. Nur in 
Ausnahmefälle werden Beiträge-aber dann auch nurvon nicht-anonymisier- 
ten Autoren - außerhalb der DKP abgedruckt. 

★ Der Umfang der Beiträge für die Diskussionstribüne soll 5 000 Zeichen nicht 
übertreffen. Damit sollen möglichst viele Diskussionsbeiträge in der UZ, also 
in gedruckter Form erscheinen können. Alle Beiträge werden auch auf news. 
dkp.de veröffentlicht. 

★ Beiträge sind von Einzelautoren oder Autorenkollektiven möglich. 

★ Die Redaktionsgruppe wird bei Bedarf einzelne Beiträge zu Themen, die für 
die Debatte dringend sind, aus der Partei anfordern. Sind Beiträge länger als 
5000 Zeichen, entscheidet die Redaktionsgruppe über deren Veröffentlichung. 

★ Die Sammelstellefürdie Diskussionsbeiträge ist die Redaktionsgruppe. Dazu 
ist die Seite diskussion@dkp.de eingerichtet worden. Bitte schickt eure Diskus¬ 
sionsbeiträge an diese Adresse. 
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Valuta für die DKP! 


Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes 
werden zu Hause beiseitegelegt. Und dort bleibt 
es dann liegen, denn das nächste Mal geht es in 
ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM- 
Bestände) einfach in einen Umschlag legen und 
an die DKP senden. Wir setzen das Geld dann für 
die internationale Solidarität ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Wer seinen Urlaub im Euroraum verbracht hat, 
kann uns gerne auch diese Währung schicken ... 


Antiquarisches 
Buch der Woche 


h Einführung in 
die Politische 
Ökonomie 
des Kapitalismus" 


Um zu verstehen, wie der Kapitalismus im Innersten 
funktioniert, muss man darüber lesen und reden. 

Dietz-Verlag DDR 1975, 488 Seiten, kartoniert, 
gebraucht, aber gut erhalten. 

Preis: 4,- Euro + 2,- Euro Porto/Verpackung 
Unsere Verkaufserlöse kommen der uz zugute! 


www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 


EINFÜHRUNG 


IN DIE 
POLITISCHE 
ÖKONOMIE 
DES 

KAPITALISMUS 


Freidenker 

Deutscher Freidenker-Verband 

Öffentliche Wissenschaftliche Konferenz 

100 Jahre Oktoberrevolution 
100 Jahre Dekret über den Frieden 

Lehren aus hundert Jahren geschichtlicher Erfahrung im 
Ringen für eine dauerhaft freie Gesellschaft und für Frie¬ 
den statt Konfrontation mit Russland 

Vorträge und Diskussion: 

Die Oktoberrevolution - Aufbruch in gesellschaftliches 
Neuland; Bruno Mahlow, Berlin 
Frauen als Gestalterinnen der Geschichte - Oktoberrevo¬ 
lution und ihre Folgen; Prof. Dr. Helga Hörz, Berlin 

Stalin, Repressionen, Sowjetdemokratie: UdSSR - eine 
Kriminalgeschichte?; Michael Kubi, Wiesbaden 
Über Fernwirkungen der Oktoberrevolution; Andreas 
Wehr, Berlin 

Sowjetunion - konsequente Friedenspolitik seit dem 
Dekret über den Frieden; Dr. Marianne Linke, Stralsund 
Immer wieder ostwärts: Die Konfrontationspolitik der 
NATO; Rainer Rupp, Saarburg 

Alternative Russlands zur Expansion der EU in Osteuropa; 
Prof. Dr. Anton Latzo, Michendorf 

Sonnabend, 30. September 2017,10.30 - 17 Uhr 
Rathaus Pankow, Ratssaal, Breite Straße 24 A - 26, 
13187 Berlin 

Deutscher Freidenker-Verband, Verbandsvorstand + 
LV Berlin - www.freidenker.de 

- In Zusammenarbeit mit: Ostdeutsches Kuratorium 

von Verbänden (OKV) e.V., Gesellschaft zum Schutz von Bürgerrecht und 
Menschenwürde (GBM) e.V., Gesellschaft zur rechtlichen und humanitären 
Unterstützung (GRH) e.V., Bündnis für soziale Gerechtigkeit und Menschen¬ 
würde (BüSGM) e.V., Arbeiterfotografie - Forum für Engagierte Fotografie, 
Marx-Engels-Stiftung Wuppertal, Marx-Engels-Zentrum Berlin 


Veranstaltungen in der 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann" e.V. 

im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66, 

Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 

Am Freitag, 18. August 2017 
73. Jahrestag der Ermordung von Ernst Thälmann 

Die Gedenkstätte ist ab 10:00 Uhr geöffnet. 

Führung Gespräche Film 

Ab 17:00 Uhr: Ansprachen, Blumen und Kranzniederlegungen 

Ab 18:00 Uhr stellt Rechtsanwalt Dipl. jur. Ralph Dobrawa 
die Broschüre „Mord ohne Sühne - Die Verschleppung der 
Strafverfolgung gegen die Mörder Ernst Thälmanns" - vor und 
beantwortet Fragen. 

Danach Musik und Texte der Arbeiter- und Friedensbewegung 
von der „Songgruppe Hamburg" 

www.thaelmann-gedenkstaette.de 

(Busverbindung Linien 20,22, 25 und 
Schnellbus 34 U-Bahn Kellinghusenstraße) 



Raus auf die Straße - 
Rein in den Wahlkampf! 



Sonnenschirm „DKP - UZ“ 
Logos weiß, Schirm rot 
ca 1,85 x 2,30 m 

60,00 Euro 




UZ Extra BTW 
vierfarbig, halbes 
UZ-Format, 12 Seiten 



T-Shirt „DKP“ 
Logo weiß, Shirt rot 
Größen S - 2XL 

14,90 Euro 


Sofortprogramm 
vierfarbig 
DIN A5, 12 Seiten 

50 St. 2,50 Euro 


www.uzshop.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 


JUMP UP Update August 2017: 

Neu im Programm: Rise Against 

Protestsongs für die Welt! Rise Against sind bekannt für ihre Kritik und ihr poli¬ 
tisches Engagement, das sich auch in ihrer Musik widerspiegelt. Mit "Wolves" setzt 
das Quartett sein Werk fort - ein zähnefletschendes Album gegen Intoleranz und 
soziale Ungerechtigkeit. 

Folgende CDs können wir anbieten: 

# Wolves (Explicit) Cb EUR 19,90 

# The Black Market Cb EUR 7,50 

# RPM 10 Cb EUR 15,50 

# Endgame Cb EUR 7,50 

# The Sufferer & The Witness Cb EUR 7,50 

# Appeal To Reason Cb EUR 7,50 

# Siren Song Of The Counter-Cult Cb EUR 7,50 

# Long Forgotten Songs: B-Sides & Covers 2000 - 2013 (Explicit) Cb EUR 7,50 

Ein längerer Artikel zu Rise Against steht in der UZ Nr.28 v. 14.07.17 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 




Alles Gute zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich zum 
runden Geburtstag im 1. Halbjahr 2017: 

EIN Wolff 

zum 85. 

Wir wünschen weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Saarbrücken, Dudweiler und Sulzbach 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 26727.8.17 
Entwurf des Leitantrags des 22. Parteitags 
zur Strategie der DKP 

Mit den Mitgliedern der Autorengruppe und Referenten: 
Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP 
Lucas Zeise, Chefredakteur der UZ, Zeitung der DKP 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,-€; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 



ZEIT*"“*“ 

(WIDE* 

STAND! 


REPORTAGE: Fremdbestimmung und 
Emanzipation in der Schule 

SUSANN WITT-STAHL über 
Gegenkultur statt Kulturindustrie 
KYBERNETIK und gesellschaftliche 
Planung in der UdSSR 

DOKUMENTATION: Das Dorf aus 

Bundeswehr-Propaganda-Serie 





Toskana, nah am Meer 

vmw.iiywia-b^oif.dc | om. oha. n 


Okohof im Olivenhain, 
weiter BFck Stille; 
große Kelle Zimmer, 
viete gute ß lieber, 
Haus oder Häuschen; 
KirideTparadies, 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

s_> 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 11. August 2017 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 12 . AUG 


Hamburg: Stadtteilrundgang durch Ohls¬ 
dorf. Bei dem Rundgang wird sowohl an 
Standorten ehemaliger Bauwerke wie 
Freibad, Straßenbahndepot und Schleuse 
sowie an noch vorhandenen Gebäuden wie 
Straßenbahn-Wartehaus, Bahnhof und al¬ 
tes Krematorium die Vergangenheit wieder 
zum Leben erweckt und auf den Einfluss 
der Stadtentwicklungspolitik hingewie¬ 
sen. Veranstalter: Willi-Bredel-Gesellschaft 
Geschichtswerkstatt e.V. Treffpunkt: Im 
Grünen Grunde 1c. direkt Ausgang U-/S- 
Bahn Ohlsdorf, altes Eingangsgebäude 
Schwimmbad, 15.00 Uhr. Dauer ca. zwei 
Stunden, Kostenbeitrag 5,00 Euro/3,00 
Euro. 


SO ★ 13 . AUG 


Moos: Versammlung der DKP Bodensee 
mit Auswertung der jüngsten Aktivitäten 
und der Wahl von Delegierten zur Bezirks¬ 
konferenz. Gewerbestraße 4b, 15.00 Uhr. 


Dl ★IS.AUG 


Duisburg: Mitgliederversammlung der 
DKP zu Aktivitäten und Aktionen zu den 
Bundestagswahlen und Vorbereitung der 
Jahreshauptversammlung. Falkenheim in 
Duissern, Duissernstraße 98,19.00 Uhr. 


Ml ★ 16 . AUG 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr._ 

Hamburg: „Gemeinsam gegen Krieg und 
Armut - Warum getrennt bei der Wahl?“ 
Diskussionsveranstaltung der DKP Ham¬ 
burg-Wandsbek mit Fritz Dittmar. Bram¬ 
felder Kulturladen (BRAKULA), Bramfelder 
Chaussee 265,19.00 Uhr. 


DO ★ 17 . AUG 


Berlin: „Industrie 4.0 - Was heißt das für 
die Arbeiterklasse?“ Diskussionsveranstal¬ 


tung der DKP Friedrichshain/Kreuzberg mit 
Werner Seppmann. Omayra Kulturzentrum 
Berlin, Engeldamm 68,19.30 Uhr. 


FR ★ 18 . AUG 


Dreieich-Götzenhain: „Lieder gegen den 
rechten Aufmarsch - von damals und von 
dieser Zeit.“ Konzert mit Kai Degenhardt. 
Zelt im Maislabyrinth, 20.00 Uhr. 


SA ★ 19 . AUG 


Elmshorn: Wasserturmfest der DKP mit 
Kinderfest, Kaffe und Kuchen, Diskussi¬ 
onsrunde „Politikwechsel organisieren“, 
Musik, Flohmarkt und griechische Spezia¬ 
litäten. Jahnstraße 2a, ab 15.00 Uhr. 


SA ★ 26 . AUG 


Duisburg: Sommerfest der DKP. Meinungs¬ 
austausch zu den Bundestagswahlen, Kaf¬ 
fee, Kuchen und Grillerei, Musik von Ali und 
Gülizar. Falkenheim in Duissern, Duissern- 
straße 98,15.00 Uhr._ 

Wilhelmshaven: „100 Jahre Ermordung 
von Max Reichpietsch und Albin Köbis - 
100 Jahre Gemeinsam gegen Krieg und 
Imperialismus“, Kundgebung mit dem Bun¬ 
destagskandidaten der DKP Achim Bigus, 
stellvertretender Vorsitzender der DKP Nie¬ 
dersachsen und Björn Schmidt, Sprecher 
des Arbeitskreises „Frieden“ in der DKP. 
Rambla, 13.30 Uhr. 


MO ★ 28 . AUG 


Dortmund: „Braune Flecken auf der Hel¬ 
denbrust“. Vortrag und Diskussion mit 
Arnold Schölzel, Stellv. Chefredakteur der 
Tageszeitung „junge weit“ über „unsere 
Soldaten, die einen guten Job in Afghanis¬ 
tan und anderswo machen“ (von der Leyen) 
und einem braunen Erbe, das gerade des¬ 
halb neu belebt wird. Veranstaltung der 
DKP Dortmund. Bezent, Münsterstraße 56, 
19.00 Uhr. 


Was ist los in Venezuela? 

Veranstaltungen mit Carolus Wimmer, venezolanischer Abgeordneter des la¬ 
teinamerikanischen Parlaments „Parlatino“ und Sekretär für Internationales 
der KP Venezuelas. 


Urlaub nicht selbst bezahlt 

„28 Stunden sind genug“ - 
Anne Rieger, UZ v. 4.8„ S. 3 

Hinsichtlich der Einschätzung des 
EVG-Tarifabschlusses verfährt die 
Autorin dieses Artikels frei nach dem 
Motto „Es kann nicht sein, was nicht 
sein darf“. Sie geht fehl in der Annah¬ 
me, dass die Arbeitszeitverkürzung in 
Form der bezahlten sechs Tage mehr 
Urlaub nur von denen genommen 
wird, die „es sich leisten können“, statt 
des Urlaubes eine bezahlte Stunde in 
der Woche mehr zu arbeiten. Im DB- 
Konzern entfiel - gerade auch in nied¬ 
riger bezahlten Dienstleistungsunter¬ 
nehmen - die Wahl überdurchschnitt¬ 
lich oft auf mehr Urlaub (bis an die 
70 Prozent). Anne irrt daher, wenn sie 
schreibt, dass diese Kolleginnen und 
Kollegen ihren Urlaub „selber bezah¬ 
len“, da sie auf eine Lohnerhöhung 
verzichten. Dies auch vor dem Hinter¬ 
grund, dass in diesem Jahr noch eine 
Lohnrunde ansteht. Sie irrt auch, dass 
hierfür kein Personal eingestellt wird. 
Eine Schichtplanung in den operativen 
Bereichen, in denen die DB AG auf¬ 
grund laufender Verträge auch zur Er¬ 
bringung von Leistungen verpflichtet 
ist, kann nur umgesetzt werden, wenn 
hierfür auch Personal eingestellt wird. 
Derzeit ist von etwa 3000 Stellen die 
Rede. Es war nicht im Interesse des 
Unternehmens, dieses Wahlmodell zu 
machen. Gerade wegen dieser Wahl mit 
Urlaub waren wir Sekunden vor dem 
Warnstreik, den das Unternehmen un¬ 
bedingt vermeiden wollte. Denn ein 
EVG-Streik könnte auch nicht durch 
einen Notfahrplan unterlaufen werden. 

Rainer Perschewski , Berlin 

Hiroshima fehlt 

UZ v. 4.8. 

Am 6. August wurde überall in der Welt 
an die Opfer des Atombombenabwurfs 
auf Hiroshima gedacht. In Kiel wurden 
im Hiroshimapark mit einer Lotosblüten¬ 
aktion Kerzen auf den Kleinen Kiel ge¬ 
setzt; organisiert vom Kieler Friedenfo¬ 
rum in Zusammenarbeit mit der Kieler 
Ratsversammlung (mit Unterstützung der 
Kieler DKP). 


Am 25. Juli fand in Stuttgart-Feuerbach 
eine Veranstaltung zur Kandidatur der 
DKP in Stuttgart-Feuerbach statt. Die 
Spitzenkandidatin Konni Lopau und 
UZ-Redakteur Lars Mörking sprachen 
zur Frage, warum die DKP für den Bun¬ 
destag kandidiert. 

Konni Lopau erinnerte mit Bezug 
auf das Sofortprogramm an den Krieg 
der Bundesregierung nach innen. Das 
Flüchtlingselend werde als Projekti¬ 
onsfläche für den Unmut der Bevöl¬ 
kerung genutzt, von den eigentlichen 
Verantwortlichen der Ausbeutung wer¬ 
de abgelenkt und rechtsextreme Ten¬ 
denzen gefördert. Der systematische 


Was fehlte, war ein Artikel in der letz¬ 
ten UZ zu Hiroshima, Atomwaffen und 
der neuen Initiative der UN zur Abschaf¬ 
fung der Atomwaffen. 

Reinhard Kops , Kiel 

Leichtathletik 

„Der Rote Kanal“ UZ v. 4.8„ S.16 

Die manchem eintönige, kulturlose Zeit 
ohne Sport und Fußball rund um die Uhr 
in Stadien und an großformatigen, inter¬ 
netfähigen HD-TV-Geräten ist endlich 
zu Ende. Der Ball rollt wieder, zuerst 
aber die Millionen. Saubere Leichtathle¬ 
ten kämpfen um Medaillen. Die Staats- 
Doper sind bestraft und ausgeschlossen. 
Wie afrikanische und andere Sportler fit 
gemacht werden - auch mit Hilfe deut¬ 
scher Mediziner - ist etwas ganz anderes 
und der Einzelfall, der nun bestimmt zum 
wievieltem Male rigoros aufgeklärt wird. 

Roland Winkler ; Aue 

Nicht belehren 

„Rechtsruck in NRW“, UZ v. 4.8„ S.4 

Dass mehr Bürger bereit sind, die DKP 
zu unterstützen, damit sie bei Wahlen an- 
treten kann, als sie hinterher Wählerstim¬ 
men hat, bedarf weiterer Überlegungen. 
Ich kenne viele, die hier Unterstützungs¬ 
unterschriften abgaben, weil sie das für 
ein demokratisches Prinzip halten. Das 
hat nichts mit einer Wahlpräferenz zu 
tun. Wenn Kommunisten in Bewegun¬ 
gen und Bündnissen geschätzt werden, 
ist das der Anfang: Sie müssen dort sein, 
wo sich Menschen in Bewegung setzen, 
auch wenn sie weitergehende Ziele ha¬ 
ben oder die Ziele für reformerisch, il¬ 
lusionär halten. Denn in der Aktion ma¬ 
chen Menschen Erfahrungen, und da 
könnten sie erleben, dass Kommunisten 
an ihrer Seite stehen und sie nicht nur 
belehren, sondern über die ursprüngli¬ 
chen Anliegen hinaus diskutieren (nicht: 
anschaulich aufklären). Wer glaubt, dass 
eine kleine und handlungsschwache Par¬ 
tei gut beraten ist, wenn sie für sich bleibt, 
der wird sie schwächer machen. Wer die 
Mitglieder anleitet, dort zu sein, wo Men¬ 
schen kämpfen und mitzumachen (man 
muss nicht einmal „führen“), der wird sie 
stärker machen. 

Michael Stiels-Glenn , Dülmen 


Privatisierungswahn erfasse auch das 
Gesundheitswesen, die DKP engagiere 
sich daher besonders im Aktionsbünd¬ 
nis „Mehr Personal für unsere Kranken¬ 
häuser“. In Stuttgart dienten AFRICOM 
und EUCOM der Koordinierung der 
Aggression nach außen. Vom EUCOM 
aus würden zudem alle US-Atomwaffen 
in Europa befehligt, führte Lopau aus. 

Warum kandidiert nun die DKP zur 
Bundestagswahl, wenn doch die Links¬ 
partei viel mehr Zulauf und Einfluss 
hat? Die Partei „Die Linke“ verfolge 
einen friedenspolitischen Schlingerkurs, 
der ihrem Drang nach Regierungsbe¬ 
teiligung geschuldet sei. Lars Mörking 


Frage des Wollens 

„28 Stunden sind genug“, 

UZ v. 4.8„ S. 3 

Die 28-Stunden-Woche „für alle“ mit 
„Rückkehrrecht zur „35“ hat wie Anne 
Rieger schreibt, nichts mit realer Arbeits¬ 
zeitverkürzung zu tun. Sie ist aus meiner 
Sicht vielmehr die Krücke, die sich die 
IGM-Spitze drechselt, um einer Ausein¬ 
andersetzung dem Weg zu gehen. In die¬ 
sem Sinne hatte der IGM-Vorstand be¬ 
reits beim Gewerkschaftstag im Oktober 
2015 entsprechende Forderungen um vier 
Jahre, auf Herbst 2019, verschoben. Mit 
seinem Antrag „Neue Arbeitszeitpolitik“ 
ließ er beschließen: „Bis zum nächsten 
Gewerkschaftstag sind Arbeitszeitfra¬ 
gen zentrale tarifpolitische Themen für 
die Metall- und Elektroindustrie und alle 
weiteren Branchen. Welche Konfliktthe¬ 
men sich ergeben, wird nach der Wahr¬ 
nehmung der Gesprächsverpflichtung 
zwischen Gesamtmetall und IG Metall 
deutlich werden.“ 

Über „Konfliktthemen“ mit dem Ka¬ 
pital müssen wir nicht vier Jahre disku¬ 
tieren und noch weniger den größten Ka¬ 
pitalverband „Gesamtmetall“ im Elek¬ 
tro- und Metallbereich danach befragen. 
Die Entwicklung der Arbeitszeit - seit 
Jahren etwa 41 bis 42 Arbeitsstunden in 
der Woche, eine Milliarde unbezahlter 
Überstunden - ist bekannt. Gleiches gilt 
für die Angriffe des Kapitals auf den ge¬ 
setzlichen Achtstundentag. Die Antwort 
aus den Gewerkschaften darauf ist längst 
überfällig. Das wäre bzw. ist die Forde¬ 
rung nach gesetzlicher Arbeitszeitverkür¬ 
zung, der 35- oder auch 28-Stunden-Wo¬ 
che, die für alle Lohnabhängigen gilt. Es 
ist klar, eine solche Forderung lässt sich 
nur durch das Organisieren der entspre¬ 
chenden Diskussion in den Gewerkschaf¬ 
ten und in den Betrieben durchsetzen. 
Dabei kommt es insbesondere darauf 
an, dass sich die Belegschaften wieder auf 
ihre eigene Stärke besinnen und ebenso 
die Gewerkschaften, Vorstände und hun¬ 
derte Sekretärinnen und Sekretäre als 
notwendiges „Gegengewicht“ für diese 
Auseinandersetzung mobilisieren. Das 
ist nicht leicht aber keine Frage des Kön¬ 
nens, sondern des politischen Wollens. 

Ludwig Jost, München 


wies darauf hin, dass die Autobahnpri¬ 
vatisierung und eine entsprechende 
Grundgesetzänderung von der Links¬ 
partei im Bundesrat mitgetragen wur¬ 
de. Die DKP hingegen stehe für ein ge¬ 
nerelles Privatisierungsverbot, egal ob 
bei Autobahnen, im Gesundheitswesen 
oder bei Wohnungsgesellschaften. 

Beide Referenten betonten noch¬ 
mals, dass der Kampf gegen Ausbeu¬ 
tung und Krieg mit dem Kampf gegen 
den Kapitalismus verbunden werden 
muss. Daher brauche die BRD eine 
viel stärkere kommunistische Partei 
und deshalb kandidiere die DKP zur 
Bundestagswahl. Andreas Grimm 


Dl 15. August, Suhl 

Kulturbaustelle in der Friedrich-König- 
Straße 35. Veranstalter:„RotFuchs und 
Unterstützer, 17.00 Uhr. 

DO 17. August, Nürnberg 
Dialog der Kulturen, Fürther Straße 
40A, U-Bahn Gostenhof. Veranstal¬ 
ter: DKP Nürnberg mit FG BRD-Kuba 
Nürnberg, SDAJ und weiteren Unter¬ 
stützern, 19.00 Uhr. 

FR 18. August, Darmstadt 
DGB-Haus, Rheinstraße 50, Hans- 
Böckler-Saal. Veranstalter: DKP-Darm- 
stadt mit Unterstützung durch den 
ver.di-Bezirk Südhessen, 18.00 Uhr. 

SA 19. August, Frankfurt/M 
„Venezuela und Kuba im Lateinameri¬ 
ka von heute“ auf dem Soli-Sommer- 
fest. DGB-Haus, Jugendclub, Wilhelm- 
Leuschner-Straße 69-77. Veranstalter: 
FG BRD-Kuba Frankfurt/M. und Ve¬ 
nezuela Soli Ffm mit Unterstützern, 
15.00 Uhr. 


MO 21. August, Köln 

Bürgerhaus MüTZe, Berliner Straße 
77, Köln-Mülheim. Veranstalter: FG 
BRD-Kuba e.V., DKP-Bezirk Rheinland- 
Westfalen, DKP-Wohngebietsgrup- 
pe Mülheim und die Sozialistische 
Selbsthilfe Mülheim, 18.00 Uhr. 

Dl 22. August, Göttingen 
Holbornsches Haus, Rote Straße 34. 
Veranstalter: FG BRD-Kuba mit DKP 
Göttingen und SDAJ, 19.00 Uhr. 

Ml 23. August, Rostock: 
Stadtteilbegegnungszentrum Toiten¬ 
winkel (SBZ), Olof-Palme-Straße 26. 
Veranstalter: RotFuchs Förderverein 
e.V. mit Unterstützung von DKP, SDAJ, 
kommunistische Plattform Die Linke 
MV,Verein zur Pflege derTradition der 
NVA und der Grenztruppen der DDR, 
17.00 Uhr. 

FR 25. August, Siegen 

VEB, Marienborner Str. 16, Veranstal¬ 
ter: DKP und SDAJ, 19.00 Uhr. 


Kommunisten auf dem Wahlzettel 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo um möchte 
die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle ich 
die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 13,00 € pro Monat 

□ Förderabo 18,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □monatlich* □vierleljahflicb* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 


‘Name, Vamarr-t 


□ E inzugsarrnächlig u ng / S EPA-Lastschriftma ndat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 



Die Sekte der Folterer 

Deutsche Diplomaten und die Ver¬ 
brechen der Colonia Dignidad in Chi¬ 
le - Folter, Vergewaltigung Minder¬ 
jähriger, zwangsweise Verabreichung 
von Psychopharmaka, Bespitzelung, 
Beichtzwang - die Colonia Digni¬ 
dad in Chile war Schauplatz beispiel¬ 
loser Verbrechen. Das faschistische 
Regime Pinochet nutzte die Anlage 
entsprechend. Niemand schritt ein. 
Deutsche Diplomaten leugneten jah¬ 
relang die Menschenrechtsverletzun¬ 
gen, vertuschten die Zustände und 
schickten geflohene Sektenmitglie¬ 
der sogar zurück. Ein Film von Ulli 
Neuhoff und Klaus Weidmann. 

Fr., n.8., 20.15 Uhr, 3sat 

Begierde - Mord im Zeichen des Zen 

Ein junger japanischer Mönch, in tra¬ 
ditionelle Gewänder gehüllt und mit- 
einer blutenden Wunde am Kopf in 
der Nähe von Aachen. Die Spur des 
Mönchs führt die Kommissarin zu ei¬ 
nem abgelegenen Zen-Kloster und ei¬ 
ner privaten Hilfsorganisation, die asi¬ 
atische Adoptivkinder nach Europa 
vermittelt. Alles ganz legal. Doch für 
Louise Boni (Melika Foroutan) ist der 
erste Eindruck zu harmlos und perfekt, 
um unverdächtig zu sein. Krimifans 
kennen Louise Boni längst aus den 
Bestsellern des preisgekrönten Autors 
Oliver Bottini. Die Grimme-Preisträ- 
gerin Brigitte Maria Bertele hat den 
ersten Roman der Reihe verfilmt. 

Sa., 12.8., 21.45 Uhr, ARD 

New Blood - Tod in London 

Die erste Folge einer neuen briti¬ 
schen Krimireihe. Zwei junge Poli¬ 


zisten arbeiten als Ermittler in Lon¬ 
don. Die beiden lernen sich beim 
Triathlon kennen und erfahren bald, 
dass sie aus unterschiedlichen Er¬ 
mittlungsbehörden am selben Fall 
arbeiten. Eine Gruppe englischer 
Touristen hatte in Indien auf einer 
Reise an einem medizinischen Ex¬ 
periment teilgenommen. Sechs Jah¬ 
re später kommen drei von ihnen 
durch Unfälle in England ums Le¬ 
ben. Schon bald sehen sie sich ge¬ 
meinsam den Reichen und Mäch¬ 
tigen Londons gegenüber, die sich 
hinter ihren Fassaden und Anwälten 
verschanzen. Klingt gut und selten 
wird man bei britischen Krimis ent¬ 
täuscht, mal sehen. 

So., 13.8., 22.00 Uhr, ZDF 

DFB-Pokal i. Hauptrunde 

Vor dem Start der Bundesliga spie¬ 
len bunt ausgelost die Ligen ihre ers¬ 
ten Pokalspiele, beginnt bereits am 
Freitag, aber gezeigt wird in voller 
Länge der FC Hansa Rostock (3. 
Liga) gegen Hertha BSC (1. Liga). 
Später dann noch Zusammenfassun¬ 
gen, so hoffentlich von BSC Dyna¬ 
mo (Regionalliga) gegen Schalke 04 
(1. Liga) oder auch MSV Duisburg 
gegen den 1. FC Nürnberg (beide 2. 
Liga). Weiterkommen lohnt sich: Für 
die Teilnahme in der ersten Runde 
erhält jeder der 64 Vereine 140 000 
Euro. Ab dann verdoppeln sich die 
Prämien quasi mit jeder Runde. In 
der zweiten Pokal-Runde gibt es be¬ 
reits 268 000 Euro. Für nicht wenige 
Vereine geht es schon um Geld zum 
Überleben. 

Mo., 14.8., 20.15 Uhr, ARD 


In voller Besetzung 

Kubanische Champions kommen zur Box-WM nach Hamburg 
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Julio Cesar la Cruz und sein Trainer in Doha, Katar. 


K uba dominierte die Amerika- 
Meisterschaften, die in Tegucigal¬ 
pa, Honduras, ausgetragen wur¬ 
den. Mit acht Gold- und zwei Silberme¬ 
daillen haben sich die Kubaner dabei 
außerdem in allen Gewichtsklassen 
für die Weltmeisterschaft in Deutsch¬ 
land qualifiziert, die vom 25. August bis 
2. September in der Sporthalle Ham¬ 
burg stattfinden wird. Das kubanische 
Team, geleitet von Cheftrainer Rolan- 
do Acebal, darf sich auch in Hamburg 
einige Hoffnungen auf Medaillen ma¬ 
chen. Arien Lopez, der im Finale der 
Gewichtsklasse bis 75 kg (Mittelge¬ 
wicht) den Kolumbianer Jorge Vivas 5 
zu 0 besiegte, gehört zu den Favoriten 
auf den Weltmeistertitel. Ein weiterer 
Kubaner, der bei den Amerika-Meis¬ 


terschaften erfolgreich war, ist Yosvany 
Veitfa (Fliegengewicht, bis 52 kg), der 
den Kolumbianer Ceiber Ävila beim 
entscheidenden Kampf von Anfang 
an unter Kontrolle hatte. Des weiteren 
werden Läzaro Alvarez (Leichtgewicht, 
bis 60 kg), Andy Cruz (Halbwelterge¬ 
wicht, bis 64 kg), Roniel Iglesias (Wel¬ 
tergewicht, bis 69 kg), Julio Cesar La 
Cruz (Halbschwergewicht, bis 81 kg) 
für Kuba in Hamburg antreten. Eine 
gewisse Leichtfüßigkeit ist auch von 
den kubanischen Boxern zu erwarten, 
die in der Schwergewichtsklasse (bis 91 
kg) und im Superschwergewicht (über 
91 kg) antreten. Hier werden Erislan- 
dy Savön aus Guantänamo und Jose 
Ängel Larduet aus Santiago de Cuba 
antreten. 


Die Zweitplatzierten von Teguci¬ 
galpa, Johanys Argilagos (Halbfliegen¬ 
gewicht, bis 49 kg) aus Camagüey und 
Javier Ibanez aus Matanzas (Bantam¬ 
gewicht, bis 56 kg) haben sich ebenfalls 
für die Weltmeisterschaften qualifiziert. 
Ibanez hatte bei den Amerika-Meister¬ 
schaften im Halbfinale einen Cut, also 
eine Platzwunde im Gesicht, erlitten, 
die ihn daran hinderte, den Finalkampf 
zu bestreiten. 

Insgesamt sind 60 Boxer aus 16 
Ländern Amerikas für die Weltmeister¬ 
schaften qualifiziert. Kuba ist als ein¬ 
ziges Nationalteam in allen Gewichts¬ 
klassen vertreten, gefolgt von Kolumbi¬ 
en mit sieben, den USA mit sechs und 
Brasilien mit fünf Teilnehmern. 

Granma.cu/UZ 


Strampeln für Frieden und Sozialismus 

„pedal4progress“ auf den Spuren der Internationalen Friedensfahrt 



350 Kilometer hatte die Gruppe bri¬ 
tischer Radsportbegeisterter in drei 
Etappen vom Herzen Prags ins Zen¬ 
trum Berlins zurückgelegt, als sie am 
4. August von Mitgliedern der DKP 
auf der Karl-Marx-Allee empfangen 
wurden. Es ging den Radlern nicht 
nur um den Sport - ihr Trip dient der 
Sammlung von Spenden für die Zei¬ 
tung „Morning Star“ und ist ein Bei¬ 
trag zur Völkerverständigung und den 
Frieden - sie strampelten sich ab unter 
dem Motto „Nein zur Nato - Ja zum 
Frieden“. So folgte doch noch eine 
Kurzetappe, bei der sie von Berliner 
Genossinnen und Genossen auf Fahr¬ 
rädern begleitet wurden: Eine Fahr¬ 
raddemonstration vom Cafe Moskau 
zum sowjetischen Ehrenmal im Trep¬ 
tower Park, wo die Teilnehmer nach 
kurzen Statements und der Verlesung 
eines Grußworts von Täve Schur Blu¬ 
men niederlegten. Der Brief von Täve 
Schur bewegte die Teilnehmer beson¬ 
ders, weil der inzwischen 86-jährige 
Sieger der Internationalen Friedens¬ 
fahrt 1955 und spätere Straßenrad- 
Weltmeister die sportlichen Traditio¬ 
nen des Kampfes um Frieden hervor¬ 
hob. 

In einem kurzen Gespräch mit der 
UZ erläuterte der Organisator der 
Tour, Les Doherty die Idee hinter dem 
Sportevent: 

Les Doherty: Nun schon zum fünften 
Mal habe ich unter dem Logo „pe- 
dal4progress“ die Radtouren zur Un¬ 
terstützung des „Morning Star“, der 
einzigen englischsprachigen sozialis¬ 
tischen Tageszeitung, organisiert. Wir 
nutzen diese Fahrten regelmäßig, um 
eine Botschaft zu verbreiten. Die Tour 


in diesem Jahr trägt das Motto „Nein 
zur Nato - Ja zum Frieden“. Und da 
erschien es uns logisch, einen Teil der 
Strecke der historischen Internationa¬ 
len Friedensfahrten zu wählen, wo ja 
abwechselnd Warschau, Prag und Ber¬ 
lin Start- und Zielort waren. Wir stellen 
die Rolle Britanniens in der Nato und 
die Rolle der Nato in der Welt in den 
Vordergrund. 

UZ: Gab es Resonanz zu eurem Anlie¬ 
gen? 


Les Doherty: Es war wunderbar, wie 
uns die Genossinnen und Genossen 
der Kommunistischen Partei Böh¬ 
mens und Mährens am Start begleitet 
haben. Sie waren begeistert von der 
Idee, die Tradition der Friedensfahr¬ 
ten wieder aufleben zu lassen. Und 
der Empfang hier in Berlin durch 
die Genossinnen und Genossen der 
DKP hat uns überwältigt. Einige von 
ihnen haben uns ja auch auf der letz¬ 
ten Etappe von der Karl-Marx-Allee 
zum Ehrenmal für die im Kampf um 


die Befreiung Berlins gefallenen So¬ 
wjetsoldaten im Treptower Park be¬ 
gleitet. 

UZ: Ihr wertet die Tour also als einen 
Erfolg? 

Les Doherty: Wir wollten mit unse¬ 
rer Aktion zeigen, dass der Kampf um 
Frieden international ist. Ich glaube, 
das ist uns gelungen. 

UZ: Was habt ihr als nächstes vor? 



Les Doherty: Wir werden natürlich 
das Fahrrad als Mittel revolutionärer 
Politik weiterhin nutzen. Es geht da¬ 
rum, Geld zu sammeln für den „Mor¬ 
ning Star“. Aber die herzliche Begeg¬ 
nung mit der KSCM in Prag und mit 
der DKP in Berlin lässt uns überlegen, 
unser Projekt international aufzuzie¬ 
hen, also in Zukunft gemeinsam mit 
Teilnehmern aus anderen Ländern zu 
fahren. 

UZ: Und was haltet ihr davon, das UZ- 
Pressefest im kommenden Jahr in eure 
Planung einzubeziehen? 

Les Doherty: Das ist eine großartige 
Idee, die wir gerne in unsere Über¬ 
legungen aufnehmen. Und 2019, im 
60. Jahr der kubanischen Revolution, 
würden wir gerne in Kuba eine Stre¬ 
cke unter die Räder nehmen. Aber wir 
können uns nur Ziele setzen, die wir 
auch erreichen können, das muss alles 
geplant und diskutiert werden. 

UZ: Wie viel an Spenden für den „ Mor¬ 
ning Star“ konntet ihr durch eure Akti¬ 
on einsammeln? 

Les Doherty: Die genaue Zahl für 
diese Fahrt kann ich natürlich noch 
nicht nennen. Es kommt immer noch 
im Nachgang Geld herein, die genaue 
Zahl wissen wir erst im Oktober. Aber 
ich kann sagen - und ich bin stolz da¬ 
rauf: In den fünf Jahren, die wir das 
jetzt machen, sind 25 000 Pfund für den 
„Morning-Star“-Fonds zusammenge¬ 
kommen. Auch dadurch, dass die Teil¬ 
nehmer alle anfallenden Kosten selbst 
tragen. 

Manfred Idler 




























